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Abstrakt 

 

Diese Masterarbeit untersucht die Strategien der politischen Opposition in Serbien anhand 

zweier Schlüsselphasen: der Zeit nach den ersten Mehrparteienwahlen 1990 und der 

Entwicklungen rund um die Wahlen und Proteste 2023. Ziel ist es, Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede in Herausforderungen, Strategien und Wirkungen der Opposition zu analysieren. 

In den 1990er Jahren war die Opposition durch Fragmentierung, Ressourcenmangel und 

strategische Schwächen geprägt, was der SPS unter Slobodan Milošević erlaubte, ihre Macht 

zu festigen. Erst die Massenproteste 2000 führten zu einem politischen Wandel. 

Die Analyse der Situation 2023 zeigt, dass autoritäre Praktiken weiterhin bestehen, die 

Opposition jedoch institutionelle Reformansätze verfolgt. Initiativen zur Wahlrechtsänderung 

und Bündnisse wie „Serbien gegen Gewalt“ belegen strategische Anpassungen. Dennoch 

bestehen zentrale Probleme: mangelndes Vertrauen der Bürger, mediale Benachteiligung und 

interne Spaltung. 

Die Proteste nach dem Unfall in Novi Sad 2024 verdeutlichen das Misstrauen gegenüber 

staatlichen Institutionen und eine Krise der Rechtsstaatlichkeit. Deren politischer Einfluss 

bleibt aber begrenzt. 

Die künftige Wirksamkeit der Opposition hängt entscheidend von ihrer Fähigkeit ab, interne 

Konflikte zu überwinden, eine glaubwürdige Alternative zu bieten und das Vertrauen der 

Bevölkerung zurückzugewinnen. 

 

Stichworte: Politische Opposition, Postkommunismus, Wahlen 1990 und 2023, 

Autoritarismus, Protestbewegungen, Vertrauen in Institutionen, Zivilgesellschaft, Strategische 

Fragmentierung, Serbien 
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Abstract 

 

This Master's thesis examines the strategies of the political opposition in Serbia by focusing 

on two key phases: the period following the first multi-party elections in 1990 and the 

developments surrounding the elections and protests in 2023. The aim is to analyze the 

similarities and differences in the challenges, strategies, and impacts of the opposition. 

In the 1990s, the opposition was marked by fragmentation, lack of resources, and strategic 

weaknesses, which allowed the Socialist Party of Serbia (SPS) under Slobodan Milošević to 

consolidate power. It was only the mass protests in 2000 that led to political change. 

The analysis of the 2023 situation reveals that authoritarian practices persist, although the 

opposition is now pursuing institutional reform strategies. Initiatives to amend electoral law 

and coalitions such as "Serbia Against Violence" reflect strategic adaptations. However, key 

issues remain: public distrust, media bias, and internal division. 

The protests following the train station incident in Novi Sad in 2024 highlight deep distrust in 

state institutions and a crisis of the rule of law. Nevertheless, their political impact has so far 

remained limited. 

The future effectiveness of the opposition largely depends on its ability to overcome internal 

conflicts, offer a credible alternative, and regain public trust. 

 

Keywords: Political Opposition, Post-Communism, Elections 1990 and 2023, 

Authoritarianism, Protest Movements, Trust in Institutions, Civil Society, Strategic 

Fragmentation, Serbia 
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Einführung 

 

Die politische Opposition in den postkommunistischen Ländern stand beim Übergang 

zu demokratischen Systemen vor einer Vielzahl von Herausforderungen. Besonders 

anschaulich wird dies am Beispiel Serbiens, eines Landes, das seit den ersten 

Mehrparteienwahlen 1990 bis zu den jüngsten politischen Unruhen eine bewegte Geschichte 

erlebt hat. Die turbulente politische Landschaft Serbiens spiegelt die komplizierte 

Entwicklung demokratischer Institutionen und die vielfältigen Strategien wider, mit denen die 

Opposition in unterschiedlichen historischen Kontexten versuchte, sich gegen autoritäre 

Tendenzen durchzusetzen. 

Die Zeit unmittelbar nach dem Fall des Kommunismus war geprägt von der Dominanz des 

Regimes von Slobodan Milošević, dessen Herrschaft formal-demokratische Strukturen nutzte, 

jedoch durch autoritäre Kontrolle über Medien, Sicherheitsapparate und wirtschaftliche 

Ressourcen gekennzeichnet war. Die Opposition stand in dieser Phase vor tiefgreifenden 

Herausforderungen hinsichtlich ihrer organisatorischen Schwächen, fehlenden Infrastruktur 

und unrealistischen Zielen, was eine nachhaltige politische Veränderung verzögerte. Trotz 

diverser Versuche der Einigung blieb die Opposition in dieser Zeit fragmentiert und ineffektiv. 

Insbesondere die ideologischen Konflikte über den Umgang mit dem Nationalismus und den 

Kriegen in den Nachbarstaaten Bosnien und Kroatien erschwerten eine einheitliche und klare 

politische Linie. 

Im Jahr 2023 erreichte die politische Opposition in Serbien einen neuen Höhepunkt der 

Mobilisierung durch massive Proteste, ausgelöst durch gesellschaftliche Unzufriedenheit und 

tragische Ereignisse wie Massenmorde. Die Protestbewegung „Serbien gegen die Gewalt“ 

mobilisierte breite Bevölkerungsschichten, offenbarte jedoch gleichzeitig erneut innere 

Schwächen und Koordinationsprobleme der Opposition. Obwohl die Opposition große 

Menschenmassen aktivierte, konnte sie ihre Stärke nicht vollständig in politische Erfolge 

umwandeln. Konflikte über die strategische Ausrichtung und fehlende einheitliche Führung 

verhinderten, dass aus der großen Mobilisierung eine dauerhafte politische Kraft entstand, die 

wirksam gegen die bestehende Regierung antreten konnte. 

Aktuell, im Jahr 2025, bleibt die politische Situation in Serbien weiterhin angespannt und 

dynamisch. Besonders bemerkenswert sind die andauernden Proteste und Aktionen, darunter 

studentische Blockaden an Universitäten und spektakuläre Aktionen wie die Fahrt einer 

Gruppe serbischer Studierender von Novi Sad nach Straßburg, um auf internationaler Ebene 
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auf die Situation in ihrem Heimatland aufmerksam zu machen. Diese Aktionen zeugen von 

einer gesteigerten politischen Kreativität und einer entschlossenen jungen Generation, die 

zunehmend den Widerstand gegen politische Missstände prägt. Parallel dazu haben die 

Studierenden mehrere Hochschulen über Wochen hinweg blockiert, um auf mangelnde 

demokratische Standards, Korruption und Einschränkungen akademischer Freiheiten 

hinzuweisen. Diese kontinuierlichen Proteste setzen das politische Establishment weiter unter 

Druck und sorgen für internationale Aufmerksamkeit. 

Trotz dieser Dynamik bestehen jedoch alte Herausforderungen fort: die politische Landschaft 

bleibt fragmentiert, die Opposition ringt nach wie vor um Einheit und klare politische 

Visionen. Zudem ist die Regierung weiterhin in der Lage, von der Uneinigkeit und 

gelegentlichen Konzeptlosigkeit der Opposition zu profitieren, was die nachhaltige 

Umsetzung demokratischer Reformen zusätzlich erschwert. 

Diese Analyse zielt darauf ab, die Schlüsselmomente und Strategien der politischen 

Opposition in Serbien umfassend zu untersuchen, um herauszufinden, welche Faktoren 

entscheidend für Erfolg oder Scheitern in zwei historischen Schlüsselphasen waren – 

unmittelbar nach dem Fall des Kommunismus und in der gegenwärtigen, bewegten 

politischen Lage. Dabei soll insbesondere untersucht werden, ob und wie die vielfältigen und 

innovativen Protestformen der Gegenwart sowie die Mobilisierung der jungen Generation zu 

einem nachhaltigen und tiefgreifenden politischen Wandel in Serbien beitragen können. 

 

 

1. Methodologischer und theoretischer Rahmen 

 

Der methodologische und theoretische Rahmen der Analyse der Strategien der 

politischen Opposition in Serbien im Zeitraum von 1990 bis 2023 basiert auf einem 

umfassenden Ansatz, der mehrere Forschungsmethoden und theoretische Konzepte 

kombiniert. Dies ermöglicht eine tiefgehende Untersuchung der politischen Landschaft 

Serbiens während der drei Jahrzehnte seiner postkommunistischen Geschichte. 

Methodologisch stützt sich die Analyse vor allem auf eine gründliche Dokumentenanalyse, 

die Wahlgesetze, Parteiprogramme, Berichte internationaler und nationaler Organisationen zu 

Wahlbedingungen sowie Wahlergebnisse umfasst. Außerdem wurde eine historische Analyse 

angewandt, um Veränderungen der politischen Verhältnisse, den Aufstieg und Fall 
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verschiedener Regime sowie Kontinuitäten und Diskontinuitäten innerhalb der 

Oppositionsstrategien vom Ende des Kommunismus über das autoritäre Milošević-Regime bis 

hin zur Dominanz der Serbischen Fortschrittspartei (SNS) nach 2012 zu untersuchen. 

Ein weiterer wichtiger methodologischer Aspekt ist die Analyse von politischen Aussagen, 

Medienauftritten und Debatten zentraler Akteure, um ihre politischen Ideologien, öffentlichen 

Strategien und Positionen zu aktuellen Fragen herauszuarbeiten. Zudem wurden 

Parteiprogramme und programmatische Dokumente analysiert, um die ideologischen 

Positionen der Opposition klar zu definieren und ihre Art der öffentlichen Darstellung zu 

untersuchen. Die Analyse von Protesten und sozialen Bewegungen stellte eine wesentliche 

Ergänzung dar, da Proteste wie „Serbien gegen Gewalt“, ökologische Proteste, Proteste 

„gegen die Diktatur“ und andere außerinstitutionelle Formen der Unzufriedenheit der Bürger 

ein zentraler Bestandteil der Oppositionsstrategie unter Bedingungen eingeschränkter 

demokratischer Kapazitäten der Institutionen wurden. Eine vergleichende Analyse der 

Wahlergebnisse aus verschiedenen Zeiträumen ermöglichte es, Trends, Veränderungen im 

Wahlverhalten und den Einfluss verschiedener Wahlsysteme auf die Oppositionsakteure zu 

identifizieren, was besonders wichtig ist, um die Wirksamkeit ihrer Strategien zu verstehen. 

Auf theoretischer Ebene basiert die Arbeit auf mehreren wichtigen theoretischen Annahmen. 

Das Konzept des hybriden Regimes ist entscheidend für das Verständnis der politischen 

Realität Serbiens, wo demokratische Institutionen formal existieren, ihre Funktionsfähigkeit 

und Fairness der Wahlen jedoch durch autoritäre Praktiken der Regierung kompromittiert 

werden. Diese theoretische Perspektive erklärt die Schwierigkeiten der Opposition, den 

herrschenden Strukturen effektiv entgegenzutreten und demokratische Veränderungen 

herbeizuführen. 

Die Theorie des polarisierten Pluralismus nach Sartori wurde angewandt, um die innere 

Fragmentierung der Opposition in Serbien zu erklären, die oft durch tiefe ideologische 

Differenzen gespalten war und die Bildung einer einheitlichen Oppositionsfront verhinderte. 

Diese Theorie unterstreicht zudem, wie die Fragmentierung der Opposition autoritären 

Strukturen ermöglicht, effektiver nach dem Prinzip „Teile und herrsche“ zu agieren. 

Gleichzeitig bilden Proteste und soziale Bewegungen eine wichtige theoretische Säule in 

Bezug auf die Strategien der Opposition, da sie politische Aktivitäten ermöglichen, mit denen 

die Opposition den Mangel an institutionellen Ressourcen und eingeschränkten politischen 

Handlungsmöglichkeiten kompensiert. Besondere Aufmerksamkeit wurde auf die Betrachtung 

der Auswirkungen solcher Proteste gelegt, nicht nur als Mittel des politischen Kampfes, 
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sondern auch als eine Art, gesellschaftliche Forderungen zu artikulieren und breitere 

Bevölkerungsschichten zu mobilisieren, wodurch Veränderungen in der öffentlichen Meinung 

bewirkt werden. 

Ein weiterer wichtiger theoretischer Aspekt der Arbeit ist die Betrachtung der Schwäche 

demokratischer Institutionen, die sich besonders durch eine unzureichende Demokratisierung 

der Parteien, eine autoritäre politische Kultur und allgemeine Bürgerapathie äußern und somit 

ernste Hindernisse für die demokratische Konsolidierung in Serbien darstellen. Die Analyse 

weist zudem auf das Problem des politischen Klientelismus und der Korruption innerhalb des 

Parteiensystems hin, als zusätzlichen Faktor, der zur Ineffektivität der Oppositionsstrategien 

und zum schlechten Zustand der Demokratie in Serbien beiträgt. 

Schließlich umfasst der theoretische Rahmen auch die Analyse geopolitischer Determinanten 

innenpolitischer Prozesse, wie den Einfluss der Beziehungen zur Europäischen Union, 

Russland und der Kosovo-Frage, die politische Strategien der Opposition maßgeblich prägen. 

Dieser Aspekt erlaubt ein Verständnis des breiteren Kontextes politischer Veränderungen und 

deren Einfluss auf die innenpolitische Dynamik. 

Der Ausgangspunkt des Autors ist eine kritische Betrachtung der Situation, in der 

demokratische Werte und Prinzipien als notwendige Voraussetzung für die Stärkung der 

Opposition, die Demokratisierung der Gesellschaft und die institutionelle Konsolidierung 

Serbiens gelten. Gerade durch die Kombination der genannten methodologischen und 

theoretischen Ansätze bietet die Arbeit ein umfassendes Verständnis der Herausforderungen, 

Strategien und Potenziale oppositioneller Aktivitäten in Serbien in den vergangenen drei 

Jahrzehnten. 

 

2. Die ersten Mehrparteienwahlen 

 

Die Demokratie funktioniert in der Praxis durch die Herrschaft gewählter Vertreter, 

wodurch Wahlen zu einem zentralen Element werden. Sie ermöglichen einen friedlichen 

Machtwechsel und stärken die Legitimität der politischen Gemeinschaft. Das englische 

Sprichwort „We count heads so we don't cut them off“ illustriert die Bedeutung von Wahlen 

für die Erhaltung der politischen Ordnung. Campbell und Kollegen betonen, dass die Aufgabe 
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der Wähler nicht darin besteht, über die Maßnahmen der Regierung zu entscheiden, sondern 

darüber, wer diese Maßnahmen ergreifen soll.1 

In Serbien während der Ära Milošević waren die Wahlen nominell mehrparteiisch, jedoch 

weder frei noch fair. Das Regime nutzte die Kontrolle über die Medien und Ressourcen, um 

die Macht zu sichern. Der Nationalismus, eine zentrale Komponente des politischen 

Diskurses, diente als Mittel zur Mobilisierung der Wähler, war jedoch gleichzeitig ein 

Hindernis für die Demokratisierung der Gesellschaft. Diese Kombination aus autoritären 

Praktiken und nomineller Demokratie wird oft als „hybrides Regime“ beschrieben.2 

Historischer Kontext 

Die politische Situation in Jugoslawien Ende der 1980er und Anfang der 1990er Jahre war 

von wirtschaftlichen Krisen und ethnischen Spannungen geprägt. Der Zusammenbruch des 

sozialistischen Regimes und die Einführung des Mehrparteiensystems weckten Hoffnungen 

auf Demokratisierung, doch wurden diese Hoffnungen durch Konflikte und autoritäre 

Tendenzen gebremst. 

 

2.1. Parlamentswahlen und Ergebnisse 

 

Die ersten Mehrparteienwahlen in Jugoslawien fanden 1990 statt. Slowenien und Kroatien 

waren die ersten Republiken, die Wahlen abhielten, während die Wahlen in Serbien im 

Dezember stattfanden. Die Sozialistische Partei Serbiens (SPS) unter der Führung von 

Slobodan Milošević nutzte die Ressourcen der ehemaligen Kommunistischen Partei und eine 

nationalistische Rhetorik, um ihre Macht zu festigen. 

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung erhielt die SPS 46 % der Stimmen, was ihr 

77,6% der Mandate einbrachte. Die Serbische Erneuerungsbewegung (SPO) erhielt 15,8 % der 

Stimmen und nur 19 Mandate, während die Demokratische Partei (DS) 7,6 % der Stimmen und 

7 Mandate gewann. Diese Ergebnisse verdeutlichen die Disproportionalität des Systems und 

die strukturellen Hindernisse für Pluralismus.3 

 
1 Campbell et al., The American Voter, 1990: Die Legitimität politischer Systeme hängt von der Wahrnehmung 

der Wähler über die Fairness der Wahlen ab 
2 Lasswell, Politics: Who Gets What, When, How, New York: McGraw-Hill 1936 
3 Bundeswahlleiter, Ergebnisse der Bundestagswahl 1990, Wiesbaden: Statistisches Bundesamt 1990 
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Obwohl die Wahlen formal eine Transition zu einem Mehrparteiensystem darstellten, blieben 

die strukturellen Veränderungen begrenzt. Die SPS nutzte ein Netzwerk lokaler Aktivisten 

und staatlicher Ressourcen, während die Oppositionsparteien über begrenzte Mittel und 

Infrastrukturen verfügten. 

Gesellschaftliche Konsequenzen 

Die Wahlergebnisse betonten die Kluft zwischen städtischen und ländlichen Wählern, 

während ethnische Minderheiten marginalisiert blieben. Eine solche politische Landschaft 

erschwerte die Konsolidierung der Demokratie in Serbien. 

Analyse der Oppositionsbewegung 

Die Oppositionskräfte, angeführt von SPO und DS, waren zersplittert und schlecht 

koordiniert. Ein Mangel an Strategie und interne Uneinigkeiten schwächten ihren Einfluss, 

während internationale Unterstützung und Ressourcen ebenfalls begrenzt blieben. 

 

2.2. Die politische Macht des Wahlsystems 

 

Wahlsysteme prägen die politische Dynamik. In Serbien begünstigte das Wahlgesetz 

von 1990 Mehrheitsparteien und ermöglichte der SPS eine Konsolidierung ihrer Macht. Die 

Kontrolle über die Medien sowie der Missbrauch staatlicher Ressourcen sicherten zusätzlich 

die Dominanz der Regierungspartei. 

Das disproportionale Wahlsystem verschaffte der SPS eine Mehrheit der Mandate mit einer 

relativ geringen Stimmenzahl. Oppositionsparteien waren finanziell und infrastrukturell 

eingeschränkt, was ihren politischen Einfluss weiter reduzierte. 

 

2.3. Das Parteiensystem in Serbien nach den 1990er Jahren 

 

Die ersten freien Wahlen definierten die politische Macht in Jugoslawien neu, doch in 

Serbien behielt die SPS ihre dominierende Position. Das System des „polarisierten 

Pluralismus" war gekennzeichnet durch Spaltungen zwischen parlamentarischen und 
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außerparlamentarischen Oppositionsgruppen. Der Mangel an einer einheitlichen Strategie der 

Opposition ermöglichte es der SPS, die Kontrolle über wichtige Institutionen zu behalten.4 

Die Einführung eines proportionalen Wahlsystems nach dem Jahr 2000 erhöhte die Chancen 

kleinerer Parteien, ins Parlament einzuziehen. Dennoch stellte die Dominanz der Medien ein 

bedeutendes Problem dar. Das proportionale System erhöhte die Inklusivität, doch die 

Herausforderungen bei der Konsolidierung der Demokratie blieben bestehen. 

Die Transformation des Parteiensystems war eng mit den europäischen Integrationen 

verbunden. Demokratische Reformen standen unter dem Widerstand der politischen Elite, 

während interne Spaltungen und Druck den Demokratisierungsprozess verlangsamten. Die 

Opposition blieb, trotz ihrer Präsenz, fragmentiert und schlecht koordiniert. 

 

3. Erneutes Mehrparteiensystem in Serbien 

 

Serbien hat das Wahlsystem seit der Einführung des Mehrparteiensystems im Jahr 

1990 mehrmals geändert, so dass das erste System, das zur Anwendung kam, ein Zwei-

Runden-Mehrheitswahlsystem war. Dieses System war nicht das Ergebnis einer 

„Elitenvereinbarung“, sondern vielmehr eine einseitige, willkürliche Lösung der 

Sozialistischen Partei Serbiens (SPS), der Nachfolgerin der Kommunisten, da es vor der 

Einführung des Mehrparteiensystems eingeführt wurde. Für die Opposition stellte dieses 

System einen objektiven Faktor dar, den die SPS nutzte, um ihre Ergebnisse zu maximieren. 

Die SPS nutzte ihre Ressourcen und ihre breite Organisation, um zu Beginn des 

Mehrparteiensystems mit Hilfe des Mehrheitswahlrechts die Macht fest an sich zu reißen. 

In der Politikwissenschaft ist bekannt, dass Mehrheitswahlsysteme große Parteien 

begünstigen, den Wählerwillen verzerren und kleinere Parteien daran hindern, eine 

nennenswerte Anzahl von Parlamentssitzen zu gewinnen. Die Wahl in 

Einpersonenwahlkreisen gibt dem Gewinner alles, während kleinere Parteien, sofern sie nicht 

in einigen wenigen „Hochburgen“ konzentriert sind, keinen Zugang zum Parlament haben. 

Diese Einschränkungen können durch Koalitionen vor den Wahlen überwunden werden, aber 

Anfang der neunziger Jahre war die SPS dominant und hatte keinen Bedarf an solchen 

 
4 Lijphart, Electoral Systems and Party Systems, Oxford: Oxford University Press 1994 
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Koalitionen. Bei den ersten Wahlen im Jahr 1990 erhielt sie 46,1 % der Stimmen und 77,6 % 

der Parlamentssitze.5 Das Mehrheitswahlsystem ist ein Schritt zur Erhöhung der politischen 

Verantwortung und zur Stärkung der Bindung zwischen Wählern und Mandatsträgern. 

Wahleinheiten mit personalisierter Wahl der Vertreter geben ihren Wählern die Möglichkeit, 

sich ständig über die Arbeit ihrer gewählten Vertreter zu informieren. Der Vertreter der 

Wahleinheit ist sich seiner Verantwortung bewusst, deren Interessen er bis zu einem gewissen 

Grad vertreten muss, und weiß, dass seine Wiederwahl direkt von den Wählern in dieser 

Wahleinheit abhängt. Andererseits hat die Partei ein Interesse daran, fähige und angesehene 

Mitglieder zu nominieren, um die Siegchancen zu erhöhen. Die Kandidatur von 

gesellschaftlich und/oder beruflich etablierten Mitgliedern, die von den Bürgern unmittelbar 

legitimiert werden, führt zu einem „freieren“ politischen Vertreter. Ein solcher Abgeordneter 

wäre freier in seinen Entscheidungen und unabhängiger von der Partei bei Abstimmungen und 

Debatten im Parlament. Die Partei hat nicht die Möglichkeit, ihm das Mandat zu entziehen, da 

die Bürger ihn direkt beauftragt haben. Ein weiterer Vorteil für die Demokratisierung der 

Gesellschaft ist die interne Demokratisierung der Parteistrukturen, die durch die Ergebnisse 

des Mehrheitswahlsystems bewirkt wird. Ein solches Ergebnis kann Michels eisernes Gesetz 

der Oligarchie aufweichen, was zu einer größeren innerparteilichen Toleranz führt und den 

Dialog und sogar das Überleben von Fraktionen innerhalb der Partei ermöglicht. Die 

Benachteiligung kleinerer Parteien ist ein Problem in Serbien und wird durch die Einführung 

eines solchen Systems verursacht. In einem mehrheitlichen politischen System haben kleinere 

Gruppen Grund zur Unzufriedenheit, aber die Auswirkungen dieser Unzufriedenheit 

unterscheiden sich erheblich, wenn wir ein Mehrheitswahlsystem in homogenen gegenüber 

heterogenen und polarisierten Gesellschaften einführen. Das Mehrheitswahlsystem schafft 

eine Tendenz zu stabilen Regierungen, die entweder aus einer einzigen Partei oder aus engen 

Koalitionen bestehen. Auf der einen Seite gibt es Perioden längerer Machtausübung, auf der 

anderen Seite kommt es zu einer politischen Diskriminierung bedeutender Minderheiten, die 

oft keinen Zugang zur Exekutive oder gar Legislative haben. Die Konsolidierung der 

parlamentarischen Szene führt zu einer langfristigen Unzufriedenheit zahlreicher relevanter 

gesellschaftlicher Gruppen, seien es nationale, religiöse oder einfach politische Minderheiten. 

Gesellschaften mit tiefen sozialen Spaltungen und einer nicht gefestigten Demokratie, in der 

Regel mit einem Mehrheitssystem, haben Schwierigkeiten, die sich in der langfristigen 

politischen Ohnmacht von Minderheiten manifestieren. Diese Situation erschwert den 

 
5 Orlović, Politički život Srbije između partokratije i demokratije, Beograd: Službeni glasnik 2008, S. 236. 
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kulturellen und politischen Dialog und führt zu Unzufriedenheit bei vielen politischen 

Akteuren, was zu erheblichen sozialen Unruhen führen und die Konsolidierung der 

Demokratie verhindern kann.6 Stojiljković zufolge ist das Mehrheitswahlrecht ein besonderes 

System mit einer relativen Mehrheit in einer polarisierten Gesellschaft, das durch 

Wahlungerechtigkeiten und immer noch frustrierend zahlreiche, relativ bedeutende 

Minderheiten Öl ins Feuer gießt.7 Einparteienregierungen und die Wahldiskriminierung 

verschiedener Minderheiten machen es unmöglich, eine Politik des Kompromisses 

umzusetzen. Dies führt zu sozialen Unruhen, fremdenfeindlicher Rhetorik und zahlreichen 

destruktiven Auswirkungen auf die Konsolidierung der Demokratie. Selbst das Zwei-Runden-

Mehrheitswahlsystem in Serbien führte bei den ersten Parlamentswahlen zuäußerst 

ungerechten Ergebnissen und ermöglichte die vollständige Hegemonie einer Partei. Aufgrund 

der heftigen Unzufriedenheit der Opposition wurde am Runden Tisch eine Einigung über eine 

Reform und den Übergang zu einem Verhältniswahlsystem erzielt. Die genannten Gründe 

führen zu der Schlussfolgerung, dass die Reform des Wahlsystems in Serbien keine Rückkehr 

zum Mehrheitswahlrecht, in welcher Form auch immer, bedeuten darf, wenn wir eine liberale, 

konsolidierte Demokratie schaffen wollen.8 

 

 

3.1. Der Fall Serbien und die Gründe für das Misstrauen gegenüber politischen Parteien 

 

Politische Parteien in Serbien entstehen in der Regel aus kleinen Kreisen von 

Gleichgesinnten, von wo aus sie sich ausbreiten und die Unterstützung der breiten 

Öffentlichkeit suchen. Dies bedeutet in der Regel, dass die Parteien zunächst auf einer 

Führung/Oligarchie basieren und der einzige Wettbewerb innerhalb der Parteien zwischen den 

Mitgliedern der Parteioligarchie und ihren Anhängern stattfindet. In der Praxis ist es möglich, 

dass sich diese Situation im Laufe der Zeit durch die Schaffung partizipativer und integrativer 

Mechanismen ändert, aber dies ist tatsächlich selten. Die Praxis zeigt, dass die Mechanismen, 

die es den Mitgliedern ermöglichen, die Entscheidungsfindung zu beeinflussen, in der Regel 

ad hoc entstehen und nicht institutionalisiert sind. Die beiden bekanntesten Beispiele sind die 

Direktwahlen des Präsidenten der DS und des Belgrader Komitees der DS, die nur ein 

 
6 Jovović, Reformom izbornog sistema ka konsolidaciji demokratije, in: Partije i izbori u Srbiji – 20 godina, 

Beograd 2011, S. 276. 
7 Stojiljković, Partijski sistem Srbije, Beograd: Službeni glasnik 2008, S. 225 
8 Jovović R., a.a.O., S. 276. 
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einziges Mal stattfanden, woraufhin die Partei zum System der Delegiertenwahl zurückkehrte. 

Die internen Beziehungen innerhalb der Parteien werden in der Regel vor der Öffentlichkeit 

verborgen. 

Andererseits honoriert die Öffentlichkeit keine Parteien, die in ihren internen 

Meinungsverschiedenheiten transparent sind, da Spaltungen innerhalb von Parteien als 

Schwäche wahrgenommen werden - 83% der Befragten stimmen zu, dass „nur eine Partei mit 

einem starken Führer eine stabile Regierung bilden kann“, wobei 76% stimmen der These zu, 

dass „unterschiedliche Meinungen innerhalb einer politischen Partei (Fraktion) die Chancen 

dieser Partei bei den Wahlen verringern“.9 Untersuchungen zu den parteiinternen 

Beziehungen und Praktiken sind daher selten. Eine dieser Untersuchungen ist eine Umfrage 

im Rahmen der internationalen Comparative Study of Candidates. Interessant ist, dass schon 

ein oberflächlicher Blick in die Parteistatuten den Mangel an demokratischen Praktiken und 

Werten deutlich macht. Politische Parteien sind in Serbien die wichtigsten politischen 

Akteure, aber trotz dieser Vormachtstellung sind das Parteiensystem als Ganzes und die 

einzelnen Parteien weder verwurzelt noch stabil. Eine unmittelbare Folge dieser Situation ist 

die extreme Volatilität und Wandelbarkeit der Parteienlandschaft, vor allem wenn man einen 

längeren Zeitraum betrachtet. Im Gegensatz dazu weisen die Führungspersönlichkeiten und 

Parteioligarchien eine ungewöhnliche Stabilität auf, so dass Politiker aus den Anfängen des 

Parteienpluralismus immer noch in der Szene präsent sind. Diese Überlegenheit der Führer 

spiegelt sich in den internen Parteibeziehungen wider und fördert die Parteidisziplin als eines 

der wichtigsten Merkmale. Das wichtigste Merkmal des Parteiensystems in Serbien ist die 

Verengung des ideologischen Raums, sowohl in der vertikalen Dimension (Kultur- und 

Identitätsthemen) als auch in dem relativ engen Raum der Mitte in Bezug auf wirtschaftliche 

Fragen. Mit anderen Worten: Nachdem das Dilemma „Kosovo oder Europäische Union“ 

(vorübergehend) von der Spitze der Tagesordnung verschwunden war, haben die Parteien in 

Serbien keine neuen grundlegenden Trennlinien gefunden. Die populistische Welle führte zu 

neuen Artikulationen alter Probleme, während die autoritären Tendenzen nach 2014 die 

Trennlinie des Regimes wieder an die Spitze der Hierarchie der politischen Spaltungen 

stellten. Den wichtigsten Ton für das gesamte System gibt jedoch die SNS an, die aus der 

Position der dominierenden Partei heraus erfolgreich ihre zentristische und „catch-all“-

Position beibehält und ihr ideologisches Spektrum immer mehr ausweitet. Die Beziehungen 

 
9 Spasojević / Mihailović, Uticaj izbornog sistema na percepciju i ponašanje birača u Srbiji, in: Stojiljković / 

Spasojević (Hrsg.), Birači, partije i izbori – kako demokratizovati partije u Crnoj Gori i Srbiji?, Beograd / 

Podgorica: Fakultet političkih nauka / CeMI 2016, S. 108 
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zwischen den Parteien und den Bürgern sind schlecht, was sich in einem erheblichen Mangel 

an Vertrauen in die politischen Institutionen äußert. Die Parteien sind hier nicht die einzigen 

„Schuldigen“ - die Zivilgesellschaft bietet nicht genügend Anreize und artikuliert keine 

Interessen, die Druck auf die Parteien ausüben würden. Die Verbindungen zwischen Bürgern, 

zivilgesellschaftlichen Organisationen und Parteien sind eher schwach und basieren auf 

einseitiger Top-Down-Kommunikation. Besonders besorgniserregend ist, dass sich diese 

Trends seit den Anfängen des Mehrparteiensystems nicht geändert haben.10 

Politische Parteien haben in Serbien seit Jahren einen schlechten Ruf, denn das Vertrauen in 

politische Institutionen war am Ende des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts extrem 

niedrig, mit einer sehr geringen Anzahl von Bürgern, die der Regierung, dem Parlament und 

den politischen Parteien vertrauen. jeder Siebte vertraut der Regierung, jeder Siebte dem 

Parlament, während jeder Neunte den politischen Parteien vertraut.11 Laut CeSID-Daten 

betrug das Vertrauen in Parteien in den Jahren 2009 und 2015 nur 7 %.12 Die Bürger Serbiens 

sind sehr unzufrieden mit der politischen Situation, und die politischen Parteien haben einen 

noch schlechteren Ruf als die Politiker selbst. Infolgedessen ziehen sich viele aus dem 

politischen Leben zurück und verfolgen die politische Szene nicht, da sie oft nicht genug über 

die Parteien wissen.13 Politische Parteien werden im Allgemeinen als Organisationen 

wahrgenommen, die nur für persönliche Interessen existieren, ohne klare Ziele und mit 

ausgeprägter Demagogie. Die Bürger glauben, dass sich alle Parteien ähneln und es schwierig 

ist, sie anhand ihrer formalen Merkmale, ihres Namens und ihrer Programme, die sie zwar 

haben, aber nicht umsetzen, zu unterscheiden. Klačar nennt mehrere Hauptgründe für das 

Misstrauen gegenüber den Parteien, darunter unlogische Koalitionen nach den Wahlen, 

fehlende Verbindung zwischen den Bürgern und ihren Vertretern, mangelnde 

Rechenschaftspflicht gegenüber den Wählern, Korruption und Rekrutierung von Parteien. Die 

Untersuchung bestätigt diese Gründe, wobei Korruption und Parteienrekrutierung besonders 

hervorstechen. Die Bürger sehen Parteien als Mittel, um an die Macht zu kommen und 

persönliche Vorteile zu erlangen, und nehmen ihnen oft übel, dass sie ihre Grundsätze und ihr 

 
10 Spasojević, Undermining Democracy. Processes and Institutions in Serbia 2010–2020, Beograd: CRTA 2021, 

S. 130. 
11 Slavujević, Institucije političkog sistema – umesto simboličkog izraza prava građana da vladaju, sredstvo 

vladavine nad građanima, in: Grupa autora, Kako građani Srbije vide tranziciju, Beograd: Friedrich Ebert 

Stiftung / Centar za studije socijalne demokratije / CeSID 2010, S. 20 
12 Klačar, Nepoverenje u političke stranke – prolazni izazov ili problem za izbornu participaciju u Srbiji?, in: 

Godišnjak Fakulteta političkih nauka, Jg. IX, Nr. 14, 2015, S. 192. 
13 Fiket / Pavlović / Pudar Draško, Političke orijentacije građana Srbije. Kartografija nemoći, Beograd: 

Friedrich-Ebert-Stiftung 2017, S. 39. 
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Verhalten nach der Machtübernahme ändern. Politische Parteien üben ihre Macht meist auf 

lokaler Ebene aus, unabhängig davon, um welche Partei es sich handelt. Diese Macht 

manifestiert sich in klientilistischen Mustern, bei denen Menschen, die bereits angestellt 

waren, von ihren Arbeitsplätzen entfernt werden und „Leute von der Partei“ ihren Platz 

einnehmen. Die Bürgerinnen und Bürger sind mit dieser Art von Parteiaktivitäten bestens 

vertraut, da sie in ihrem Umfeld direkte persönliche Erfahrungen mit diesen Phänomenen 

haben. Die Geringschätzung der Politik spiegelt sich im Misstrauen gegenüber den Politikern 

wider, auf die der normale Bürger keinen Einfluss hat. Viele glauben, dass nur derjenige in der 

Politik mitmischen kann, der mit den Mächtigen bekannt ist oder ein Poltroon ist. Besonders 

besorgniserregend ist die Situation in kleineren Städten, vor allem wenn es um 

Kommunalwahlen geht, bei denen die Vertreter der lokalen Regierung oft schon als gewählt 

gelten, bevor der Wahlvorgang beginnt. Ein solches Verhalten verringert den Einfluss der 

Bürger auf die Wahlen und schafft eine entmutigende Atmosphäre für jegliche Beteiligung. 

Infolgedessen gibt es eine beträchtliche Wahlenthaltung, die durch ein Gefühl der 

Machtlosigkeit, die Situation zu ändern, noch verstärkt wird. Die Wahrnehmung der Parteien 

und des politischen Lebens im Allgemeinen lässt die Befragten zu dem Schluss kommen, dass 

keine politische Partei ihre Ansichten vertritt, sondern sich ausschließlich auf die Interessen 

ihrer Führung und Mitglieder konzentrieren. Aus diesem Grund erwähnen sie nur selten von 

sich aus die Parteien, die ihre Ansichten vertreten könnten, und dies geschieht zumeist auf 

lokaler Ebene. Wenn sie gezwungen sind, eine Aussage zu treffen, entscheiden die Befragten 

auf der Grundlage ihrer Wahrnehmung des Programms der Partei oder ihres lokalen Vertreters 

sowie auf der Grundlage von erfüllten Versprechen nach den letzten Wahlen. Die am 

häufigsten genannten Parteien sind die Demokratische Partei oder Parteien der 

Regierungskoalition. Männer treffen ihre Wahlentscheidung eher, während Frauen sich 

seltener für bestimmte politische Parteien entscheiden.14 Die Bürger Serbiens sind aus 

politischen Gründen motiviert, zu rebellieren und zu protestieren. Das Vertrauen in die 

Institutionen ändert sich bei denjenigen, die in den letzten dreißig Jahren an Protesten 

teilgenommen haben, weil sie motiviert sind, außerhalb des institutionellen Rahmens zu 

kämpfen. Vergleichende Studien haben gezeigt, dass es einen positiven Zusammenhang 

zwischen dem Vertrauen in politische Institutionen und der Wahlbereitschaft der Bürger gibt. 

Wähler haben ein höheres Maß an Vertrauen in die Institutionen als Nichtwähler.15 Es stellt 

 
14 Ebd., F. 39-42. 
15 Vukomanović, Ideološko-politički profil učesnika protesta u Srbiji 1990–2022, in: Demokratske promene u 

Srbiji. Stavovi građana i građanki o demokratskoj transformaciji Srbije u protekle tri decenije, Beograd: Institut 

društvenih nauka 2023, S. 110. 
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sich jedoch die Frage, ob die Situation für Bürger, die an Protesten teilnehmen oder nicht, 

ähnlich ist. Auch die Teilnehmer des Protests bringen ein sehr hohes Maß an Misstrauen 

gegenüber dem Parlament zum Ausdruck. Während der Regierungszeit von Vučić erklärten 97 

% der Protestteilnehmer, dass sie kein oder nur sehr wenig Vertrauen in das Parlament haben, 

während nur 3 % von ihnen ein gewisses Vertrauen äußerten. Verglichen mit der Zeit nach 

2000, in der 6,7 % der Teilnehmer Vertrauen in das Parlament bekundeten, oder mit den 

Teilnehmern der Proteste aus den 90er Jahren, wo kumulativ 6,8 % Vertrauen hatten, zeigen 

die Bewertungen der Bürger einen erheblichen Mangel an Vertrauen in die politischen 

Institutionen im aktuellen Kontext. Dieser Zustand steht im Einklang mit der institutionellen 

Ineffizienz des serbischen Parlaments und ist ein weiterer Indikator für die schwere Krise der 

parlamentarischen Demokratie im Land in den letzten zehn Jahren.16 Die Teilnehmer der 

Proteste zeigen ein hohes Maß an Misstrauen gegenüber der Regierung, wobei 98 % von 

ihnen kein oder nur sehr geringes Vertrauen in die Regierung haben. Dieser Grad des 

Misstrauens ist rekordverdächtig, während er in den 90er Jahren zwischen 92,2 % und 93,6 % 

lag.17 

In Serbien wurde eine relativ hohe Wahlbeteiligung verzeichnet, die jedoch nie mit einem 

Vertrauen in die politischen Parteien einherging. Selbst in Zeiten, in denen andere politische 

Institutionen hohes Vertrauen genossen, spiegelte sich dies nicht in der Wahrnehmung der 

Parteien wider. Das Vertrauen in die politischen Parteien war in Zeiten großer Begeisterung, 

wie z. B. bei den Veränderungen am 5. Oktober (30 %), oder während der wirtschaftlichen 

Stabilität im Jahr 2005 (22 %) etwas höher. In den verbleibenden neun Jahren, von 1996 bis 

heute, überstieg das Vertrauen in die Parteien nicht ein Fünftel der Bevölkerung, und in den 

Jahren 2009 und 2015 betrug es nur 7 %. Das Vertrauen lag bei weniger als der Hälfte der 

Bevölkerung, und im Jahr 2001 erreichte es sogar 77 % Misstrauen. Daraus können mehrere 

Schlussfolgerungen gezogen werden. Erstens ist das Vertrauen in die politischen Parteien in 

Serbien konstant niedrig, was sich auch bei einem Regierungswechsel oder bei einer 

Unterstützung von Parteien zwischen 40 und 50 % nicht ändert. Zweitens hat die Popularität 

bestimmter Führer wie Slobodan Milošević, Vojislav Koštunica, Boris Tadić und Aleksandar 

Vučić keinen Einfluss auf die Verringerung des Misstrauens gegenüber Parteien. Drittens 

steigt das Misstrauen während schwerer Krisen im Parteienleben, wie 1996 und 2001. 

Viertens hat ein geringes Vertrauen in Parteien die Mitgliedschaft und den Aktivismus 

 
16 Vukomanović, Institucionalna efikasnost parlamenta Srbije (2008–2020), in: Politička revija, Jg. 68, Nr. 2, 

2021, S. 105–127, DOI: 10.22182/pr.6822021.5. 
17 Vukomanović, a.a.O., S. 111. 

https://doi.org/10.22182/pr.6822021.5
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innerhalb der Parteien nicht verringert. Fünftens stellt sich die Frage, wie sich das geringe 

Vertrauen in die Parteien in Verbindung mit der Wirtschaftskrise und der Krise der 

Bürgerbeteiligung auf die Wahlbeteiligung auswirkt. Die wichtigste Schlussfolgerung ist, dass 

das Misstrauen der Bürger gegenüber den politischen Parteien zu einer gewissen 

Delegitimierung des Parteienlebens führt. Obwohl die Gründe für das Misstrauen nicht 

abschließend geklärt sind, lassen sich vier Hauptursachen ausmachen: 1. unzureichend 

transparente Parteivereinbarungen nach den Wahlen, 2. Verlust der Verbindung zwischen 

Bürgern und gewählten Vertretern, 3. Nichterfüllung der grundlegenden Funktionen der 

politischen Parteien und 4. Verbindung der Parteien mit korrupten und undurchsichtigen 

Finanzierungsquellen sowie die Auswirkungen auf die Beschäftigung in der staatlichen 

Verwaltung und in öffentlichen Unternehmen.18 

 

3.2. Die Stellung der Gewerkschaften im politischen Bereich 

 

Aus einer breiteren historischen Perspektive betrachtet, ist die Rolle der 

Gewerkschaften seit dem Beginn der industriellen Revolution und der Entwicklung des 

Kapitalismus weitgehend unverändert geblieben. Gewerkschaftspolitik ist ein zentraler Ort, an 

dem Gewerkschaften und Politik ineinandergreifen, mit dem Ziel, ein ausgewogenes 

Verhältnis zwischen den Gewerkschaften und dem politischen System herzustellen, mit einer 

Vermittlerrolle im politischen Prozess, an dem die Gewerkschaften aktiv beteiligt sind. Diese 

politische Funktion wird durch das historische Erbe und den aktuellen institutionellen Kontext 

geprägt. Wenn die Politik der zentrale Bereich der Regulierung ist, liegt es auf der Hand, dass 

es notwendig ist, die Position aller relevanten sozialen Akteure, einschließlich der 

Gewerkschaften, innerhalb dieses Rahmens zu bestimmen. 

In antidemokratischen Systemen ist ihre Rolle noch ausgeprägter. Die Gewerkschaften haben 

beim Übergang zur Demokratie in vielen Ländern eine wichtige Rolle gespielt, indem sie eine 

klare proaktive Position eingenommen haben, um strategische politische Entscheidungen zu 

beeinflussen, die für die Entwicklung des Landes wichtig sind. Das Management während des 

Übergangs, insbesondere die Bestimmung der sozialen Kosten, ist ein wichtiges politisches 

Thema. Eine wichtige Voraussetzung, über die viele in- und ausländische Autoren geschrieben 

haben, ist das Engagement der Gewerkschaften im politischen Bereich. Zunächst einmal 

 
18 Klačar, Nepoverenje u političke stranke – prolazni izazov ili problem za izbornu participaciju u Srbiji?, in: 

Godišnjak Fakulteta političkih nauka, Jg. 9, Nr. 14, Beograd 2015, S. 192. 
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müssen die Gewerkschaften ein hohes Maß an Authentizität und Autonomie bewahren, da sie 

sonst zu einem Instrument der politischen Elite werden, was zum Zusammenbruch ihres 

gesellschaftlichen Ansehens und ihrer Legitimität führen würde.19 Die politische Funktion der 

Gewerkschaft hat einen wichtigen Platz neben anderen Schlüsselfunktionen, wie dem Schutz 

und der Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Arbeitnehmer, der 

Beteiligung an der Verwaltung der Wirtschaft, dem gewerkschaftlichen Unternehmertum 

sowie der Information, Bildung und Aktionsschulung der Mitglieder.20 Diese Funktion tritt in 

der Regel als Ergänzung zur grundlegenden Schutzfunktion der Gewerkschaften auf, 

insbesondere im Zusammenhang mit der regulierenden Rolle des politischen Systems. Laut 

Darko Marinković21 haben die Gewerkschaften schon immer eine politische Funktion 

ausgeübt, was durch historische Daten belegt werden kann, die zeigen, dass die radikalsten 

Formen des Arbeiter- und Gewerkschaftsprotests in der Frühphase der Bewegung einen 

politischen Charakter hatten und bestimmte Botschaften aussandten. Es ist von entscheidender 

Bedeutung zu verstehen, dass moderne Gewerkschaften von ihrem Wesen her 

Interessenorganisationen und Akteure der Zivilgesellschaft sind. Die Definition der 

Gewerkschaften als Interessenorganisationen ist der erste Schritt zur Herausbildung ihrer 

modernen Identität und politischen Funktion. Es ist wichtig zu betonen, dass Gewerkschaften 

sich auf die Interessen ihrer Mitglieder konzentrieren.22 Sie gehören auch zu den wichtigsten 

Organisationen der Zivilgesellschaft. Die grundlegende theoretische Unterstützung für die 

Verteidigung der Existenz und der Rolle der Gewerkschaften in der modernen Gesellschaft ist 

der neopluralistische Ansatz. Der neue Pluralismus bringt Neuerungen im Verständnis 

moderner demokratischer Arrangements mit sich, wie zum Beispiel: (1) das polyarchische 

Modell des Staates und der Demokratie; (2) soziale Bewegungen als Hauptträger des sozialen 

Wandels; (3) ein neues Konzept der Zivilgesellschaft, das das soziale Kapital erhöht; (4) 

Verlust der dominanten Rolle zentraler Institutionen bei der Festlegung der öffentlichen 

Politik; (5) Multikulturalismus.23 

Die Dezentralisierung des Prozesses der Festlegung der öffentlichen Politik bietet den 

Gewerkschaften die Möglichkeit, sich entsprechend ihren Möglichkeiten aktiv an diesem 

 
19 Milosavljević / Terzić, Politička funkcija sindikata: Teorijske osnove i praktična dimenzija, in: Srpska politička 

misao, Jg. 24, Vol. 56, Nr. 2/2017, S. 194–195. 
20 Stojiljković, Ogledi iz političke sociologije savremenog društva, Beograd: Službeni glasnik 2011, S. 397–467. 
21 Marinković, Sindikat između Skile i Haribde politike, in: Mihailović / Stojiljković (Hrsg.), Sindikati i politika, 

Beograd: Službeni glasnik 2012, S. 151. 
22 Pavlović, Civilno društvo i demokratija, Beograd: Udruženje za političke nauke Srbije i Crne Gore / Čigoja 

štampa / Građanske inicijative / Fakultet političkih nauka 2004, S. 248. 
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Prozess zu beteiligen. Das wahlpolitische Modell in Serbien hat den Gewerkschaften keine 

Vorteile gebracht, sondern sie weiter marginalisiert. Seit Beginn der gesellschaftspolitischen 

Pluralisierung haben die politischen Parteien kein ernsthaftes Interesse an sozioökonomischen 

Fragen und an der Arbeit der Gewerkschaften selbst gezeigt, außer wenn sie sie für 

populistische Manipulationen benutzten. Darüber hinaus versuchten die Parteien, die 

Gewerkschaften für ihre eigenen Interessen zu instrumentalisieren, um an die Macht zu 

kommen und diese zu erhalten. Das Modell der interessenpolitischen Vertretung verdeutlicht 

die soziale und politische Ohnmacht der Gewerkschaften, denn der soziale Dialog kam nie 

wirklich in Gang, obwohl die formalen institutionellen Voraussetzungen gegeben waren. 

Wichtige Gesetze werden ohne die Beteiligung des Sozial- und Wirtschaftsrates 

verabschiedet, was zur Unzufriedenheit der Gewerkschaften führt. Die Verantwortung des 

Staates als mächtigster Akteur ist groß, und der fehlende politische Wille der Elite trägt zur 

aktuellen Situation und dem mangelnden Interesse der parlamentarischen Parteien an einer 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Gewerkschaften bei. Die institutionellen 

Bedingungen an sich sind kein Hindernis für die Wiederherstellung der politischen Macht der 

Gewerkschaften, aber es fehlt ein glaubwürdiger politischer Partner und es gibt 

unterschiedliche Strategien der Einflussnahme der Gewerkschaften. Wie die Gewerkschaften 

ihre politische Funktion wahrnehmen, lässt sich am besten an ihren Programmdokumenten 

ablesen.24 In Serbien ist die Politisierung der Gewerkschaften eine bedeutende Errungenschaft 

aus der Zeit der 1990er Jahre, als die drei größten Gewerkschaftsverbände gegründet wurden. 

Als Interessenorganisationen der Arbeitnehmer sind die Gewerkschaften in verschiedene 

Phasen des politischen Entscheidungsprozesses eingebunden und vertreten die Interessen ihrer 

Mitglieder gegenüber den Behörden. Die Politisierung der Gewerkschaften kann jedoch ein 

Problem für den gewerkschaftlichen Pluralismus und die Funktionsfähigkeit darstellen, da 

jede Gewerkschaft ihr eigenes Beziehungsmuster zu den politischen Institutionen entwickelt, 

was zu einer Zersplitterung des gewerkschaftlichen Pluralismus führen kann. Diese 

Politisierung ist eine logische Folge der politischen Turbulenzen der 1990er Jahre, als die 

Interessen der Arbeitnehmer oft vernachlässigt wurden und die Politik der Machtteilung 

dominierte.25 In dieser Zeit stritten sich die Gewerkschaften untereinander und spalteten sich 

entlang der Achse Regierung-Opposition. So unterstützte beispielsweise der Verband der 

 
24 Milosavljević / Terzić, Politička funkcija sindikata: Teorijske osnove i praktična dimenzija, in: Srpska politička 

misao, Jg. 24, Vol. 56, Nr. 2/2017, S. 203. 
25 Milosavljević, Politička fragmentacija sindikalnog pluralizma u Srbiji 1990–2012. godine, Diss., Fakultet 

političkih nauka, Universität Belgrad 2017/18, S. 209. 
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unabhängigen Gewerkschaften Serbiens die Regierung, während die unabhängigen 

Gewerkschaften seit ihrer Gründung in Opposition zu dieser Regierung standen. 

Eine ähnliche Situation gab es in anderen postkommunistischen Ländern. In Rumänien waren 

die Gewerkschaftsbünde aufgrund der unterschiedlichen politischen Allianzen ihrer Führer 

gespalten. In den 1990er Jahren wurde der politische Aspekt des gewerkschaftlichen Kampfes 

in Serbien äußerst wichtig, da der Staat intensiv in das Wirtschaftsleben der Gesellschaft 

eingriff.26 Wie Darko Marinković feststellte, war die Bedeutung der Politik für die 

Gewerkschaften angesichts der Krisensituation, die durch den Rückgang der Produktivkraft, 

die Zunahme von Arbeitslosigkeit und Armut sowie die Verschärfung sozialer Konflikte 

gekennzeichnet war, offensichtlich.27 Ende der 1990er Jahre wurde den Gewerkschaften eine 

gefährliche politische Rolle auferlegt, während Vojo Krkobabic betont, dass der Einfluss 

politischer Ereignisse nicht vermieden werden konnte und dass er für die Gründung neuer 

Gewerkschaften entscheidend war.28 Zusammenfassend zeigen diese analytischen Ansichten, 

wie sehr die Politik einen unvermeidlichen Einfluss auf die Entwicklung des 

Gewerkschaftspluralismus in jener Zeit hatte. Slobodan Antonić verweist auf die engen 

Beziehungen zwischen der Regierungspartei und der Union der Unabhängigen 

Gewerkschaften Serbiens (SSS) und weist darauf hin, dass es persönliche und finanzielle 

Verbindungen gab, einschließlich einer „Personalrotation“, bei der Gewerkschaftsmitglieder 

leicht in politische Strukturen versetzt wurden.29 In den 1990er Jahren wurde die SSS als eine 

Tarnorganisation wahrgenommen, die unter dem Deckmantel der Unabhängigkeit die Politik 

einer Partei umsetzte. Mihail Arandarenko weist auf die Instrumentalisierung der SSS-

Mitglieder durch den Staat hin und betont, dass diese Gewerkschaft nicht die Absicht hatte, 

sich in eine echte Interessenorganisation zu verwandeln. Bei der Verabschiedung der als 

„Programm 2“ bekannten Wirtschaftsmaßnahmen wurde eine enge Verbindung zwischen dem 

Staat und der SSS festgestellt. Obwohl die SSS dieses Programm anfangs unterstützte, 

begannen die Gewerkschaftsführer später, das Fehlen eines sozialen Segments zu betonen, 

was vom damaligen Präsidenten der SSS, Tomislav Banović, hervorgehoben wurde.30 Die 

Beziehung zwischen politischen Parteien und Gewerkschaften zeigt, dass sie sowohl 

 
26 Marinković, Mogućnosti i objektivni dometi štrajkova u Srbiji, in: Stojiljković (Hrsg.), Uloga sindikata u 

tranziciji – slučaj Jugoslavije, Beograd: Centar za proučavanje alternativa / UGS "Nezavisnost" 1999, S. 190. 
27 Marinković, Sindikalni pokret u Srbiji 1990–1993, in: Srbija između populizma i demokratije: politički 

procesi u Srbiji 1990–1993, Beograd: Institut za političke studije 1993, S. 147. 
28 Palibrk / Ilić, Radnici i sindikati u Srbiji, Beograd: Helsinški odbor za ljudska prava 2000, S. 58. 
29 Marinković, a.a.O., 1999, S. 377–378. 
30  Pavlović / Marković, Od radničkog saveza do Saveza samostalnih sindikata Srbije, Beograd: Savez 

samostalnih sindikata Srbije / Institut za savremenu istoriju 2013, S. 329. 
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Konkurrenten als auch Partner sind. Politische Parteien stehen vor der Herausforderung, sich 

auf ein Leben parallel zu Organisationen einzustellen, die die Interessen ihrer Mitglieder 

vertreten. Die Kommunikation mit Interessengruppen, sozialen Bewegungen und den Medien 

wird für Parteien immer wichtiger. Das geringe Ansehen der Parteien wird jedoch häufig mit 

schwachen Verbindungen zu gesellschaftlichen Gruppen und einem Mangel an wirksamen 

Kommunikationsmechanismen in Verbindung gebracht. 

Die Gewerkschaften haben die Chance, sich als Partner der politischen Parteien zu behaupten, 

aber gleichzeitig besteht die Gefahr, dass sie ihre Autonomie und Identität verlieren. Parteien 

können dazu beitragen, gewerkschaftliche Ziele auf die politische Agenda zu setzen, aber ihre 

Beziehung ist nicht einfach; in einigen Fällen können stärkere Interessengruppen Parteien 

schwächen und umgekehrt. In Serbien fungieren die politischen Parteien nicht wie in einigen 

anderen Ländern als kollektive Mitglieder, was es den Gewerkschaften erschweren kann, zu 

bedeutenderen politischen Akteuren zu werden. Das Beispiel der Vereinigten Rentnerpartei 

(PUPS) zeigt, dass die Gewerkschaften den Nutzen politischer Partnerschaften in Frage 

stellen, insbesondere wenn es um die Auswirkungen geht, die sie erzielen können. Die 

Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft wird nur als einer der Identitätsaspekte der Bürger 

betrachtet, und die Gewerkschaftsführer können nicht erwarten, dass sie allein aufgrund der 

Mitgliedschaft eine bedeutende Wählermobilisierung erreichen. Der Eintritt der 

Gewerkschaften in die politische Arena birgt Risiken, einschließlich der Möglichkeit, die 

gewerkschaftliche Identität und die politische Legitimität zu verlieren, die mit der 

Mitgliedschaft in parlamentarischen Parteien einhergeht. Der politische Kampf für die 

Gewerkschaften kann daher in beide Richtungen gehen und birgt viele Unwägbarkeiten in 

sich.31 Die Pluralisierung der Gesellschaft und die Privatisierung von Unternehmen haben den 

Wandel der Rolle der Gewerkschaften in Serbien beeinflusst. Obwohl der Staat nach wie vor 

der wichtigste Arbeitgeber ist, sehen sich die Gewerkschaften in der Privatwirtschaft, in der 

sie so gut wie nicht vertreten sind, mit Herausforderungen konfrontiert. Ihr Kampf gegen die 

Regierung und die Arbeitgeber ist schwierig, und die Gewerkschaften fungieren als Vermittler 

zwischen den Arbeitnehmern und dem Staat. Anstatt sich auf die „unsichtbare Hand des 

Marktes“ zu verlassen, „konfrontieren“ sie die „sichtbare Hand des Staates“, die oft die 

Rechte der Arbeitnehmer bedroht. Bevor ein dreiseitiger Dialog eingeleitet wird, sollten die 

Gewerkschaften einen Dialog untereinander aufnehmen. Der bisherige soziale Dialog und die 

Proteste haben nicht die erwarteten Ergebnisse gebracht. Die Gewerkschaften haben noch 

 
31  Orlović, Sindikati, politika i političke partije, Beograd: Službeni glasnik 2021, S. 6. 
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keine klare Strategie für ihr Handeln unter den neuen Bedingungen entwickelt, und es besteht 

die Sorge, dass die Regierung unter den Bedingungen der Wirtschaftskrise den Interessen des 

Großkapitals Vorrang einräumen könnte. Das System steht unter dem Druck des „Clubs“ 

Lobby der Geschäftsleute, der Forderungen der Gewerkschaften und des IWF, während der 

Populismus zunimmt. Die Gewerkschaften sind gespalten, was das Erreichen gemeinsamer 

Ziele erschwert, und die Teilnahme an politischen Wahlen birgt Risiken. Es stellt sich die 

Frage, ob die Gewerkschaften Macht, einen politischen Partner oder nur Einfluss wollen. Die 

frühere Unterstützung von Gewerkschaftsparteien in Wahlkämpfen hat sich oft als unwirksam 

erwiesen und zu einer Desillusionierung der Arbeitnehmer geführt. Sie weist auch auf das 

Problem der Partokratie hin, die die Leistungsgesellschaft zerstört und die Demokratie 

bedroht, da Arbeitsplätze zunehmend nach politischen Gesichtspunkten und nicht nach 

Fähigkeiten vergeben werden. Öffentliche Unternehmen sind ein Beispiel dafür, dass es kaum 

Qualitätsmanager gibt, während Parteikader dominieren. Diese Situation führt zu einer 

„Verarmung“ der Arbeitnehmer und zu der Angst, ihren Arbeitsplatz zu verlieren, während die 

Zahl der Arbeitslosen der Zahl der Beschäftigten nahekommt.32 

Bei der Organisation von Protesten und Streiks wenden die Gewerkschaften eine „Minimax-

Strategie“ an, d. h. sie versuchen, mit minimalen Kosten optimale Ergebnisse zu erzielen. 

Diese Strategie umfasst die Planung, die Definition der Verhandlungsplattform, die 

Festlegung von Zielen, die Schaffung von Öffentlichkeit und die Sicherung von Unterstützung 

sowie die Vorbereitung einer „Exit-Strategie“ für den Fall, dass die Forderungen nur teilweise 

erfüllt werden. Im Gegensatz dazu gibt es zynische und deprimierende Beispiele für „Streiks“, 

die von der Unternehmensleitung oder von Wettbewerbsstrukturen, die bestimmte 

Unternehmen übernehmen wollen, vereinbart oder sogar angeordnet werden. In diesen 

Situationen finden sich die Gewerkschaften oft auf der Gegenseite der Interessen wieder. 

Auch politisch motivierte Proteste, die von Parteistrukturen angeführt werden, können zu 

„spontanen“ Streiks werden, bei denen die Gewerkschaftsführer als naive oder sogar korrupte 

Verhandlungspartner auftreten. Während des Übergangs durchliefen die Arbeiterproteste drei 

Phasen. In der ersten Phase verwandelten sich die aufgeweckten Proteste in nationale 

Versammlungen, bei denen die Menschen als Arbeiter zusammenkamen und als Nationalisten 

gingen. Unter den Bedingungen der sozialen Ehe gab es während der Dauer der Sanktionen 

keine Entlassungen, was zu einem weiteren Abstieg der unteren sozialen Schichten führte. 

Nach 1996/1997 wurde der Widerstand der Arbeitnehmer aktiver, was zu den Veränderungen 
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beitrug. Die nächste Periode war der „Honeymoon“ der Bürger mit den neuen Demokraten. 

Nach 2002/2003 folgte - als Reaktion auf erfolglose Privatisierungen und Entlassungen - eine 

neue Protestwelle, oft in radikalen Formen wie Hungerstreiks und Raumbesetzungen. In den 

letzten drei Jahren beteiligten sich etwa 8 % der serbischen Bürger an Streiks und Protesten. 

Nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer beteiligten sich mit 6 % und Arbeitslose 

mit 7 %, während gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer mit 16 % an der Spitze lagen. 

Die durchschnittliche Beteiligung der Arbeitnehmer, unabhängig von ihrer 

Gewerkschaftszugehörigkeit, lag bei 10 %.33 Ein Hauptproblem der Gewerkschaften und 

anderer kollektiver Akteure, einschließlich Streiks und Bürgerprotesten, besteht darin, dass sie 

unter den Bedingungen der Synergie langanhaltender negativer Faktoren, wie dem autoritären 

Erbe, den Nachkriegsbedingungen und der wirtschaftlichen Rezession, arbeiten. Diese 

Probleme werden durch aktuelle Faktoren der Marginalisierung, wie die Zunahme von 

Prekarität und Ungleichheit, weiter erschwert. Hinzu kommt, dass die lokalen politischen 

Akteure und Behörden selektiv dem Einfluss des Unternehmenskapitals ausgesetzt sind, was 

die Situation weiter verkompliziert. Die Zukunft der Gewerkschaften hängt von ihrer 

erkennbaren programmatischen und aktionsbezogenen Identität, ihrem politischen Kapital 

sowie ihrer Fähigkeit ab, Arbeitnehmer und Bürger zu mobilisieren. 

Auch die organisatorische Effizienz und das Vertrauen, das die Gewerkschaften genießen, 

sind wichtig. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Gewerkschaften über die 

notwendige Energie, den Willen und die Fähigkeit zum Wandel verfügen und ob sie bei diesen 

Bemühungen auf wichtige Verbündete zurückgreifen können.34 Infolge der politischen 

Veränderungen im Oktober 2000 änderte sich das politische und wirtschaftliche Umfeld, in 

dem die serbische Wirtschaft agierte. Es wurden die Voraussetzungen für eine Änderung des 

bisherigen Privatisierungskonzepts geschaffen und das neue Privatisierungsgesetz wurde 

verabschiedet. Das Gesetz ist Ende Juni 2001 in Kraft getreten. Mit dem neuen 

Privatisierungsgesetz versuchten seine Schöpfer, die folgenden Ziele zu erreichen:35 

 Übergang zu privatem Eigentum an Kapital; 

 Schaffung der Voraussetzungen dafür, dass es nach vier Jahren eine klare 

Eigentumsordnung für privates und staatliches Eigentum gibt; 

 
33  Stojiljković, Civilno društvo, sindikati i politika, Skripta 2013, S. 212. 
34 Stojiljković / Aleksić / Arandarenko / Katić, Sindikati i društvene promene. Predlozi za progresivnu ekonomsku 

i socijalnu politiku, Beograd: Friedrich-Ebert-Stiftung – Sindikati i društvene promene 2020, S. 5. 
35 Vlahović, Novi koncept privatizacije Vlade Republike Srbije, in: Ekonomski anali, Sonderausgabe, 
Beograd: Ekonomski fakultet 2001, S. 15. 
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 das Vorhandensein von Bedingungen, um einen größeren Zufluss von ausländischem 

Kapital durch Privatisierung zu erreichen; 

 Bildung fester (finanzieller) Haushaltsbeschränkungen auf der Makroebene; 

 Beseitigung der Schwachstellen der früheren Privatisierung; 

 den Beginn des allgemeinen Übergangsprozesses durch Privatisierung und den Beginn 

des Aufbaus einer offenen Wirtschaft zu ermöglichen; 

 Erzielung von Privatisierungserlösen, die für die Bedienung von Auslands- und 

Inlandsschulden erforderlich sind. 

Berücksichtigt man die Änderungen des Privatisierungsgesetzes aus dem Jahr 2005, so waren 

selbst die fünfmal wiederholten, erneuerten und revidierten Privatisierungsschübe in Serbien, 

auf den ersten Blick überraschend und verwirrend, selten Gegenstand einer umfassenderen 

und systematischen Analyse. Allein die Einschätzung der Treuhänder von UGS36 

Unabhängigkeit über den Verlauf und die Auswirkungen der nach dem Gesetz von 2001 

durchgeführten Privatisierung reicht von halber Zufriedenheit, d.h. Unzufriedenheit, mit dem 

Prozess der Umsetzung und den daraus resultierenden Auswirkungen auf die Effizienz der 

Arbeitsorganisation bis hin zu einer qualifizierten Mehrheit, die mit den erzielten 

Gesamteffekten und der Nichteinhaltung der vertraglichen Verpflichtungen in Bezug auf 

Beschäftigung, Löhne und Arbeitsbedingungen sowie Investitionen unzufrieden ist. 

Gewerkschaftsaktivisten und Arbeitnehmer zeigen jedoch ein dramatisches Maß an 

Unzufriedenheit in Bezug auf die Stellung und die Rechte von Minderheitsaktionären. 

Immerhin 4/5 der Befragten sind unzufrieden mit dem Grad der Achtung von 

Minderheitsaktionären in der Praxis, und jeder zehnte Gewerkschaftsvertreter in privatisierten 

Unternehmen ist mit dem rechtlichen Schutz seiner Rechte zufrieden.37 Den bitteren 

Beigeschmack der Privatisierung in Serbien zeigen die Ergebnisse der Analyse, die sechs 

Jahre später, genauer gesagt 2011, vom Sozial- und Wirtschaftsrat der Republik Serbien (SES) 

durchgeführt wurde. Die Daten zeigen den besorgniserregenden Trend eines Rückgangs der 

Anzahl und des Anteils der abgeschlossenen Tarifverträge nach der Privatisierung von 78 % 

auf 58 %. Den Daten aus dem Jahr 2005 zufolge deckt sich die Untersuchung weitgehend mit 

den allgemeinen Erkenntnissen der Privatisierungsagentur. Von der Gesamtzahl der 

Unternehmen, die durch öffentliche Versteigerung und Ausschreibung oder auf dem 

Kapitalmarkt privatisiert wurden, wurden bei etwas mehr als einem Drittel Probleme bei der 

 
36 UGS-Udruženje Granskih Sindikata (Verband der Branchengewerkschaften). 
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Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen festgestellt. Jede fünfte Privatisierung ist auch 

formal erfolglos. Die häufigsten Gründe für die Einleitung des Vertragsauflösungsverfahrens 

waren: 

 Nichtbeibringung einer Bankgarantie für die Ausführung des Investitionsvertrags; 

 Nicht erfüllte Investitionsverpflichtungen; 

 Nichtbezahlung der restlichen Raten des Kaufpreises; 

 Versäumnisse bei der Aufrechterhaltung der Geschäftskontinuität.38 

Gewerkschafter und Arbeitnehmer für die Nichteinhaltung von Verträgen leicht machen, und 

skrupellose Arbeitgeber und einen schwachen Staat und ein unwirksames Rechtssystem, mit 

der Begründung, dass „der Staat und die Diebe ihr eigenes genommen haben, und lassen Sie 

die Arbeitnehmer verwalten“, die Eigentümer, wie erwartet, sehen die gebildeten 

Beziehungen ganz anders. Meistens weisen sie darauf hin, dass sie getäuscht wurden, weil die 

Informationen aus dem Prospekt nicht der Realität entsprechen, d.h. sie hatten kein richtiges 

Bild von dem, was sie kauften. Zu den Kriterien der Gewerkschaften erklären die Befragten, 

die sich bereit erklärt haben, an der Untersuchung teilzunehmen, dass sie die Notwendigkeit 

starker Gewerkschaften, die ihre Mitglieder und Arbeitnehmer schützen, sehr wohl verstehen, 

aber auch, dass die Gewerkschaften sich für die Qualität der Arbeit und einen 

verantwortungsvolleren Umgang mit der Arbeit einsetzen und auf Verstöße gegen die 

Arbeitspflichten durch die Arbeitnehmer reagieren und diese verurteilen sollten. Im Zuge des 

gesellschaftlichen Wandels wurde die Marginalisierung der Gewerkschaften auf verschiedene 

Weise erreicht. Eine davon ist die Veränderung der Rolle der Gewerkschaften bei der 

Regulierung der Arbeitsbeziehungen und dem Schutz der Rechte der Arbeitnehmer (genannt 

„Angestellte“). Sie wurde in der Arbeitsgesetzgebung der BRJ während des ersten Jahrzehnts 

des Übergangs eingeleitet.39 Die Freiheit der gewerkschaftlichen Organisation in einer 

Übergangsgesellschaft ist in mehrfacher Hinsicht eingeschränkt, und anstatt dass sich die 

Arbeitnehmer frei organisieren, finden sie ihre eigenen Formen des Schutzes ihrer Interessen 

in den Arbeitsbeziehungen, die sie einschränken. 

In den Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (Nr. 87 und 98) ist nirgends 

angegeben, wie viele Beschäftigte einer Gewerkschaft angehören müssen.40 Es gibt auch ein 
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„Hindernis“ bei der Eintragung einer Gewerkschaft bzw. ihrer Eintragung in das Register des 

zuständigen Ministeriums. In entwickelten kapitalistischen Volkswirtschaften ist dies ein 

einfaches Verfahren und eine Formalität, während in Serbien die Zustimmung des 

Arbeitgebers zur Gründung einer Gewerkschaft eine notwendige Bedingung ist. Der nächste 

Schritt besteht darin, dass der Arbeitsminister die allgemeinen und besonderen Bedingungen 

für die Eintragung in das Register vorschreibt, wobei er über einen Ermessensspielraum 

verfügt, der im Rechtssystem und in der aktuellen Praxis der EU ohne Beispiel ist. die 

Bedingungen für die Repräsentativität der Gewerkschaft sowie das Recht, die Gültigkeit von 

Anträgen anzufechten, ohne dass die betreffende Gewerkschaft dagegen Einspruch erheben 

kann. Der Minister ist auch für die Ausweitung von Tarifverträgen zuständig, kann aber auch 

bestimmte Arbeitgeber von deren Anwendung ausnehmen. Die Agentur für die friedliche 

Beilegung von Arbeitskonflikten ist ebenfalls im Arbeitsministerium angesiedelt, so dass die 

Rolle des genannten Ministers bei ihrer Auswahl und Arbeit eine wichtige Rolle spielt. Der 

soziale Dialog wird durch den Sozial- und Wirtschaftsrat der Republik Serbien 

institutionalisiert und ist das einzige dreigliedrige Gremium auf nationaler Ebene; auf lokaler 

Ebene gibt es 17 registrierte Gremien.41 Ein wichtiges Mittel zur Marginalisierung der 

Gewerkschaften besteht darin, dass es keine gesetzliche Verpflichtung zur Unterzeichnung 

eines Tarifvertrags gibt. Wo es keine Gewerkschaft gibt, regelt der Arbeitgeber alle 

Arbeitsbeziehungen durch die Verabschiedung der Arbeitsordnung. Wenn es bereits 

Gewerkschaften gibt, dann wird ihre Meinung gehört, ohne dass sie verpflichtet sind, sie zu 

übernehmen. Die Unternehmenspolitik ist auch nicht besser. Die Gewerkschaften haben keine 

rechtlichen Möglichkeiten, Informationen über das Unternehmen zu erhalten. Die 

Privatisierung wurde auf viele (und) legale Arten durchgeführt. Unternehmensleiter, 

Mitglieder der Nomenklatur und Experten profitierten am meisten. Dasselbe Phänomen gab 

es auch in anderen Gesellschaften im Übergang. Die neue kapitalistische Elite wurde aus 

verschiedenen Quellen gebildet, wobei die herrschende Klasse die wichtigste war.42 Die 

wichtigsten Merkmale des Gesetzes zur Eigentumsumwandlung von 199743 waren im 

Interesse der Mitglieder der politischen und wirtschaftlichen Elite und zum Nachteil der 

Mehrheit der Arbeitnehmer. Später wurde dasselbe Privatisierungsmodell abgelehnt und als 

„Insider“ verteufelt. Gehen wir der Sache auf den Grund. Die Entscheidung über die 

Privatisierung ist autonom und wird von den Beschäftigten und dem Management des 

 
41 Stojiljković, Socijalni dijalog u Srbiji – razlozi (pre)skromnog dosadašnjeg učinka, in: Stojiljković / 

Mihailović (Hrsg.), Stanje socijalnog dijaloga u Srbiji posle dvadeset godina tranzicije, Beograd: SLA 2010, S. 

11. 
42 Vuković, Pokretljivost i struktura društva, Beograd: IKSI 1994, S. 45–46. 
43 Zakona o svojinskoj transformaciji.,("Sl. glasnik RS", br. 32/97). 
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Unternehmens getroffen. Nur 70 strategische Unternehmen wurden von der Privatisierung 

ausgenommen (sie wurden in Staatsbesitz überführt). Der Verkauf wurde nicht terminiert. Die 

Privatisierung erfolgte auf der Grundlage des Buchwerts, und zwar auf verschiedene Weise. 

Eine davon ist die Rekapitalisierung. 

Die zweite ist die Verteilung des Mehrheitspakets von Aktien (60 %) an Mitarbeiter und 

ehemalige Mitarbeiter des Unternehmens. Für jedes Jahr der Betriebszugehörigkeit wurde ein 

Nominalbetrag von 400 DM in Aktien ausgezahlt. Führungskräfte konnten außerdem 6.000 

DM für ihre Position erhalten. Aktien konnten auch zu Sonderkonditionen, d.h. billiger von 

Arbeitnehmern, erworben werden. Die Gesamtzahl solcher Aktien beträgt 10 %. Der Rest des 

Kapitals wurde zwischen dem Staat und anderen, externen Aktionären aufgeteilt. Staatliche 

Fonds (Rentenfonds, Arbeitslosenfonds, Solidaritätsfonds) erhielten 15 % der Aktien, die 

anderen 15 % wurden verkauft. Wenn sie nicht verkauft wurden, wurden sie automatisch in 

das Aktienregister eingetragen. Gegen dieses Privatisierungsmodell gibt es folgende 

Einwände: 

 Angestellten Arbeitnehmer sind nicht geneigt, in das Unternehmen zu investieren, 

sondern die Gewinne zu teilen; 

 Externe Kunden sind ausgeschlossen und Manager sind privilegiert. 

 Es gibt es keine Konzentration der Eigentumsverhältnisse oder eine Verbesserung der 

Unternehmensführung. 

Der Prozess des „Tunnelbaus“ von Unternehmen geht ungehindert weiter, so dass die soziale 

Ungerechtigkeit durch den Ausschluss von Beschäftigten im öffentlichen Dienst, normalen 

Bürgern, Arbeitslosen und Rentnern, die in anderen Unternehmen gearbeitet haben, 

gekennzeichnet ist. Die Privatisierung erfolgte unter den Bedingungen von knappem 

inländischem Kapital, internationaler Isolation, unterentwickeltem Kapitalmarkt, Arbeit und 

grundlegenden Institutionen der Marktwirtschaft. Von Rechtsstaatlichkeit konnte kaum die 

Rede sein, weil sie bis heute nicht „Fuß gefasst“ hat. Die meisten Arbeiter kämpften um das 

nackte Überleben, wie sie es auch heute noch tun. Die Aktien, die sie besaßen, wurden schnell 

und billig verkauft, und die „Schattenwirtschaft“ war die einzige Lösung. Im Jahr 2001 

erwirtschaftete sie 33,2 % des BIP, im Jahr 2010 waren es 30,1 %. Im Jahr 2007 arbeiteten 35 

% aller Beschäftigten in dieser Wirtschaft.44 Ein Teil der Arbeiterklasse wurde zu einer 

angeheuerten Arbeitskraft für private Unternehmen, während die Mehrheit in die Armut 

 
44 Krstić (Hrsg.), Izveštaj: Siva ekonomija u Srbiji – novi nalazi i preporuke za reforme, Beograd: USAID / 

FREN 2013, S. 19–38. 
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stürzte und sich nicht um die Privatisierung als solche kümmerte, denn die Arbeiter brauchten 

Sicherheit, und die fanden sie in Abhängigkeit von der politischen Klasse an der Macht. 

Aufgrund der großen Unzufriedenheit unter den Arbeitnehmern wurde eine große Anzahl von 

Streiks initiiert, um die allgemeine Unzufriedenheit mit der aktuellen Situation zu zeigen. Die 

Hauptforderungen der Streikenden waren: 

 Zahlung eines garantierten Einkommens, 

 regelmäßige Auszahlung des persönlichen Einkommens gemäß dem allgemeinen 

Tarifvertrag, 

 Nichtigerklärung der Entscheidung über die Steuern von Ende 1990, 

 Einfrieren der Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse, 

 Abschaffung der Zölle auf Rohstoffe und Grundstoffe, 

 Verabschiedung von Maßnahmen gegen unkontrollierte Einfuhren, 

 Bereitstellung von Darlehen für die Produktion, 8. Einziehung von Mitteln für 

abgeschlossene Arbeiten, 

 Tarifverhandlungen und Abschluss von Tarifverträgen.45 

Im Jahr 2000 gab es nur sehr wenige Streiks. Ein Zankapfel unter den Gewerkschaften waren 

die „Solidaritäts-Tagebücher“ für den Wiederaufbau des Landes nach dem NATO-

Bombardement. 80.000 Beschäftigte verloren sofort ihren Arbeitsplatz, und die Zahl der 

„Zwangsbeurlaubten“ verdoppelte sich. Vom Frühjahr bis zum Herbst war die politische 

Szene „überhitzt“. Die UGS „Nezavisnost“ stand für schnelle Privatisierung, Marktwirtschaft, 

Regierungswechsel und demokratische Gesellschaft.46 All dies wurde im „Pakt für die 

Privatisierung Serbiens“ festgehalten. Die SSSS stimmte offiziell der Entwicklung einer 

Marktwirtschaft, einer aktiven Beschäftigungspolitik und einer fairen und ehrlichen 

Privatisierung zu.47 Eine beträchtliche Anzahl von Arbeitnehmern beteiligte sich am 5. 

Oktober 2000 an dem Komplott/Plot. Dies war später ausschlaggebend für die selektive 

Haltung der Regierung gegenüber den Arbeitnehmern bei Streiks und öffentlichen Protesten. 

Die Privatisierung wurde im Prinzip, insbesondere nach 2001, von der politischen Elite als 

wichtiges Mittel zur Verbesserung der Wirtschaft, zur Schaffung neuer produktiver 

Arbeitsplätze, zum Wettbewerb und zur Förderung der Eigeninitiative dargestellt. Die 

Verlierer des Übergangs wurden nur selten erwähnt, und wenn, dann wurde hinzugefügt, dass 

auch sie langfristig einen Arbeitsplatz und eine bessere Lebensqualität erhalten würden. 

 
45 Marinković, Štrajkovi u Srbiji 1991–1996, Beograd: Institut za političke studije 1998, S. 40–52. 
46 Krkobabić, Tranzicija i iskazana nemoć sindikata, Pančevo 2008. 
47 Sindikаlni poverenik, Nr. 134–135, 24. Juli 2000. 
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Natürlich spürten die Arbeitnehmer, die massenhaft zu Leiharbeitern der neuen Arbeitgeber 

wurden, am besten, was sie wirklich erwartete. Laut Umfragen über die Einstellung von 

Arbeitnehmern in den verkauften Unternehmen, Gewerkschaftern und normalen Bürgern wird 

die Privatisierung in Serbien am häufigsten als „reiner Raub“ bewertet. Im Jahr 2010 sprachen 

sich 44 % der Bürger für die Privatisierung aus.48 Eine Analyse der Gründe und Ursachen für 

Streiks und Proteste zeigt, wer sie angedroht hat und unter welchen Bedingungen. Mit der 

fortschreitenden Privatisierung und der Beschleunigung des Übergangs waren die Streiks 

zunehmend wirkungslos. Beschäftigte in öffentlichen Unternehmen und soziale Gruppen, die 

für die politische Elite wichtig sind (Studenten, Taxifahrer, Rechtsanwälte usw.), hatten mehr 

Erfolg. 

 

3.3. Die serbische Opposition in den 1990er und 2000er Jahren 

 

Die serbischen Wähler hatten zwischen 1990 und 2000 die Möglichkeit, an vierzehn 

Parlaments- und Präsidentschaftswahlen teilzunehmen. In den Jahren - aufgrund der 

vorgezogenen Wahlen sowie der Wahlen für die Bundesrepublik Jugoslawien und Serbien - 

gelang es der Opposition nicht, vor dem Sturz des Regimes im Jahr 2000 die politische Macht 

zu erlangen, außer in einigen Städten und Gemeinden bei den Kommunalwahlen im 

November 1996. Im Gegensatz zu anderen Transformationsländern, in denen es bei den ersten 

freien Wahlen in der Regel eine breite antikommunistische Koalition gab, gelang es der 

Opposition in Serbien mit ihrem extrem nationalistischen und liberalen Flügel nicht, 

Milosevic bei den ersten Wahlen geschlossen herauszufordern,49 was die Dominanz der 

Sozialistischen Partei bestätigte und die Opposition zusätzlich zersplitterte.50 Slobodan 

Milošević, der ehemalige Präsident der Bundesrepublik Jugoslawien, ist eine der 

bedeutendsten politischen Persönlichkeiten, die die Ereignisse auf dem Gebiet des ehemaligen 

Jugoslawien am Ende des letzten Jahrhunderts geprägt haben. „Ein rücksichtsloser Spieler um 

die Macht, der kurzfristig immer ein bisschen schlauer war als die meisten, der aber 

langfristig fast alles zu verlieren drohte.“ Er war davon überzeugt, dass er mit seiner 

Persönlichkeit und seiner Argumentation sowie seinen schnellen Kontern alle für sich 

 
48 Stojiljković, a.a.O., S. 37. 
49 Furthermore, Milošević had a considerably greater degree of legitimacy through the nationalist mobilization of 

the late 1980s than most other Communist leaders in Yugoslavia or Central and Eastern Europe. Antić, Vlada 

Slobodana Miloševića: Pokušaj tipološkog određenja, in: Srpska politička misao, Nr. 1, 1995, S. 92–97. 
50 Slavujević, Borba za vlast u Srbiji kroz prizmu izbornih kampanja, in: Goati / Slavujević / Pribićević (Hrsg.), 

Izborne borbe u Jugoslaviji (1990–1992), Beograd: Radnička štampa / Institut društvenih nauka 1993, S. 84–89. 
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gewinnen konnte... Er war zweifelsohne begabt. Das Problem war jedoch, dass sein 

politischer Opportunismus und sein Machtbedürfnis alle Serben, deren Interessen er eigentlich 

dienen sollte, in eine immer schlechtere Lage brachte. Wenn Tudjman der größte Gewinner im 

Drama des Auseinanderbrechens Jugoslawiens war, dann wird Milošević früher oder später 

als dessen „trauriger Verlierer“ dastehen.51 Der Charakter seiner Herrschaft wurde ständig in 

Frage gestellt, da die Ideologie, von der er sich leiten ließ, diametral von der 

kommunistischen zur nationalistischen wandelte. In der Zeit nach der Unterzeichnung des 

Dayton-Abkommens, die bis zum Ausbruch des Kosovo-Konflikts andauerte, enthielt sie 

sogar Elemente einer friedensstiftenden Politik. Vor diesem Hintergrund ist es sehr schwer zu 

erklären, wie es Slobodan Milošević gelang, an der Macht zu bleiben, obwohl er seine 

Ideologie häufig änderte, was wiederum zu Änderungen in der von ihm umgesetzten Politik 

führte. Er wurde 1986 Vorsitzender der Kommunistischen Partei Serbiens. Zu dieser Zeit hatte 

der Parteiapparat bereits begonnen, sich aufzulösen. Er baute das Image eines Politikers auf, 

der in der Lage sei, alle Probleme zu lösen. 

Er kreuzte die Wege der alten kommunistischen Elite, indem er sie in den Ruhestand schickte, 

und präsentierte sich der Öffentlichkeit als moderner Politiker. Er versuchte, der 

Kommunistischen Partei eine neue Identität zu geben, indem er alle Werte ablehnte, die die 

vorherige Führung bis dahin gepflegt hatte. Außerdem versuchte er, eine seiner Meinung nach 

moderne Version des Sozialismus zu verwirklichen, die von den alten bolschewistischen 

Ideen befreit und mit einigen Ideen der modernen Sozialdemokratie angereichert werden 

sollte.52 Er ist als kaltblütiger Politiker in Erinnerung geblieben, und viele Mitarbeiter und 

Staatsbeamte haben seine Persönlichkeit mit ähnlichen Worten beschrieben, z. B. wie folgt: 

„Der erste Eindruck, den der serbische Staatschef hinterlässt, ist beeindruckend, vor allem bei 

Ausländern, die nicht ausreichend vorbereitet sind oder nicht über genügend Informationen 

verfügen, um seine oft falschen Behauptungen zu widerlegen... Ich kann mich nicht erinnern, 

wann ich einen kaltblütigeren Politiker als Slobodan Milosevic gesehen habe... Trotz seines 

unbestreitbaren Charmes habe ich ihn als einen kalten Menschen erlebt.53 Milošević war ein 

gewiefter Taktiker, aber es stellte sich heraus, dass er ein sehr schlechter Stratege war.“ Als 

politische Figur ist Milošević kein stereotyper serbischer Leidtragender, der bereit ist, sich 

gegen den universellen Feind zu opfern. Er verhielt sich eher wie Scheherazade, die Heldin 

aus Tausendundeiner Nacht, die jede Nacht eine neue Geschichte erfand, um den 

 
51 Bilt, Zadatak mir, Beograd: Radio B92 1999, S. 63. 
52 Hadžić, Sudbina partijske vojske, Beograd: Samizdat B92 2001, S. 65–66. 
53 Zimmermann, Origins of a Catastrophe, New York: Times/Random House 1999, S. 22–53. 
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wahnsinnigen Schah zu bezaubern und ihr eigenes Leben zu retten. Auf diese Weise hat 

Milosevic gefährliche Situationen überlebt und sich auf sie vorbereitet. Er ist im Wesentlichen 

ein Opportunist. Er hat keine ideologischen Beschränkungen, keine persönlichen Loyalitäten, 

die ihn einschränken würden, und er respektiert weder die Grundsätze der Wahrheit noch des 

Kompromisses. Seine Verhandlungsstrategie besteht darin, stur an der günstigsten Position 

von einem Land zum anderen festzuhalten, er lügt über Versprechen, die er den Unterhändlern 

gegeben hat, sucht ständig nach neuen Unterhändlern und spielt mit der Eitelkeit von 

Unterhändlern und Diplomaten, die glauben, dass sie ihn besser als jeder andere auf den 

richtigen Weg führen können. Auf sein Wort ist kein Verlass und auf leere Drohungen geht er 

nicht ein."54 Das Regime von Milošević galt als eine hybride Regierungsform, ein 

„halbautoritäres“ Regime. Einerseits war es eine ausgesprochen persönliche Form der 

Regierung. 

Die staatlichen Strukturen waren mit denen der regierenden Sozialistischen Partei Serbiens 

(SPS) verschmolzen, die Konzentration der politischen und wirtschaftlichen Macht sowie der 

Macht lag in den Händen einer kleinen, Milošević nahestehenden Elite, und die Entwicklung 

der Zivilgesellschaft und einer wirklich demokratischen Politik wurde ständig unterminiert. 

Andererseits bewahrte das Regime bestimmte Merkmale der Demokratie, darunter den 

Parteienpluralismus, das Funktionieren des Parlaments, regelmäßige Wahlen und erlaubte 

während des größten Teils der 90er Jahre oppositionelle Kritik an der Führung, 

Massendemonstrationen und die Tätigkeit einer kleinen, aber sehr aktiven unabhängigen 

Presse. Am 30. Mai 1992 erklärte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die generelle 

Aussetzung des gesamten Handels sowie des wissenschaftlichen, kulturellen und sportlichen 

Austauschs mit der neu ausgerufenen Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ). Laut Warren 

Zimmerman, dem letzten amerikanischen Botschafter in der Bundesrepublik Jugoslawien, 

bestand der Grund für die Einführung von Sanktionen nicht nur in der Absicht, den 

bosnischen Serben ihre Hauptquelle für Treibstoff und militärische Ausrüstung zu entziehen 

und Milošević zum Verzicht auf seine Ziele in Bosnien zu zwingen, sondern auch, „den 

Diktator zu demütigen, indem man ihm zu verstehen gibt, dass er der Kontakte mit der 

zivilisierten Welt nicht würdig ist“, und - mit der Zeit – „dem serbischen Volk zu helfen, sich 

gegen seinen Führer zu wenden“.55 Dem Regime gelang es auch, die negativen Folgen der 

Sanktionen zu umgehen und sich neue Finanzierungsquellen zu erschließen, als es den 

Bürgern während der Hyperinflation (1992-1994) ihre Devisenersparnisse abnahm. In seinem 

 
54 Međunarodna krizna grupa, Srbija: faktor Milošević, Izveštaj ICG, Sarajevo, 28. februar 1998. 

55 Zimmermann, a.a.O., S. 213. 
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Buch "Wirtschaft der Zerstörung" zeigt der serbische Wirtschaftswissenschaftler Mlađan 

Dinkić (ehemaliger Gouverneur der serbischen Nationalbank), wie das Regime die 

Hyperinflation förderte, die im Januar 1994 mit einem Durchschnittswert von über 313 

Millionen Prozent ihren Höhepunkt erreichte. Das Regime wollte die Bürger zwingen, ihre 

Ersparnisse in ausländischer Währung auf dem von ihm kontrollierten Markt auszugeben, und 

zwar mit Hilfe dubioser Finanzinstitute wie der Jugoskandik- und der Dafiment-Bank, die bis 

zu ihrem Zusammenbruch im Frühjahr 1993 enorme Zinssätze für Ersparnisse in 

ausländischer Währung anboten.56 Die in dieser Zeit durchgeführten Meinungsumfragen 

zeigen, dass ein großer Teil der Bevölkerung wirklich glaubte, dass alles, was geschah, eine 

Verschwörung ausländischer Mächte gegen Jugoslawien war und dass diese Verschwörung 

und nicht Milošević für die schwierige Lage in Serbien verantwortlich war.57 Die ersten 

allgemeinen Wahlen, an denen die Opposition nach der Ausrufung der Bundesrepublik 

Jugoslawien teilnahm, fanden im Dezember 1992 statt; sie zeigten, dass die Sanktionen dem 

Milošević-Regime zumindest kurzfristig halfen. Die Regierungspartei gewann überzeugend, 

und Milosevic erhielt im Rennen um das Präsidentenamt mehr als 50 % der Stimmen. 

Obwohl ausländische Beobachter feststellten, dass einige Daten gefälscht waren, war die 

Niederlage der Opposition offensichtlich und fand ein breites Echo.58 Unter den Serben ging 

das Gerücht um, dass alles, was sie taten, bestraft werden würde, und man war allgemein der 

Meinung, dass Milošević Recht hatte und dass die Sanktionen durch die Einsetzung von 

Panić, die nur zu einer Verschärfung der Sanktionen führte, verschärft wurden. Die 

innenpolitische Situation wurde noch deutlicher vernachlässigt, als die politischen 

Entscheidungsträger in der Zeit, die mit dem Dayton-Abkommen (1995) enden sollte, 

beschlossen, die bosnisch-serbische Führung zu verdrängen und mit dem nachsichtigeren 

Milošević zu verhandeln. Trotz der Logik, die hinter dieser Entscheidung stand, trug er zu 

dem Gefühl in Serbien bei, dass nur Milošević die Aufhebung der Sanktionen und die 

Wiedereingliederung Jugoslawiens in die internationale Gemeinschaft gewährleisten konnte. 

In der Tat wurde die Wirtschaftsblockade, die das serbische Regime im August 1994 gegen 

die bosnischen Serben verhängte, mit einer symbolischen Lockerung der Sanktionen in Bezug 

auf Kommunikation und kulturellen Austausch belohnt.59 Die Unterzeichnung des Dayton-

 
56 Dinkić, Ekonomija destrukcije, Beograd: VIN 1995; siehe auch Gordy, The Culture of Power, S. 169–176.. 
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58 Goati (Hrsg.), Elections to the Federal and Republican Parliaments in Yugoslavia (Serbia and Montenegro) 
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59 UN-Sicherheitsratsresolution Nr. 943 vom 23. September 1994, zitiert nach: Woodward, Balkan Tragedy, S. 
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Abkommens ein Jahr später führte zu einer unbefristeten Aussetzung des 

Wirtschaftsembargos.60 Abgesehen von dem großen Kampf und den zahlreichen Versuchen in 

den 90er Jahren, eine breite Anti-Regime-Koalition zu bilden, waren diese Bündnisse in der 

Regel nur von kurzer Dauer, lösten sich vor den Wahlen auf, hatten keine klaren 

programmatischen Leitlinien und umfassten vor allem nie alle wichtigen Oppositionskräfte.61 

Die Opposition Mitte der neunziger Jahre lässt sich in drei verschiedene Strömungen 

einteilen: extrem nationalistisch, demokratisch-national und reformorientiert.62 Einige 

Parteien wechselten von einer zur anderen, weil sich ihre Haltung zum Krieg in Kroatien und 

Bosnien änderte, aber auch wegen der instabilen Führung der Parteien. In den ersten Jahren 

des Mehrparteiensystems in Serbien gehörten die Serbische Erneuerungsbewegung (SPO) 

unter der Führung von Vuk Drašković und die Serbische Radikale Partei (SRS) von Vojislav 

Šešelj zur extrem nationalistischen Opposition.63 Die Demokratische Partei Serbiens (DSS), 

die 1992 durch Abspaltung von der Demokratischen Partei (DS) unter der Führung von 

Vojislav Koštunica entstanden war, schwankte zwischen nationalistischer und demokratischer 

Opposition. 

Andere kleinere nationalistische Oppositionsparteien entstanden vor den ersten 

Mehrparteienwahlen im Jahr 1990, konnten sich aber nicht zu wichtigen Faktoren in der 

serbischen Politik entwickeln.64 Die Parteien dieser Gruppe gaben der "Lösung" der 

nationalen Frage, einschließlich der Anwendung von Gewalt, absolute Priorität, während sie 

der Demokratisierung Serbiens weniger Aufmerksamkeit schenkten. Diese Missachtung der 

Demokratie ließ diesen Gruppen nur zwei Möglichkeiten: entweder sich dem Regime 

anzuschließen (implizit oder explizit) oder an den Rand gedrängt zu werden. Infolgedessen 

repräsentierte nur die Serbische Radikale Partei weiterhin diesen politischen Flügel der 

Opposition (1993-1997) oder einen Teil des Regimes (1992-1993, 1998-2000).65 Die zweite 

Gruppe umfasste die wichtigsten politischen Kräfte während der neunziger Jahre und nahm 

eine eher ambivalente Haltung gegenüber dem Nationalismus und dem Regime ein. Die 

wichtigste Partei dieser Gruppe war die Demokratische Partei und die Parteien, die aus ihren 

 
60 UN-Sicherheitsratsresolution Nr. 1022 vom 22. November 1995, zitiert nach: Tanner, Effects, S. 95–97. 
61 Milošević, Politički vodič kroz Srbiju 2000, Beograd: Medija Centar 2000, S. 165–167. 
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Minderheitsregierung, und zwischen 1998 und 2000 wurde sie Teil zunächst der serbischen und später auch der 
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Abspaltungen hervorgingen, wie die Demokratische Partei Serbiens (DSS), das 

Demokratische Zentrum (DC) und andere. Diese Gruppe legte mehr Wert auf die interne 

Demokratisierung Serbiens als auf die nationale Frage. Dennoch vertrat die Demokratische 

Partei gelegentlich eine nationalistische Agenda, insbesondere 1994-1995, als sie Radovan 

Karadžić unterstützte, nachdem Slobodan Milošević die Kontakte zur politischen Führung der 

bosnischen Serben abgebrochen hatte. Die mächtigste Oppositionspartei der 1990er Jahre, die 

serbische Bewegung für den Wiederaufbau, gehörte ebenfalls zu dieser Kategorie, nachdem 

sie ihre radikal-nationalistische Position mit Beginn des Bosnienkriegs aufgegeben hatte. 

Obwohl sie starke nationalistische Symbole beibehielt, setzte sie sich aktiver für die 

Beendigung der serbischen Beteiligung am Bosnienkrieg ein als die Demokratische Partei.66 

Die letzte Strömung kam von reformorientierten Parteien, die die pro-jugoslawische Agenda 

des letzten Ministerpräsidenten Jugoslawiens, Ante Marković, unterstützten. Zu diesen 

Parteien gehören die Bürgerliche Union Serbiens (GSS) sowie kleinere Parteien wie die 

Sozialdemokratische Union und die Liga der Sozialdemokraten der Vojvodina. Obwohl ihr 

Einfluss begrenzt blieb, waren diese Parteien lautstarke Kritiker des vorherrschenden 

nationalistischen Klimas und verurteilten konsequent die Kriege in Kroatien, Bosnien und im 

Kosovo.67 Die Opposition in der Zeit von 1997 bis 2000 war geprägt von der weiteren 

Zersplitterung in den neunziger Jahren und dem Scheitern der Proteste im Winter 1996/97. 

Diese neue Struktur der Oppositionsparteien hatte jedoch keine starke programmatische 

Ausrichtung, so dass die Parteien trotz ihrer Namen nicht nach dem traditionellen Links-

Rechts-Schema eingeordnet werden können. Stattdessen lassen sie sich am besten über ihr 

Verhältnis zum Regime verstehen. 

Zwischen 1997 und den Wahlen im September 2000 lassen sich die Oppositionsparteien in 

folgende Gruppen einteilen: 

 Radikale Opposition gegen das Regime (lehnt Politik und Zusammenarbeit mit dem 

Regime ab); 

 Gemäßigte Opposition (lehnt die Politik ab, akzeptiert aber die Zusammenarbeit); 

 Gemäßigte Opposition (lehnt die Zusammenarbeit ab, unterstützt aber ähnliche 

Politiken).68 

 
66 Pribićević, a.a.O., S.54-59. 
67 Bieber, The Serbian Opposition and Civil Society: Roots of the Delayed Transition in Serbia, in: International 

Journal of Politics, Culture and Society, Jg. 17, Nr. 1, 2003, S. 76. 
68 Mihailović, Politička i stranačka identifikacija, in: Mihailović (Hrsg.), Javno mnenje Srbije. Između 

razočarenja i nade, Belgrad: CPA 2000, S. 47. 
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Der Zusammenbruch der Zajedno-Oppositionskoalition im Jahr 1997 und der Wahlboykott 

zahlreicher Oppositionsparteien führten zum Entstehen einer radikalen Opposition. Die 

radikale Opposition lehnte jede Zusammenarbeit mit dem Regime ab und setzte sich für einen 

grundlegenden Wandel der Politik in Serbien ein. Die nationale Frage gehörte zu den 

Prioritäten dieser Gruppen, aber sie konzentrierten sich hauptsächlich auf wirtschaftliche und 

soziale Fragen. So erklärte Vladan Batić, Vorsitzender der Christlich-Demokratischen Partei 

und damaliger Koordinator des Hauptvertreters der radikalen Opposition, der Allianz der 

Veränderungen, in einem Interview Ende 1999, dass die Kosovo-Frage auf der politischen 

Tagesordnung nur eine marginale Rolle spiele, während Armut, Korruption, Demokratisierung 

und Menschenrechte sowie die Rückkehr der serbischen Flüchtlinge und die 

Wiedereingliederung Jugoslawiens in internationale Organisationen viel wichtiger seien.69 Die 

Demokratische Partei stand im Mittelpunkt der Allianz für den Wandel, der auch die 

Bürgerallianz, mehrere kleinere Parteien und zahlreiche Persönlichkeiten (wie der ehemalige 

Ministerpräsident Milan Panić und der ehemalige Gouverneur der Nationalbank Dragoslav 

Avramović) angehörten. Das 1998 gegründete Bündnis bildete den Kern der 

Oppositionskoalition in Serbien, der Demokratischen Opposition Serbiens (DOS). Eine 

andere Gruppe innerhalb der Opposition vertrat ebenfalls gewisse politische Differenzen mit 

dem Regime, wenn auch nicht so stark wie die erste Gruppe; sie war jedoch zu einer direkten 

Zusammenarbeit mit dem Regime bereit. Diese Seite der Opposition wurde von der SPO und 

Vuk Drašković vertreten, der 1997 versuchte, eine Koalition mit dem Regime einzugehen, 

und schließlich 1999 kurzzeitig der jugoslawischen Regierung beitrat. Obwohl die Partei der 

Sozialistischen Partei und ihrem neokommunistischen Partner JUL gegenüber sehr kritisch 

eingestellt war, gab sie ihre regimefeindliche Haltung der frühen 1990er Jahre während des 

größten Teils des Berichtszeitraums auf. Erst als im September 1999 und im Juni 2000 zwei 

Attentate auf Drašković verübt wurden, kehrte sie zu ihrer radikalen Anti-Regime-Haltung 

zurück. Sie verweigerte jedoch jegliche Zusammenarbeit mit den Oppositionsparteien.70 

Ähnlich wie die erste radikale Opposition lehnte auch die dritte und letzte Gruppe der 

Opposition eine Zusammenarbeit mit dem Regime ab, unterstützte aber einige der 

nationalistischen Ansichten des Regimes. 

Die nationalistische Linie, die von der Demokratischen Partei Serbiens (DSS) vertreten 

wurde, veranlasste die Partei dazu, einige der Maßnahmen des Regimes gegenüber dem 

 
69 Vreme, 13. November 1999. 
70 Kusovac, Serbia’s Inadequate Opposition, in: Jane’s Intelligence Review, 27. Juli 2000. 
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Kosovo zu unterstützen.71 In den 1990er Jahren vertraten Koštunica und die DSS eine 

nationalistische Linie, die auch die Unterstützung der nationalistischen Serbischen 

Demokratischen Partei (SDS) in Bosnien einschloss.72 Abgesehen von der Beteiligung der 

Partei an DEPOS-Koalitionen in den frühen 1990er Jahren war die DSS vorsichtig, wenn es 

darum ging, Oppositionskoalitionen beizutreten, und kritisierte häufig die Politik anderer 

Oppositionsparteien. Im Januar 2000 schloss sich die DSS jedoch etwas widerstrebend den 

Oppositionsparteien an und bildete die DOS. Die DOS stellte im Wesentlichen eine 

Kombination aus der radikalen Opposition und einer weiteren Strömung gemäßigter 

Oppositionsparteien dar, was die internen Spaltungen in der nationalen Frage erklärt. 

Während des Wahlkampfes betonten die meisten Parteien der radikalen Opposition soziale 

und wirtschaftliche Alternativen zur Politik des Regimes. Der Präsidentschaftskandidat 

Koštunica hingegen legte mehr Gewicht auf die nationale Frage und kritisierte die serbische 

Opposition für ihr Versagen bei der Verteidigung der serbischen nationalen Interessen: „In 

Serbien wird die nationale Frage aufgrund der Situation, in der sich Serbien aufgrund der 

Bombardierungen und der Propaganda befindet, einen großen Einfluss haben. Milosevic. Das 

kann nicht ignoriert werden. Wir müssen darauf eine Antwort haben. Ein großer Teil der 

serbischen Opposition ist sich dieser Tatsache nicht bewusst und unterschätzt daher die 

Bedeutung der nationalen Frage. Wir müssen versuchen, und das ist die Position der DSS, die 

Möglichkeit eines Kompromisses zwischen der Bedeutung der nationalen Frage und der 

Bedeutung Serbiens als normales Mitglied internationaler Organisationen, der EU usw. zu 

finden. Ich glaube, dass ein Teil der Opposition diese nationale Frage des Kosovo unterschätzt 

hat.“73 Obwohl er sich auf „nationale“ Fragen konzentrierte, maß Koštunica der 

Normalisierung des Landes große Bedeutung bei und versuchte nicht, nationale Größe zu 

projizieren, wie es viele nationalistische Politiker und Intellektuelle in den 1990er Jahren 

taten. In seiner letzten Rede vor den Wahlen im September 2000 in Belgrad wurde dieser 

Wandel deutlich: „Ich bin ein gewöhnlicher, durchschnittlicher Mann. Es ist mir nie in den 

Sinn gekommen, mich als historische Figur zu sehen. Ich habe nie von einer globalen 

historischen Mission geträumt. Ich weiß nur, dass Sie, und ich natürlich auch, in einem 

gewöhnlichen, durchschnittlichen europäischen Land leben wollen... Manche würden sagen: 

Mittelmäßigkeit ist langweilig, es gibt nichts Aufregendes, nichts Buntes darin. Hier ist immer 

etwas los. Ja, in der Tat! Seit mehr als einem halben Jahrhundert tut sich etwas, im letzten 

 
71 Politika, 17.–18. September 2000. 
72 Cvijanović, Kostunica’s ‘Middle Way’, in: IPWR Balkan Report, 8. August 2000; 

siehe auch: Demokratska stranka Srbije, Why Does Our Party Exist? What Are Our Aims? How Do We Plan to 

Achieve Them, Belgrad: o. J., S. 40–41. 
73 Interview mit Vojislav Koštunica, 20. Juli 2000. 



 39 

Jahrzehnt noch intensiver. Diese dramatischen Ereignisse haben uns einzigartig in der Welt 

gemacht... Ich bin mir absolut sicher, dass wir all dieser stürmischen und turbulenten 

Ereignisse überdrüssig sind... 

Wir brauchen eine Art von Leben, in dem sich die Aufregung hauptsächlich auf die 

persönliche Ebene beschränkt und das öffentliche, politische Leben eintönig, wenn man so 

will, sogar langweilig ist.“74 Die Opposition, die durch viele programmatische Fragen und 

persönliche Feindschaften gespalten war, war nur durch die Ablehnung jeglicher 

Zusammenarbeit mit dem Regime geeint, was durch die Wahl von Kostunica symbolisiert 

wurde, der als einziger führender Politiker nicht durch frühere Episoden der Zusammenarbeit 

mit Milosevic gekennzeichnet war.75 Die Niederlage der Sozialistischen Partei und ihrer 

Koalitionspartner sowie der SPO hat das Parteiensystem in Serbien grundlegend verändert, 

was in den kommenden Jahren zu einer neuen Parteienlandschaft führen wird. Im 

Wesentlichen stellt die Oppositionskoalition den Kern der zukünftigen Parteien in Serbien dar. 

Mit dem Ende der Herrschaft von Milosevic und dem vollständigen Sieg über das alte Regime 

verschwand der einzigartige Faktor und die frühere Oppositionskoalition löste sich langsam 

auf. Die Bilanz der serbischen Opposition vor dem Sommer 2000 war miserabel, und die 

Parteien, aus denen sich die politische Opposition zusammensetzt, wurden weithin als 

verantwortlich für die Hindernisse auf dem Weg zur Macht angesehen. Einige Analysten 

bezeichneten die Opposition als die vierte Säule der Macht des Regimes.76 Wir können uns 

mit dieser (wenn auch verlockenden) Erklärung nicht zufriedengeben, denn wir müssen davon 

ausgehen, dass Parteien gegründet werden, um in die Regierung einzutreten oder zumindest 

den politischen Entscheidungsprozess im Land zu beeinflussen.77 Im Fall von Serbien hat die 

Opposition dies vor 2000 nicht erreicht. Das Scheitern der Opposition in den 1990er Jahren 

und ihr anschließender Erfolg bei den jugoslawischen und lokalen Wahlen im September 2000 

lässt sich auf fünf Faktoren zurückführen: 

 Zersplitterung der Opposition: Die extreme Zersplitterung der Opposition in mehr als 

zwanzig Parteien, von denen die meisten über keine Infrastruktur verfügten und nur 

wenige Mitglieder hatten, erschwerte jede konzertierte Aktion gegen das Regime. 

 
74 Govor Vojislava Koštunice na poslednjoj predizbornoj konvenciji DOS-a, DSS Press Service, 20. September 

2000. 
75 Political Team 2000, Newsletter, Nr. 13, 2000. 
76 CPA Weekly Analysis, 28. Mai 2000; Whyte, Is the End Nigh? Change is Possible in Serbia, CEPS 

Commentary, Brüssel: Centre for European Policy Studies, 25. Februar 2000; International Crisis Group, 

Serbia’s Embattled Opposition, 30. Mai 2000. 
77 Sartori, Parties and Party Systems: A Framework for Analysis, New York: Cambridge University Press 1976. 
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Obwohl die meisten Parteien nur eine geringe Zahl von Anhängern hatten, wurden sie 

von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens angeführt, die Aufmerksamkeit erregen 

konnten, was ihnen eine größere Bedeutung verlieh als ihre Zahl. Die meisten 

Parteispaltungen waren das Ergebnis persönlicher Differenzen zwischen Parteifiguren, 

was der Opposition den Anschein gab, dass es ihr mehr um persönliche Macht als um 

Politik ging. Die Bildung einer breiten Koalition, die mit der Einigung aller 

Oppositionsparteien im Januar 2000 begann, war eine Voraussetzung nicht nur für die 

Bündelung von Stimmen, sondern auch für die Demonstration von Einigkeit. Das 

schlechte Abschneiden der Serbischen Erneuerungsbewegung bei den Wahlen - von 

einer zuvor recht stabilen Unterstützung von 15-20 Prozent in den 90er Jahren auf 

weniger als 4 Prozent im Jahr 2000 - kann zum Teil auf ihre Unfähigkeit 

zurückgeführt werden, sich im Jahr 2000 einer größeren Koalition anzuschließen. 

 Mangel an interner Demokratie: In engem Zusammenhang mit dem Problem der 

Zersplitterung steht der offensichtliche Mangel an Demokratie innerhalb der 

Oppositionsparteien in den 1990er Jahren. Wer sich dem Parteiführer widersetzte, 

hatte nur zwei Möglichkeiten: Marginalisierung innerhalb der Partei oder Auflösung, 

um eine neue Partei zu gründen. Die Auswirkungen dieses Musters auf die serbische 

Opposition hatten einen doppelten Effekt. In den 1990er Jahren dominierten 

größtenteils dieselben Parteiführer die Opposition, obwohl viele von ihnen mit 

politischen Niederlagen in Verbindung gebracht wurden und nicht viel bieten konnten, 

um neue Wähler zu gewinnen.78 Zweitens deutete der interne Autoritarismus der 

Parteien, der das Demokratiedefizit des Regimes faktisch wiederholte, nicht auf eine 

grundlegende Änderung des politischen Verhaltens der Opposition hin, als diese an die 

Macht kam. Dieser Verdacht wurde teilweise durch das Verhalten der SPO bei der 

Verwaltung Belgrads bestätigt. Die Bereitschaft von Zoran Djindjic, nicht für die 

jugoslawische Präsidentschaft zu kandidieren, obwohl er der Führer der 

dominierenden Partei in der DOS ist, symbolisiert jedoch die Bereitschaft, die 

persönliche Politik dem größeren Ziel des Regimewechsels unterzuordnen. Darüber 

hinaus wird der Ausschluss der SPO häufiger als bei anderen Oppositionsparteien mit 

der persönlichen Dominanz des Parteivorsitzenden Vuk Drašković und mit Korruption 

in Verbindung gebracht, was die demokratische Glaubwürdigkeit der DOS irgendwie 

verbesserte. 

 
78 Nur Vesna Pešić vom Bürgerbündnis trat 1999 freiwillig von ihrem Amt als Parteivorsitzende zurück. Die 

Übernahme der Demokratischen Partei durch Zoran Đinđić im Jahr 1993 war lediglich ein erfolgreicher 

„Putsch“ innerhalb der Partei – einer von vielen, die sich während der 1990er-Jahre ereigneten. 
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 Mangelnde Distanz zum Regime: Die serbische Opposition war in den 1990er Jahren 

durch häufige Kooperation und Kooptation durch das Regime gekennzeichnet. Dies 

war besonders wichtig, weil die Sozialistische Partei nach 1992 nicht ohne 

Koalitionspartner regieren konnte. Formelle und informelle Koalitionen trugen somit 

zur Verlängerung der Herrschaft von Slobodan Milošević bei und verwischten die 

Unterscheidung zwischen Opposition und Regime. So trat beispielsweise 1993 die 

Neue Demokratie zusammen mit einigen Mitgliedern der Demokratischen Partei der 

Regierung bei. 1997 führten die Verhandlungen einiger Mitglieder der Together-

Koalition mit dem Regime zu dessen Zusammenbruch, gefolgt von den 

Verhandlungen der Serbischen Erneuerungsbewegung mit dem Regime in den Jahren 

1997-98, die Anfang 1999 zu ihrer kurzen Beteiligung an der jugoslawischen 

Regierung führten. Die verstärkte Unterdrückung des Regimes nach den gescheiterten 

Bürgerprotesten von 1996-97 trug dazu bei, die Kluft zwischen dem Regime und der 

Opposition zu vertiefen. Darüber hinaus beendete die erfolgreiche Mobilisierung des 

Widerstands (siehe unten) die meisten Beispiele der Zusammenarbeit mit dem Regime 

und richtete die Opposition auf den Sturz von Slobodan Milošević aus.79 

 Die „nationale Frage“: Die meisten Oppositionsparteien, die ihre Wurzeln in 

intellektuellen „Dissidenten“-Kreisen oder starken antikommunistischen Ideen haben, 

kämpften in den 1990er Jahren mit der „nationalen Frage“. Viele Parteien 

übertrumpften oft die nationalistische Politik des Regimes und erlaubten ihm, sich als 

eine Kraft der Mäßigung zu präsentieren. Darüber hinaus erlaubte die Opposition dem 

Regime, die aus der offenen nationalen Frage resultierende territoriale Unsicherheit 

auszunutzen, was wiederum dazu beitrug, die Macht des Regimes als eine Kraft der 

Stabilität und Kontinuität zu festigen. Schließlich führte die von der politischen 

Opposition verfolgte nationale Politik mitunter zur Entfremdung der nationalen 

Minderheiten in Serbien, die mehr als ein Drittel der Bevölkerung ausmachen. Die 

Oppositionsparteien, die sich eher als Parteien der serbischen Nation, denn als 

serbische Bürger definierten, förderten - mit wenigen Ausnahmen - die Gründung 

kleinerer Parteien oder den vollständigen Boykott von Minderheiten bei Wahlen und 

Institutionen. Dadurch wurde der Opposition ein bedeutender Teil der Wählerschaft 

entzogen, die wenig Sympathie für die repressive Politik des Regimes aufbrachte.80 

 
79 Bieber, a.a.O., S. 80–81. 
80 Maliqi, The Albanian Movement in Kosova, in: Dyker / Vejvoda (Hrsg.), Yugoslavia and After: A Study in 

Fragmentation, Despair and Rebirth, London / New York: Longman 1996, S. 147. Diese Frage ist komplexer im 

Fall der Kosovo-Albaner, deren politisches System vollständig vom serbischen Parteiensystem getrennt ist, ohne 
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Ein Teil des Erfolgs der DOS liegt in der Einbeziehung von Regional- und 

Minderheitenparteien, allen voran der muslimisch-bosniakischen Sandžak-Koalition 

und der Allianz der Vojvodina-Ungarn. 

 Mangel an politischer Macht: Da die Opposition vor 1996 keine Wahlen gewinnen 

konnte, hatten die Oppositionsparteien nie ein politisches Amt inne, es sei denn, sie 

gingen eine Koalition mit dem Regime ein. Politische Macht war notwendig, um der 

Dominanz der Regimestrukturen auf allen Ebenen zu begegnen. Daher war der Sieg 

der Opposition 1996 in vielen Städten und Gemeinden in ganz Serbien von 

entscheidender Bedeutung, um den Weg für den Sieg im Jahr 2000 zu ebnen. Die 

Opposition hat die Kontrolle über viele lokale Medien übernommen, die von den 

örtlichen Stadtverwaltungen kontrolliert werden, was einen stärkeren und besser 

organisierten Kampf gegen die Medienvorherrschaft des Regimes ermöglicht. Trotz 

des extrem hohen Zentralisierungsgrades in Serbien gelang es zahlreichen 

Oppositionsbündnissen in ganz Serbien (wo die Zajedno-Koalition trotz des Zerfalls 

auf Republikebene oft überlebte), Städte und Gemeinden zu verwalten. Wie der 

Soziologe und Intellektuelle der Opposition, Nebojša Popov, feststellte, haben die 

Oppositionsparteien, die auf lokaler Ebene an der Macht sind, ihre Popularität oft 

durch Machtkämpfe erschöpft und nur wenige politische Maßnahmen angeboten, die 

zusätzliche Unterstützung gewinnen könnten.81 Es war jedoch bemerkenswert, dass 

die bedeutendsten Proteste gegen das Regime aus den Provinzen und kleinen, von der 

Opposition regierten Städten (wie Čačak) kamen und sich in Bürgerparlamenten und 

anderen alternativen Protestformen artikulierten.82 

In jüngster Zeit sind einige Parteien in Serbien Mitglied in europäischen Parteiverbänden 

(Europarties) geworden. Von den relevanten Parteien wurde die Demokratische Partei (DS) 

mit Beobachterstatus in die Partei der Europäischen Sozialisten (SPE), einen 

Zusammenschluss sozialdemokratischer, sozialer und Arbeiterparteien der EU, aufgenommen 

(Dezember 2006). Die Demokratische Partei Serbiens (DSS) und die G17 Plus wurden in die 

Europäische Volkspartei (EVP), einen Zusammenschluss konservativer, christdemokratischer 

und Volksparteien der EU, mit dem Status eines assoziierten Mitglieds aufgenommen (Juni 

2005). Diese Art der Mitgliedschaft entspricht nicht in vollem Umfang dem Programminhalt 

 
jegliche Zusammenarbeit. Darüber hinaus führte der Ausschluss aus den serbischen Institutionen durch das 

Regime – in Kombination mit der Duldung albanischer Parallelstrukturen – zu einer Situation, in der sowohl die 

politische Elite der Kosovo-Albaner als auch das serbische Regime den Status quo unterstützten. 
81 Blic, 7. Februar 2000. 
82 Milošević, Politički vodič kroz Srbiju 2000, Belgrad: Medija Centar 2000, S. 62–64; International Crisis 

Group, Serbia’s Embattled Opposition, 30. Mai 2000. 
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dieser Parteien oder der Art und Weise, wie sie von den Wählern wahrgenommen werden.83 

Die neuen Beziehungen zu den europäischen Parteiverbänden (Europarties) versetzen diese 

Parteien in eine privilegierte Position gegenüber den konkurrierenden Parteien im Lande, da 

sie europäische Legitimität erlangen und mehr Möglichkeiten für weitere Lobbyarbeit haben. 

Zunächst einmal ist diese Mitgliedschaft ein Signal der Anerkennung der Kräfte, die 

europäische Werte und Überzeugungen vertreten und teilen. Für Parteien in Serbien können 

europäische Parteiverbände Schlüsselmechanismen für die Vereinheitlichung von 

Programmen und Werten darstellen.84 Ihre wichtige Rolle besteht darin, die Bedeutung und 

Notwendigkeit der Umsetzung von Reformen in einer Gesellschaft zu erklären, die eine 

Mitgliedschaft in der Europäischen Union anstrebt, mit dem Ziel, die Prozesse der 

Demokratisierung und Europäisierung zu überlagern. Neben der Zugehörigkeit der Parteien 

zu supranationalen Verbänden ist die Typologie der Parteifamilien auch auf der Grundlage der 

Genese gesellschaftlicher Konflikte und der politischen Ausrichtung der Parteien (Beyme). 

Was die Programme der Parteien betrifft, so gibt es bei einigen Parteien gewisse 

Veränderungen. 

Der Einfluss der Mitgliedschaft in der Sozialistischen Internationale (und später in der SPE) 

ist am deutlichsten bei der Demokratischen Partei (DS) zu spüren. Sie begann, sich von der 

Position eines "bürgerlichen Zentrums" hin zu einer sozialdemokratischen Ausrichtung zu 

wandeln. Die DS definierte sich selbst als eine „moderne Partei der bürgerlichen Mitte“ 

(Wahlprogramm der DS, 1992). Das Programm von 1997 bietet eine weiterentwickelte 

Definition der DS als Partei der Mitte, während die Partei im Programm vom Mai 2001 ihre 

Position entideologisiert und im Oktober 2001 verabschiedeten Programm vollständig auf 

eine ideologische Positionierung verzichtet. Die Aufnahme in die Sozialistische Internationale 

lenkt die Partei in Richtung Sozialdemokratisierung (Wahlprogramm von 2007). Obwohl 

einige Parteien ihre formalen Programme nicht geändert haben, ist die pro-europäische 

Rhetorik in öffentlichen Auftritten viel präsenter. Die DSS hat sich deutlicher auf die Gruppe 

der Volksparteien zubewegt. Sie kann als konservativ-nationale DSS bezeichnet werden. Mit 

G17 Plus und der LDP fühlt man sich der liberalen Parteienfamilie nahe. DSS, SPO, NS und 

PSS-BK sind näher an der konservativen Parteienfamilie. Eine deutliche Veränderung in 

Bezug auf die Haltung gegenüber der EU ist bei der SPS zu erkennen. Auf ihrem 6. Kongress 
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formulierte diese Partei ihr Ziel - die Aufnahme Serbiens (der damaligen BRJ) in die EU - und 

brach damit mit der bis dahin strikten antieuropäischen Ausrichtung, lehnte aber weiterhin die 

Zusammenarbeit mit dem Haager Tribunal ab (Erklärung des 6. Kongresses der SPS, 2003). 

Die SRS ist die stärkste Einzelpartei im serbischen Parlament (2003 - 82; 2007 - 81 

Abgeordnete). Sie hat eine äußerst negative Einstellung gegenüber der EU und den USA. Die 

SRS ist eine stark nationalistische Partei, die von Vojislav Šešelj angeführt wird, der in Den 

Haag in Untersuchungshaft sitzt. In letzter Zeit haben sich die Radikalen zu einer 

populistischen Partei umorientiert, die die Interessen der Verlierer des Übergangsprozesses 

(Ethno-Sozialisten) vertritt. Die Zunahme der sozialen Ungleichheit und die Zerstörung der 

ehemaligen Mittelschicht sind einige der strukturellen Erklärungen für die Mobilisierung der 

Unzufriedenheit der Bürger. Die Radikalen sind Ausdruck von Protest, Rebellion und 

Wählerzorn gegen die politische Elite nach Milosevic, aber auch eine Reaktion auf den Druck 

aus dem Ausland. Die SRS vertritt nach wie vor eine antiwestliche und antieuropäische 

Haltung. Obwohl ihre Unterstützung für die Verabschiedung der neuen Verfassung (2006) als 

Zeichen ihres Wunsches verstanden wurde, eine „systematische Partei“ zu werden, hat der 

„politische Wille“ ihres Präsidenten Seselj einer solchen Möglichkeit zumindest vorläufig ein 

Ende gesetzt. Sie halten an ihrer Position fest, dass die Radikalen die Versuche Serbiens, der 

NATO und der Europäischen Union beizutreten, entschieden ablehnen sollten und dass sie 

niemals eine Koalition mit Tadić und Koštunica eingehen sollten. Dies ist immer noch eine 

„gegen alles“ gerichtete politische Position, die als „hoffentlich aus der Welt“ bezeichnet 

werden kann.85 

 

3.4. Parlamentarische Opposition seit 2000 

 

Zusätzlich zu all den komplexen Problemen der Vergangenheit trugen mehrere weitere 

ungünstige Umstände zur politischen Instabilität in Serbien im Zeitraum von 2001 bis 2008 

bei. Das dramatischste Ereignis war zweifellos die Ermordung des serbischen 

Premierministers Zoran Djindjic am 12. März 2003 durch Angehörige der serbischen 

Sicherheitsdienste. Djindjics Tod war ein großer Verlust für Serbien. Er war einer der 

entschlossensten Führer und demokratischen Feromatoren, und seine Ermordung versetzte 

den demokratischen Kräften im Land einen schweren Schlag. Viele Analysten zufolge trug 

 
85 Orlović, Parties and the Party System of Serbia and European Integrations, in: Journal of Southern Europe and 

the Balkans, Jg. 10, Nr. 2, 2008, S. 205–222. 
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dieses Ereignis am meisten zur Verlangsamung der Wirtschaftsreformen in Serbien nach 2003 

bei.86 Wenige Monate vor dem Attentat beschloss die Regierung von Djindjic, die 

notwendigen Institutionen zu schaffen, um die Polizei und die Sicherheitskräfte unter zivile 

demokratische Kontrolle zu stellen, um organisiert gegen Kriminalität und Korruption zu 

können.87 Đinđić hatte eine klare Vision von der Zukunft Serbiens und startete im Januar 2003 

eine Initiative zur Förderung der Lösung der Kosovo-Frage auf der Grundlage eines 

proaktiven zukunftsorientierten Ansatzes, d Lösung.88 Nach 2001 kam es in Serbien zu 

zahlreichen Regierungskrisen auf der politischen Bühne. Im Zeitraum 2001 bis 2008 fanden 

in den Jahren 2002, 2003, 2004 und 2008 drei Parlamentswahlen und vier 

Präsidentschaftswahlen statt, wobei die Präsidentschaftswahlen 2002 und 2003 aufgrund der 

geringen Wahlbeteiligung erfolglos blieben. Aufgrund außergewöhnlicher politischer 

Bedingungen ging viel Zeit verloren und Serbien hatte keine Regierung, sodass die 

Versammlung nicht funktionieren konnte, was zur Aussetzung der Verabschiedung neuer 

Gesetze führte, was zu einer Verlangsamung der wirtschaftlichen, rechtlichen und 

institutionellen Reformen führte. Ein wesentliches Problem, das nach 2000 zu politischer 

Instabilität in Serbien führte, war der häufige Wechsel seiner Staatlichkeit, da der Staat, zu 

dem Serbien in den letzten zehn Jahren gehörte, mehrmals seinen Namen, seinen Status und 

sein Territorium änderte. Eine bedeutende Veränderung fand auch im Mai 2006 statt, als am 

21. Mai 2006 das seit langem angekündigte montenegrinische Referendum stattfand, bei dem 

55,5 % der Wähler für die Unabhängigkeit stimmten.89 Die letzte Veränderung auf der 

serbischen politischen Bühne erfolgte nach der einseitigen Unabhängigkeitserklärung des 

Kosovo im Februar 2008, als Serbien seine südliche Provinz verlor. 

Trotz der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates, die den Kosovo als Teil seines 

Territoriums anerkannte, verlor Serbien 1999 faktisch jegliche Kontrolle über die Provinz, da 

das Kosovo unter der Schirmherrschaft der UNMIK stand. In Serbien gab es eine intensive 

Diskussion über die neue Verfassung, die die Verfassung von 1990 aus der Zeit des 

politischen Aufstiegs von Milošević ersetzen sollte.90 Akteure der politischen Szene, darunter 

DS, DSS, G17 plus und Belgrade Center, erstellten nach 2001 mehrere Entwürfe der neuen 

Verfassung, die Gegenstand fast kontinuierlicher öffentlicher Diskussion waren, doch erst am 

 
86 Cerović / Nojković, Usporavanje reformi u Srbiji: trošak neiskorišćenih mogućnosti, in: Zec / Cerović (Hrsg.), 

Kuda ide Srbija – ostvarenja i dometi reformi, Beograd: Ekonomski fakultet 2008, S. 23–42. 
87 Vejvoda, Serbia: Current Issues and Future Direction, Zeugenaussage vor dem US-Repräsentantenhaus, 

Washington, 20. September 2006. 
88 Ebd., S. 50. 
89 Uvalić, Tranzicija u Srbiji ka boljoj budućnosti, Beograd: Zavod za udžbenike 2012, S. 196. 
90 Die Verfassung der Republik Serbien wurde am 28. September 1990 verabschiedet. 
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30. September wurde das serbische Parlament verabschiedet, das die neue Verfassung 

verabschiedete.91 Ein weiteres interessantes Merkmal der serbischen Verfassung aus dem Jahr 

2006 ist, dass das Konzept des Sozialeigentums endgültig aufgegeben wurde. Im Zeitraum 

von 2001 bis 2008 standen in Serbien mehrere wichtige Probleme im Mittelpunkt der 

politischen Ereignisse, die zur politischen Instabilität beitrugen, da die politischen 

Bedingungen insgesamt deutlich anders und unvergleichlich besser waren als in den 90er 

Jahren, als die politische Szene dominiert wurde von Miloševićs SPS und seiner 

nationalistischen und antidemokratischen Ideologie. Serbien hatte Regierungen, die aus 

demokratisch orientierten politischen Parteien bestanden, genau jenen, die Milosevics - 

Đinđiđeva - Tadićs DS, Koštuničs DSS und Labusov - Dinkićs G17plus von der Macht 

entfernten.92 Die jüngste serbische Regierung, die im Juli 2008 gebildet wurde, wurde von der 

Koalition „Für ein europäisches Serbien“ gebildet, in der die proeuropäische demokratische 

Partei die Hauptrolle spielt, deren Vorsitzender Boris Tadić ist, der auch Präsident Serbiens 

ist. Trotz der schwierigen politischen Probleme erinnert die politische Szene in Serbien immer 

mehr an die jungen Demokratien Mittel- und Osteuropas. Je größer der Wahlkreis und je 

niedriger die Schwelle, desto größer ist die Verhältnismäßigkeit. Diese Tendenz führte auch zu 

folgenden Phänomenen, wie einer starken Fragmentierung des Parteiensystems, einer 

Stärkung der Parteien und der Parteidisziplin, einer Fraktionierung, Spaltung und 

Zersplitterung der Parteien.93 Radikalisierte innerparteiliche Konflikte führen zur Spaltung 

von Parteien und/oder zur Bildung neuer Parteien. Seit der Einführung des 

Mehrparteiensystems ist fast keine Partei in Serbien vor dieser „Krankheit“ gefeit. Die 

Parteienfragmentierung im Parlament entsteht vor allem dadurch, dass kleinere Parteien den 

Sperreffekt bei Wahlen umgehen, indem sie auf den Listen größerer Parteien erscheinen und 

dann eigene Fraktionen bilden. 

Aufgrund der Befürchtung, dass kleine Parteien nicht 5 % der Stimmen erreichen können (in 

Serbien sind dies je nach Wahlbeteiligung etwa 200.000 Wähler), flüchten sich kleinere 

Parteien in Koalitionen vor den Wahlen oder treten auf den Listen größerer Parteien auf. Bei 

den Parlamentswahlen reichten bis zu diesem Zeitpunkt 574 registrierte Parteien 22 Listen 

ein. Fünf Listen überschritten die Wahlhürde, während nur drei Parteien die natürliche 

Schwelle für Minderheitenparteien überschritten. Nach den Parlamentswahlen 2008 hatten 98 

 
91 In den Entwürfen für eine neue serbische Verfassung traten zahlreiche kontroverse Fragen auf, über die unter 

den führenden politischen Parteien kein Konsens bestand. 
92 Miroljub Labus war Vorsitzender der G17 Plus, als die Partei im Dezember 2002 gegründet wurde. Bereits 

Ende desselben Jahres kandidierte er für das Amt des Präsidenten Serbiens, entschied sich jedoch Mitte 2006, 

sich aus der Politik zurückzuziehen. 
93 Orlović, Politički život Srbije: između partokratije i demokratije, Beograd: Službeni glasnik 2008, S. 450–459. 
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der lokalen Selbstverwaltungseinheiten (von insgesamt 150 Gemeinden, 23 Städten und der 

Hauptstadt Belgrad) keine parlamentarischen Vertreter.94 In diesen Einheiten leben rund 

1.300.000 Bürger Serbiens. In den vier Einberufungen der Nationalversammlung von 2000 

bis 2008 waren im Durchschnitt etwa 100 Gemeinden ohne Vertreter. Nicht weniger als 17 

Gemeinden hatten in keiner der acht Einberufungen des Parlaments einen Vertreter. Dies gilt 

vor allem für die unterentwickelten Regionen.95 Dies ist eine der Tendenzen des Wahlsystems, 

in dem das ganze Land eine Wahleinheit ist; allerdings haben die Parteien selbst dazu 

beigetragen, indem sie über die Personen auf den Wahllisten entschieden haben, die ins 

Parlament einziehen sollten, ohne auf eine gleichmäßige territoriale Vertretung zu achten. 

Dennoch verzeichnete das serbische Parlament im Jahr 2010 zehn Fraktionen und zwei 

unabhängige Abgeordnete, also insgesamt 23 parlamentarische Parteien. Dies spricht für eine 

indirekte Parlamentarisierung - kleinere Parteien erhalten Parlamentssitze auf den Listen der 

größeren, um später Fraktionen zu bilden und das Parteiensystem zu fragmentieren.96 Vier 

Mehrheits- und zwei Minderheitslisten erhielten weniger Stimmen als die für eine Kandidatur 

erforderliche Anzahl von Unterschriften. Mit der Verabschiedung des neuen Parteiengesetzes 

von 200997 wurde bis 2012 87 Parteien registriert. 

 

4. Die Opposition hinsichtlich der Wahlbedingungen vor den Wahlen 2022 

4.1. Entwicklung des serbischen Parteiensystems 2008-2020 

  

Politische Parteien sind der wichtigste Kanal der politischen Beteiligung in Serbien. 

Sie spielen eine zentrale Rolle in allen politischen Prozessen und beeinträchtigen den 

wachsenden Einfluss neuer Akteure - sozialer Bewegungen und zivilgesellschaftlicher 

Organisationen. Trotz dieser dominanten Stellung ist das Parteiensystem selbst nicht 

besonders stabil, und die Parteien genießen auch kein großes Vertrauen bei den Bürgern 

Serbiens. In den letzten zwanzig Jahren hat sich das Parteiensystem in Serbien ständig 

verändert. Angefangen mit der Revolution vom 5. Oktober und den darauf folgenden 

 
94 Orlović, Re-dizajniranje političkih institucija, in: Pavlović (Hrsg.), Kvalitet političkih institucija, Beograd: 

Fakultet političkih nauka – Centar za demokratiju 2010, S. 89 
95 Jovanović, Narodna skupština – Deformacije teritorijalnog predstavljanja, in: Godišnjak Fakulteta političkih 

nauka, Jg. 2, Nr. 2, Dezember 2008, S. 128. 
96 Orlović, Constitutional, Political and Institutional Framework of the National Assembly of the Republic of 

Serbia, in: Comparative Analysis of Democratic Performances of the Parliaments of Serbia, Bosnia and 

Herzegovina and Montenegro, Beograd / Sarajevo / Podgorica 2012, S. 28. 
97 Das Gesetz über politische Parteien („Amtsblatt der Republik Serbien“, Nr. 36/09) trat am 23. Mai 2009 in 

Kraft und wird seit dem 23. Juli 2009 angewendet. 
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Veränderungen über die Umgestaltung der Regierungskoalitionen in den Jahren 2008 und 

2012 bis hin zum Boykott und der Kampagne im Jahr 2020 setzt sich der Prozess der Krise 

und der „Relevanzüberprüfung“ der Parteien, der das erste Übergangsjahrzehnt geprägt hat, 

fort. So sind die Serbische Erneuerungsbewegung (SPO) und die Serbische Radikale Partei 

(SRS), die die 1990er Jahre prägten, heute weniger einflussreich auf der politischen Bühne, 

ebenso wie die Demokratische Partei Serbiens (DSS) und die Demokratische Partei (DS), die 

eine Schlüsselrolle beim Sturz des Milošević-Regimes spielten und deren Konflikte die 

Parteienlandschaft nach 2000 bestimmten (Goati98, 2006; Spasojević und Stojiljković, 

2020).99 Die Zeit vor und nach den Wahlen 2012 öffnete das Parteiensystem vollständig für 

neue Akteure und löste eine Krise der verbliebenen alten Parteien aus - mit der teilweisen 

Ausnahme der Sozialistischen Partei Serbiens und mehrerer Parteien nationaler Minderheiten. 

Die Gründe für diese Veränderungen sind vielfältig: Das Parteiensystem war aufgrund eines 

unklaren ideologischen Profils nicht institutionalisiert, die Parteien und ihre schwache 

Verankerung in der Zivilgesellschaft sowie die Dominanz der Führung und undemokratische 

Tendenzen innerhalb der Parteien. Gleichzeitig schränken die Parteien mit ihrer Dominanz im 

öffentlichen Raum den Einfluss der Zivilgesellschaft und der Medien ein und verhindern 

Veränderungen, die einige der oben genannten Ursachen der Parteikrise beseitigen könnten.100 

Mitte 2008 endete die Phase der intensiven Wahlzyklen - Parlamentswahlen (Januar 2007), 

Präsidentschaftswahlen (Januar/Februar 2008) und Parlamentswahlen (Mai 2008), nach denen 

Boris Tadić mit knapper Mehrheit zum Präsidenten Serbiens gewählt wurde, während die 

parlamentarische Mehrheit von den Parteien DS-SPS-G17 gebildet wurde. Die Wahlprozesse 

2007/2008 können als Ergebnis einer zunehmenden Polarisierung innerhalb der siegreichen 

Koalition aus dem Jahr 2000 (Demokratische Opposition Serbiens - DOS), aber auch 

innerhalb der Gesellschaft insgesamt verstanden werden. 

Die Polarisierung wurde durch das Dilemma verursacht, was das Ziel des Übergangs ist 

(welche Art von Gesellschaft wollen wir?), wie schnell wir es umsetzen können und welche 

Mechanismen erforderlich sein werden (dies bezieht sich in erster Linie auf das Dilemma der 

Notwendigkeit, die vom kommunistischen und Milošević-Regime geerbten Regeln zu 

respektieren). Die Dilemmata traten kurz nach den Veränderungen am 5. Oktober auf und 

wurden durch zwei sehr wichtige Themen konkret: die Frage der Kriegsverbrechen (mit 

Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit mit dem Haager Tribunal) und der künftige Status des 

 
98 Goati, Partijske borbe u Srbiji u postoktobarskom razdoblju, Beograd: Friedrich-Ebert-Stiftung 2006; 
99 Spasojević / Stojiljković, Između uverenja i interesa, Beograd: Fabrika knjiga 2020.. 
100 Spasojević, Undermining Democracy: Processes and Institutions in Serbia 2010–2020, Beograd: CRTA 2021, 

S. 109. 
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Kosovo (verstärkt durch das Scheitern der Wiener Verhandlungen im Jahr 2006 und die 

einseitige Unabhängigkeitserklärung im Februar 2008). Diese beiden Themen standen in 

engem Zusammenhang mit der wichtigsten Richtung der serbischen Außenpolitik - dem Weg 

zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union. Das serbische Parteiensystem kann aus drei 

Blickwinkeln betrachtet werden. Auf der einen Seite gab es die Parteien des „alten Regimes“ 

(SPS und SRS), die die europäische Integration kritisierten, die Nichtzusammenarbeit mit 

dem Haager Tribunal befürworteten und auf die Unabhängigkeitserklärung des Kosovo scharf 

reagierten. Die zweite Position wurde von der DS, der G17 und den liberalen und 

bürgerlichen Parteien (wie der GSS und der LSV) vertreten, die davon ausgingen, dass die 

europäische Integration ein vorrangiges nationales Interesse und eine Voraussetzung für die 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung ist. Die dritte Übergangsposition waren die DSS und 

die SPO/NS-Koalition, die versuchten, ein Gleichgewicht zwischen diesen beiden Positionen 

herzustellen, was bis zur Unterbrechung der europäischen Integration aufgrund der 

Nichtzusammenarbeit mit dem Haager Tribunal (2006-2007) recht erfolgreich war, 

insbesondere nachdem die große Zahl der EU-Länder die selbsternannte Unabhängigkeit des 

Kosovo (2008) anerkannt hatte.101 Diese drei Blöcke können auch durch das umfassendere 

Konzept der Spaltung der Gesellschaft in traditionalistische und modernistische Kräfte 

verstanden werden, das ein Merkmal der meisten Übergangs- und postkommunistischen 

Gesellschaften ist.102 Diese Spaltung wird als bedeutsam angesehen, weil Gesellschaften im 

Übergang nach ihren kollektiven Identitäten, Zugehörigkeiten und Werten suchen und 

versuchen, diese in einem neuen Kontext grundlegend neu zu gestalten;103 einige Autoren 

erklären diese Spaltung symbolisch als ein Dilemma zwischen der "Rückkehr nach Europa" 

(im Kontext der Eurointegration) und der „Rückkehr zu sich selbst“ (als eine Art Re-

Traditionalisierung der Gesellschaften). In Serbien war diese Spaltung angesichts des 

Gewichts und der Bedeutung der Probleme, mit denen die Gesellschaft konfrontiert war - der 

Zerfall Jugoslawiens und die Folgen dieses Prozesses - besonders ausgeprägt. Diese Spaltung 

hatte jedoch eine zusätzliche Dimension, da einige Parteien, vor allem SRS und SPS, 

versuchten, die Legitimität der Veränderungen vom 5. Oktober zu mindern, indem sie die 

demokratische Ordnung selbst in Frage stellten. 

 
101 Ebd., S. 110. 
102 Komšić / Pantić / Slavujević, Osnovne linije partijskih podela i mogući pravci političkog pregrupisavanja u 

Srbiji, Beograd: Friedrich-Ebert-Stiftung / Institut društvenih nauka 2003 
103 Elster / Offe / Preuss, Institutional Design in Post-communist Societies, Cambridge: Cambridge University 

Press 1998. 
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Auf diese Weise wurde der Prozess der Konsolidierung der Demokratie erschwert und 

verlangsamt, so dass bis 2008 nicht behauptet werden konnte, dass „die Demokratie die 

einzige Option“ ist, d. h., dass die demokratische Ordnung von allen relevanten Parteien 

unterstützt wird. Untersuchungen haben gezeigt, dass nur 16 % der Wähler der SPS und der 

SRS die Auffassung vertreten, dass „die Demokratie die beste Regierungsform ist“.104 Die 

Zeit nach den Wahlen von 2008 markiert den Beginn einer etwas anderen Phase in der 

Entwicklung des Parteiensystems. Die wichtigste Veränderung auf der Ebene der einzelnen 

Parteien war die Spaltung innerhalb der SRS und die Entstehung der Serbischen 

Fortschrittspartei (SNS) als pro-europäische zentristische Rechtspartei, die von den 

ehemaligen Führern der Radikalen Partei, Tomislav Nikolić und Aleksandar Vučić, angeführt 

wird. Das Auftreten dieser Partei, ihr anfänglicher Erfolg (in den Umfragen und bei den ersten 

Kommunalwahlen) sowie die weitere Auflösung von DSS und SRS zeigten, dass die Wahlen 

2007/2008 und der Sieg der Koalition „Für ein europäisches Serbien“ einen breiten Konsens 

über die europäische Integration geschaffen haben und dass die stärksten Parteien diese 

Integration nicht mehr in Frage stellen. Im Gegensatz zur großen Polarisierung vor den 

Wahlen 2008 gab es im Wahlkampf 2012 zaghafte Ankündigungen über eine mögliche 

Koalition der beiden größten Parteien, d.h. eine Koalition der Progressiven und Demokraten 

nach den Wahlen. Aus rein ideologischer Sicht haben sich die Positionen der Parteien deutlich 

angenähert, und es gab keine unüberwindbaren Differenzen.105 Bei den Wahlen 2012 kam es 

zu einem Regierungswechsel nach einem ähnlichen Prinzip wie 2008, da das Ergebnis der 

Präsidentschaftswahlen (Sieg von Nikolić über Tadić) die Bildung der Parlamentsmehrheit 

beeinflusste. Nur 12 Jahre nach den Veränderungen vom 5. Oktober setzte sich die 

Regierungsmehrheit wieder aus Sozialisten und ehemaligen Radikalen (Progressiven) 

zusammen, zu denen noch Regionalisten (URS, Ex-G17) hinzukamen, so dass die Regierung 

die Patina des "alten Regimes" vermied. Diese Regierung wurde nach den Wahlen 2014, als 

die URS die Macht verließ, teilweise ausgetauscht. Angetrieben von der Welle der 

Korruptionsbekämpfung, die nach der Verhaftung von Miroslav Mišković (dem Eigentümer 

von Delta) die Popularität der Progressiven auf ein noch nie dagewesenes Niveau hob, 

gewann die SNS fast die Hälfte der Stimmen und bildete die Regierung erneut mit der SPS. 

Der europäische Konsens in den repräsentativen Institutionen wurde durch die 

Wahlniederlage der europaskeptischen Parteien DSS, SRS und Dveri gestärkt, die trotz eines 

 
104 Stojiljković, Građani Srbije i demokratija – između nezadovoljstva i nepoverenja i uslovne i oročene podrške, 

in: Lutovac (Hrsg.), Birači i apstinenti, Beograd: Friedrich-Ebert-Stiftung / Fakultet političkih nauka / Institut 

društvenih nauka 2007, S. 9–61. 
105 Spasojević, a.a.O., S. 111. 
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Stimmenanteils von insgesamt 13 % unter der Wahlhürde blieben, was zu einer mageren 

Vertretung im Parlament selbst führte. Der Atomisierungsprozess der Oppositionsparteien 

beginnt, als Tadić die DS verlässt und die Sozialdemokratische Partei (SDS) gründet. 

Diese Regierung hielt nicht die gesamte Legislaturperiode, außerdem wurde wie 2014 eine 

außerordentliche Wahl einberufen, die zu einer etwas günstigeren Mandatsverteilung für die 

Opposition führte - SNS und SPS erhielten ähnliche Stimmenanteile, aber SRS zog diesmal 

mit 8 % ins Parlament ein (gestärkt durch die Rückkehr von Vojislav Šešelj aus Den Haag), 

ebenso wie vier weitere Oppositionslisten - Dosta je bilo DS (mit jeweils 6 %) und die 

Koalitionen SDS-LSV-LDP und DSS-Dveri (mit jeweils 5 %). Die nach diesen Wahlen 

gebildete parlamentarische Mehrheit (SNS und SPS sowie Minderheitenparteien) hielt trotz 

des Boykotts der parlamentarischen Arbeit durch verschiedene Oppositionsabgeordnete in 

verschiedenen Perioden die gesamte Legislaturperiode über an. Die Wahlen von 2020 

brachten schließlich eine weitere Verengung des Pluralismus, da zahlreiche 

Oppositionsparteien aufgrund des Wahlboykotts nicht ins Parlament einzogen. Die SNS 

gewann 60 %, die Sozialisten 10 %, und die einzige zusätzliche Liste war die SPAS von 

Aleksandar Šapić, dem Bürgermeister von Neu-Belgrad, mit 3,8 %. Die umstrittene 

Herabsetzung der Wahlhürde (siehe Kapitel über die Wahlen) ermutigte viele Akteure zur 

Teilnahme an den Wahlen (21 Listen nahmen teil), aber nur 3 Listen erreichten die 

herabgesetzte Hürde.106 Aus der Sicht des Parteiensystems hat sich seit der Machtübernahme 

durch die SNS ein System mit einer dominierenden Partei entwickelt, die bei den Wahlen fast 

die Hälfte der Stimmen auf sich vereinigen konnte, wobei alle Parteien beteiligt sind (der 

Präsidentschaftskandidat der SNS erreichte sogar 52 %). Eine relativ stabile Kategorie bilden 

die Sozialisten (deren Wählerzahl nach wie vor stetig sinkt, von 484.000 Stimmen im Jahr 

2012 auf 334.000 Stimmen im Jahr 2020) und die Minderheitenparteien, die Teil der 

Regierungskoalition sind (hauptsächlich die SVM). Auf der anderen Seite sind viele 

Oppositionsparteien zersplittert. Obwohl sie sich ideologisch ähneln, ist es ihnen aufgrund 

großer taktischer und persönlicher Differenzen nicht gelungen, sich (wieder) zu integrieren. 

Der wichtigste Grund für die Marginalisierung der Opposition liegt jedoch in dem 

undemokratischen Umfeld, das ein normales Funktionieren der Oppositionsparteien 

verhindert.107 Mit rund 6,5 Millionen registrierten Wählern waren die Hauptteilnehmer der 

Wahl die von der SNS angeführte Regierungskoalition „Aleksandar Vučić - Serbien darf nicht 

aufhören“ und die teilweise vereinigte Opposition, die Koalition „Serbien gegen Gewalt“. Wie 

 
106 Ebd. S.112 
107 Ebd. S.112 
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schon bei früheren Wahlen haben die konkurrierenden Parteien während des Wahlkampfs ihre 

politischen Programme nicht im Detail dargelegt. Stattdessen konzentrierten sie sich auf 

persönliche Angriffe: Die Regierung kritisierte die Opposition, während die Opposition die 

Regierung kritisierte. Zu den wichtigsten Themen auf der Tagesordnung gehörten 

wirtschaftliche Probleme, der Status des Kosovo und die Migration, wobei der EU-

Integrationsprozess nur sporadisch erwähnt wurde. 

Die Opposition wies vor allem auf die Mängel der Regierung hin, während die 

Regierungsparteien ihre Erfolge betonten. Das Interesse an der Möglichkeit eines EU-Beitritts 

ist nach wie vor gering, und die Glaubwürdigkeit dieses Prozesses wurde nicht 

wiederhergestellt, was verhindert, dass er in den Wahldebatten eine wichtige Rolle spielt.108 

 

4.2. Ideologischer Raum und Dominanz von SNS in Serbien 

 

Der Aufstieg der SNS nach den Wahlen 2012 ist aus ideologischer Sicht besonders 

interessant. Untersuchungen zeigen, dass sich die serbischen Parteien in Bezug auf die 

üblichen ideologischen Positionen (links vs. rechts; Liberalismus, Konservatismus oder 

Sozialdemokratie) kaum eindeutig profilieren lassen. Darüber hinaus haben die Wähler ein 

Problem damit, sich auf einer ideologischen Skala zu positionieren, so dass die meisten 

Wähler, sowohl109 als auch die Politiker,110 in einem größeren Bereich um die ideologische 

Mitte herum positioniert sind. Diese ideologische Situation erklärt sich zumeist durch die 

Dominanz grundlegender Identitätsfragen in der serbischen Politik, wie z. B. die Beziehung 

zur Europäischen Union, der Status des Kosovo oder die Zusammenarbeit mit dem Haager 

Tribunal. Diese Themen besetzen und füllen den politischen Raum und machen es schwierig, 

andere politische Themen zu profilieren, unter denen die Wirtschaft besonders hervorsticht. 

Diese Situation ist angesichts der ähnlichen Erfahrungen anderer osteuropäischer 

Gesellschaften nicht unerwartet,111 aber die Dauer dieser Phase ist etwas überraschend. Mit 

anderen Worten: Die Dominanz von Identitätsfragen in Serbien hat zu lange gedauert und 

steht im Gegensatz zu den Erfahrungen anderer Länder. Das ideologische Profil der Parteien 
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ist nicht nur an sich von Bedeutung, sondern hat auch Auswirkungen auf das Funktionieren 

der Demokratie insgesamt. Je klarer die Profile der Parteien sind, desto deutlicher ist die 

Verbindung zwischen ihnen und den Wählern, was es einfacher macht, die Politiker für die 

Einhaltung ihrer Wahlversprechen zur Rechenschaft zu ziehen. Je mehr relevante Themen auf 

der Tagesordnung stehen, desto größer ist die Möglichkeit der Zusammenarbeit zwischen den 

Parteien (so genannte unterbrochene Spaltungen) und desto geringer ist die 

Wahrscheinlichkeit, dass es zwei gegensätzliche Blöcke gibt, zwischen denen es keinen 

Vermittler gibt, eine so genannte geteilte Gesellschaft. 

Eine Möglichkeit, die Ideologien der Parteien zu verstehen, besteht darin, einen 

zweidimensionalen ideologischen Raum zu verwenden - eine vertikale Skala kultureller Werte 

(die liberale, fortschrittliche und bürgerliche Parteien an einem Ende und konservative, 

souveränistische und nationalistische Parteien am anderen Ende trennt) und eine horizontale 

wirtschaftliche Skala (die Unterteilung zwischen einer marktfreundlichen Position und einer, 

die eine staatliche Umverteilung des Wohlstands befürwortet). Anhand dieser Darstellung 

lassen sich die ideologischen Verschiebungen der Parteien in den letzten zehn Jahren 

aufzeigen, die eine Richtung zur Mitte (zentripetal) aufweisen und eine Abnahme der 

ideologischen Unterschiede nach den Wahlen 2008 erkennen lassen.112 Warum ist der 

Populismus in Serbien so erfolgreich „verwurzelt“? Eines der Argumente ist, dass die 

politische Szene bereits von Misstrauen gegenüber politischen Akteuren und einer starken 

Anti-Parteien-Stimmung geprägt ist. Diese Stimmungen wurden in den letzten zehn Jahren 

auf unterschiedliche Weise politisch artikuliert. Zu Beginn sei daran erinnert, dass die 

richtungsweisenden Wahlen von 2012 unter anderem von einer Kampagne für die 

sogenannten „weißen Stimmen“ geprägt waren. Diese Kampagne ging von unzufriedenen 

liberalen und bürgerlichen Kreisen aus (der Wählerschaft der damaligen LDP und DS) und 

forderte die Bürger auf, ihre Stimmzettel ungültig zu machen, um eine klare Botschaft der 

Unzufriedenheit mit den angebotenen Optionen zu senden. Auch wenn die Kampagne keine 

große Wirkung hatte (die Zahl der ungültigen Stimmen stieg 2012 von 2 % auf 4 %), zeigte 

sie doch, dass die Unzufriedenheit der Bürger und der Eliten groß ist. Die Parteien, die die 

Wahlen verloren haben, sowie der Präsidentschaftskandidat Boris Tadić betonten wiederholt, 

dass diese Kampagne schwerwiegende Folgen hatte.113 Die nächste Artikulation der 

Unzufriedenheit erfolgte bei den Präsidentschaftswahlen 2017, die neben dem überzeugenden 

Sieg von Aleksandar Vučić auch durch das hervorragende Ergebnis von Ljubiša Beli 
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Preletacevic (Beli Preletača) geprägt waren, einem satirischen imaginären 

Präsidentschaftskandidaten, der sich über die politische Szene und die Eigenschaften von 

Politikern lustig machte (Fliegen um des Machterhalts willen, Korruption, unrealistische 

Versprechen...). Obwohl nicht alle seine Wähler die Entfremdung der politischen Elite und die 

Notwendigkeit, sie zu ersetzen, gleichermaßen teilten (einige Wähler stimmten für ihn, weil er 

ein Spaßkandidat war), gewann er fast 10 % der Stimmen und zeigte damit, dass die 

Unzufriedenheit mit dem politischen Angebot weit verbreitet ist. Ein Teil der Unzufriedenheit 

wurde nach den Präsidentschaftswahlen artikuliert, als die Proteste unter dem Namen “Protest 

gegen die Diktatur“ begannen, die mehrere Wochen andauerten. Die Bürger versuchten, ihre 

Unzufriedenheit mit den Ergebnissen (nach dem Vorbild von „not my president“ aus den 

Vereinigten Staaten von Amerika) und der Art und Weise, wie die Präsidentschaftswahlen 

durchgeführt wurden, zum Ausdruck zu bringen. 

Schließlich begannen nach dem Anschlag auf Borislav Stefanović im November 2018 die 

massivsten Proteste, die fast drei Monate lang unter dem Namen „1 von 5 Millionen“ 

andauerten. Obwohl die Proteste eine Reaktion auf einen Angriff auf einen Politiker waren 

und obwohl sie von Anfang an die logistische Unterstützung von Teilen der Opposition hatten, 

beschäftigten sich die Organisatoren und die Öffentlichkeit während der gesamten Dauer der 

Proteste mit dem Verhältnis zwischen den Protesten und den Oppositionsparteien. Dieses 

Verhältnis wird in Bezug auf die Redner, die Demonstranten und die Botschaften, die 

gesendet werden, hinterfragt. Die unter den Demonstranten durchgeführten Untersuchungen 

zeigen deutlich eine geringe Identifikation mit den Parteien, aber auch eine außergewöhnliche 

Pluralität der Demonstranten im Sinne der Parteien. Eines der Ergebnisse dieser Debatte ist 

der Abschluss des Abkommens mit dem Volk, das von zahlreichen Oppositionsführern und 

Persönlichkeiten unterzeichnet wurde. Die Vereinbarung wurde als Versuch ins Leben 

gerufen, das verlorene Vertrauen zwischen Politikern und Bürgern wiederherzustellen. Die 

Position des Abkommens, dass die Opposition nicht an den Wahlen teilnehmen wird, solange 

die Wahlbedingungen nicht verbessert werden, diente als Grundlage für den Boykott der 

Parlamentswahlen im Jahr 2020. Aufgrund des Boykotts durch Teile der Opposition war die 

Wahlbeteiligung mit 48,8 % (im Vergleich zu 56 % im Jahr 2016) zwar deutlich niedriger, 

aber immer noch nicht niedrig genug, um die Regierung durch den Boykott in nennenswertem 

Umfang herauszufordern. Darüber hinaus hat die Boykottdebatte die bestehenden 

Spaltungslinien innerhalb der Opposition vertieft.114 Die Struktur des politischen Raums in 

 
114 Ebd., S. 118. 



 55 

Serbien kann man sich als ein System mit einer dominierenden SNS in der Mitte und einer 

großen Anzahl atomisierter Parteien vorstellen, die durch ideologische und taktische 

Trennlinien geteilt sind. Die derzeit wichtigste Trennlinie bezieht sich auf die Haltung 

gegenüber dem Regime (die so genannte Regimetrennlinie) und trennt die regierende 

Mehrheit (vor allem SNS und SPS) von den Oppositionsparteien. Diese Linie ist jedoch nicht 

vollständig definiert, da einige Oppositionsparteien der Regierungspartei näher stehen (z. B. 

die SRS), während andere Oppositionsparteien nicht genau wissen, „zu wem sie gehören“. 

Diese Trennlinie wurde nach dem Boykott der Wahlen 2020 noch unschärfer, was die 

Oppositionsparteien weiter spaltete, so dass die Parteien, die die Wahlen boykottierten, den 

„Oppositionsstatus“ derjenigen, die zur Wahl gingen, nicht anerkennen und sie als „falsch“ 

oder „Vučićs Opposition“ einstufen. Zusätzliche Verwirrung über die Trennlinie stiften die 

Parteien, die an den Wahlen teilgenommen haben, wie Zelenovićs Gemeinsam für Serbien, 

mit denen die Parteien, die die Wahlen boykottiert haben, zusammenarbeiten. Die zweite 

Trennlinie ist ideologischer Natur und spaltet die Oppositionsparteien entsprechend der tief 

verwurzelten Spaltung zwischen Traditionalismus und Modernismus, was bedeutet, dass zum 

Beispiel ein Teil der Opposition die SNS kritisiert, „weil Vučić den Kosovo anerkennen will“, 

während ein anderer glaubt, dass „Serbien durch die Aussetzung der europäischen Integration 

in Gefahr ist“. Die SNS hat das klare Ziel, über diesen Spaltungen zu stehen und einen 

gegensätzlichen ideologischen und umfassenden Charakter zu bewahren. 

Der außenpolitische Kontext (siehe Kapitel über den internationalen Einfluss auf den Zustand 

der Demokratie) in den letzten Jahren begünstigt diese Position der Progressiven, denn 

aufgrund interner Probleme in der EU verzögerte sich die Erweiterung und damit der Druck 

auf die serbische Regierung, Reformen durchzuführen. Außerdem nahm Belgrad nach dem 

Ausbruch der Migrantenkrise eine kooperative Haltung gegenüber Brüssel ein (im Gegensatz 

zu Ungarn oder der Tschechischen Republik), was Vučić eine gewisse Kreditunterstützung in 

dem nun etablierten stabilen demokratischen Schlüssel brachte.115 Daher ist das 

Parteiensystem Serbiens Ende 2020 gekennzeichnet durch (1) die Position der SNS als 

dominante Partei, (2) die relative Stabilität der SPS und der Minderheitenparteien und (3) die 

starke Atomisierung der verbleibenden Parteien, mit einem besonderen Schwerpunkt auf dem 

ideologischen Raum der bürgerlichen und modernistischen Parteien wie DS / G17 (DS, SPP, 

PSG, NS ...), aber auch souveränistische Parteien (DSS) und rechtspopulistische Parteien 

(SRS, Dveri, DJB). Aus der Perspektive der parlamentarischen Vertretung sind die Parteien, 
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die bei den Wahlen 2008 über 80 % der Stimmen erhielten (DS, DSS, SRS und LDP), nach 

den Wahlen 2020 nicht mehr im Parlament vertreten. Selbst wenn wir die Ergebnisse der 

Parlamentswahlen 2020 aufgrund des Boykotts der Oppositionsparteien als spezifisch 

ignorieren, brachten die Wahlen 2016 bereits einen starken Anstieg des Anteils der neuen 

Parteien (SNS und DJB), die 54 % der Stimmen, d. h. 147 Mandate, erhielten. Natürlich wäre 

dieser Anteil „neuer“ Parteien etwas geringer, wenn wir die SNS als Nachfolgerin der SRS 

betrachten; da die SNS jedoch die meisten der üblichen Kriterien für die Einstufung einer 

neuen Partei116 erfüllt hat - Schaffung einer neuen Marke, Einführung neuer Gesichter und 

Aktivisten, neue ideologische Positionen und Themen - sind wir der Meinung, dass sie als 

neuer Akteur betrachtet werden sollte, was die Mehrheit der Öffentlichkeit auch tut. Diese 

Tendenzen sind in den Indizes, die wir verwenden, um den Pluralismus der Parteienlandschaft 

zu verstehen - dem Index der effektiven Anzahl der Parteien (Listen) oder dem Gallagher-

Index der parlamentarischen Fragmentierung - deutlich sichtbar. Erstens zeigt die effektive 

Zahl der Parteien (gemessen sowohl an der Zahl der Stimmen als auch an der Zahl der 

Mandate) einen konstanten Rückgang im Vergleich zum Beginn des von uns analysierten 

Zeitraums und nähert sich den Werten, die sie während des ersten Übergangsjahrzehnts und 

der Dominanz der SPS hatte. Ebenso nimmt die Zersplitterung des Parlaments ab, was zeigt, 

dass die Macht der Legislative konzentriert ist und es kein Gleichgewicht gibt. Gleichzeitig 

zeigen uns eine große Anzahl parlamentarischer Parteien und ein besonders hohes Maß an 

Volatilität (vor allem 2014 und 2020), dass wir die Stabilität (Dominanz) eines Akteurs und 

die Instabilität des Parteiensystems zur gleichen Zeit haben.117 

Die spezifischen Merkmale der Parteienlandschaft sind zahlreich, aber die wichtigsten sind 

die undemokratischen Tendenzen, die nach der Konsolidierung der SNS an der Macht 

auftraten und die zu einer fast vollständigen Marginalisierung der Opposition führten. Zu 

diesen Tendenzen gehören die Dominanz der SNS in den Medien, die eingeschränkte 

Fähigkeit der staatlichen Institutionen, die Willkür der Regierung einzuschränken, aber vor 

allem der Missbrauch der Staatsanwaltschaft und anderer staatlicher Organe im Umgang mit 

der Opposition. In den ersten Jahren der SNS-Herrschaft wurden mehr als 80 Beamte der DS 

verhaftet, worüber die Medien ausführlich berichteten (einschließlich der Weitergabe 

vertraulicher Informationen der Staatsanwaltschaft), aber bisher wurde nur eine Person 

verurteilt. Mit der Zeit griff diese intolerante Haltung auch auf andere Akteure über - die 
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Medien, die Zivilgesellschaft und Vertreter internationaler Organisationen. Außerdem hatten 

die Oppositionsparteien aufgrund des beschriebenen ideologischen Wandels keine klaren 

ideologischen Positionen mehr, was das Werben um Stimmen erschwerte. Unter nicht-

demokratischen Bedingungen radikalisieren sich die Debatten über die Taktik der Opposition, 

wodurch zahlreiche Trennlinien zwischen den Parteien entstehen, was ihre Atomisierung 

begünstigt. Unter solchen Umständen kommen alle Schwächen der (Oppositions-)Parteien in 

Serbien zum Vorschein - Unangepasstheit (ideologisch und programmatisch), fehlende 

Verbindungen zur Zivilgesellschaft sowie Personalisierung der Führung und unregelmäßiger 

Generationswechsel innerhalb der Parteien - in der Regel hören die Parteien trotz 

Misserfolgen bei Wahlen und minimaler Unterstützung nicht auf zu existieren. So sind die 

SPO und die LDP noch immer in der Öffentlichkeit präsent, gewinnen aber seit langem nur 

noch eine verschwindend geringe Anzahl von Stimmen. Außerdem ziehen es die Führer dieser 

Parteien vor, sich an den politischen Rand zu begeben, anstatt sich aus der Politik 

zurückzuziehen. Kurz gesagt, alles, was zur Stabilität und Vorherrschaft der Regierungspartei 

beiträgt, führt zu einer weiteren Marginalisierung und Atomisierung der Opposition. 

Mittelfristig und vor allem aufgrund des Aufstiegs und Niedergangs bisheriger 

Regierungsparteien (SPS in den 90er Jahren, DSS und DS nach 2000) ist zu erwarten, dass 

führerbasierte Parteien irgendwann in Krisen geraten, die zum Niedergang der Partei, aber 

auch zu einer Krise des gesamten Parteiensystems führen, wenn ihr Wachstum nicht von einer 

Institutionalisierung der Partei (durch den Aufbau von Infrastruktur und Programmen, 

Personalfluktuation und die Ablösung von Führern) begleitet wird. Natürlich ist die Stabilität 

des Parteiensystems nicht unbedingt eine Qualität an sich, aber sie kann erheblich zur 

Demokratisierung beitragen, insbesondere in einem Übergangskontext, in dem sich 

demokratische Institutionen und Praktiken noch im Aufbau befinden.118 

 

4.3. Wahlbedingungen vor den Wahlen 2022 in Serbien 

 

Wahlen in Serbien haben nicht den Charakter eines periodischen Prozesses, der in 

regelmäßigen Abständen abgehalten wird. Schon bevor die Serbische Fortschrittspartei an die 

Macht kam, hatten die Vertretungsorgane verkürzte Mandate. Während der progressiven 

Herrschaft sind jedoch Schnellwahlen üblich geworden. In der Legislaturperiode von 2012 bis 

2022 fanden fünf Wahlzyklen statt, und nur einer, nämlich der von 2020, fiel in die reguläre 
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Wahlperiode. Dies ist der erste Schlüsselfaktor der innenpolitischen Praxis, der die 

Handlungen der oppositionellen Akteure stark beeinflusst. Der Auswahlprozess selbst ist 

konfliktträchtig. Außerordentliche Wahlen schaffen zudem eine Atmosphäre ständiger 

Anspannung und erhöhen das Konfliktpotenzial, was das Handeln der Opposition erschwert. 

„Die Opposition behindert die Umsetzung des Programms, für das wir die Unterstützung des 

Volkes erhalten haben“ - ein oft gehörtes Argument, warum die Regierung auf 

außerordentliche Wahlen zurückgreift. „Lasst das Volk entscheiden, wer Recht hat“ ist ein 

weiteres Argument, das die Regierung benutzt, um die Opposition innerhalb und außerhalb 

des Parlaments zu kritisieren, und das sie als Instrument benutzt, um neue vorgezogene 

Wahlen auszurufen. In zahlreichen Fällen, in denen es der Opposition gelang, die Bürger und 

den zivilen Sektor zu Aktionen, Petitionen und Protesten zu bewegen und so den Druck auf 

die Regierung zu erhöhen, nutzte sie die außerordentlichen Wahlen als Sicherheitsventil, das 

in der Regel den öffentlichen Druck auf die Regierungskoalition schwächte. In den 

Wahlkämpfen beharrte die Regierung auf den erzielten Ergebnissen, während die Opposition 

auf Missstände hinwies. Die Kritik an der Regierung verengte den Spielraum für das 

Programm und die Politik der Opposition, und die Wähler hatten nicht den Eindruck, dass sie 

eine klare Alternative wählen konnten. Schließlich folgten auf die häufigen außerordentlichen 

Wahlen lange, monatelange Prozesse der Regierungsbildung, obwohl die SNS über eine klare 

parlamentarische Mehrheit verfügte. Dieses „Interregnum“ führte zu einem Ungleichgewicht 

in der Machtverteilung zugunsten des Staatsoberhaupts und verstärkte insgesamt die 

Atmosphäre der außergewöhnlichen Umstände zusätzlich.119 Ein weiterer wichtiger Faktor für 

das politische Leben in Serbien ist die häufige Äußerung ziviler Unzufriedenheit. Die Proteste 

waren in der Regel eine Reaktion auf umstrittene Entscheidungen der Behörden sowie auf die 

Untätigkeit der zuständigen Institutionen, die versuchten, die Forderungen der Öffentlichkeit 

zu minimieren, zu ignorieren oder herunterzuspielen. Diese Art der zivilen Unzufriedenheit 

hatte oft einen spontanen Charakter und manifestierte sich auf der Straße, wobei bestimmte 

politische Forderungen an die Vertreter der regierenden Koalition gestellt wurden. 

Nach der Durchführung der Wahlen und der Bekanntgabe der endgültigen Ergebnisse flauten 

die Proteste ab, bis die Behörden neue umstrittene Entscheidungen trafen. Obwohl die 

Proteste nur sporadisch stattfinden, stellen sie oft eine größere Herausforderung für das 
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herrschende Regime dar als die Aktivitäten der Oppositionsparteien.120 Beispiele für solche 

Proteste sind „Wir lassen Belgrad nicht ertrinken“ im Jahr 2016, „Gegen die Diktatur“ im Jahr 

2017 sowie die Proteste „Stoppt die blutigen Hemden“, die später in „1 in 5 Millionen“ 

umbenannt wurden, zwischen 2018 und 2020. Hinzu kommen die Proteste im Juli 2020 und 

die Umweltproteste 2021 gegen das Jadar-Projekt121 sowie die Proteste „Serbien gegen 

Gewalt“, die wahrscheinlich mit den vorgezogenen Wahlen im Dezember 2023 stattfinden 

werden. Man hat den Eindruck, dass die Unzufriedenheit der Bürger immer präsent ist und 

reaktiviert wird, wenn neue Probleme mit den Behörden auftreten. Die Unzufriedenheit der 

Bürger mit der Politik der Progressiven geht weit über die allgemeine Kritik der 

Oppositionsparteien an den Behörden hinaus, sowohl in den Vertretungskörperschaften als 

auch auf der öffentlichen Bühne. Aufgrund der Abneigung der unzufriedenen Bürger 

gegenüber den Oppositionsparteien zogen sich diese zurück und unterstützten „schüchtern“, 

fast „heimlich“, die Bürgerproteste. Die Oppositionsparteien, die oft miteinander um das 

Recht stritten, diese Proteste anzuführen, schafften es nicht, die Unzufriedenheit der Bürger 

vollständig zu artikulieren. Ein entscheidender Faktor für die Wahlen sind die Streitigkeiten 

über die Wahlregeln, obwohl der normative Rahmen der Wahlen den Standards für freie und 

faire Wahlen entspricht. Das Problem entsteht durch die systematische Verletzung dieser 

Normen. In der Wahlpraxis werden die Regeln häufig verzerrt und missbraucht, was das 

Vertrauen in die Gültigkeit der Wahlergebnisse untergräbt. Der Einwand in- und ausländischer 

Beobachter ist der Missbrauch staatlicher Mittel während des Wahlkampfes, die Ausübung 

von Druck auf die Wähler, insbesondere auf die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, sowie 

die Inanspruchnahme verschiedener öffentlicher Dienstleistungen. Die Oppositionsparteien 

sind im Vergleich zu den Regierungsparteien deutlich seltener in den Medien mit landesweiter 

Frequenz vertreten.122 Ein Beispiel ist die politische Präsidentschaftskampagne von 

Aleksandar Vučić im Jahr 2022, für die sechs Millionen Euro ausgegeben wurden, was 14-

mal mehr ist als die vom zweitplatzierten Kandidaten Zdravko Ponoš investierten Mittel. Ein 

schlechtes Beispiel für die Wahlpraxis ist das sogenannte „elective engineering“. 

Dies ist ein Beispiel für einen Fall, in dem die Regierung die Wahlhürde vor den Wahlen im 

Jahr 2020 von 5 % auf 3 % senkte, obwohl es keine entsprechenden Forderungen oder 
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Vorschläge der Opposition, von Experten oder Beobachtern gab.123 Dieser Schritt zielte 

eindeutig darauf ab, den Wahlboykott zu neutralisieren, und das Ergebnis waren mehr als eine 

halbe Million „verschwendeter Stimmen“.124 Die politische Opposition in Serbien ist intern 

gespalten, in den Medien kaum präsent und steht unter ständigem Beschuss durch die 

Behörden. Häufige, unerwartete Wahlsituationen haben ihre Handlungsfähigkeit weiter 

geschwächt. Die Unfähigkeit, die Zersplitterung zu überwinden, verringert ihre politischen, 

organisatorischen und aktivistischen Kapazitäten, was die Wähler verwirrt und demotiviert, so 

dass sie sich weniger häufig an den Wahlen beteiligen. Diese Spaltung der Opposition kommt 

der Regierungskoalition zugute, die diese Situation nutzt, um Spaltungen zu fördern und die 

Opposition im politischen Abseits zu halten. Diese Umstände spiegeln das politische Umfeld 

in Serbien seit der Einführung des Mehrparteiensystems wider, in dem ungleiche 

Wahlbedingungen ein wirksames Handeln der Opposition verhindern und zu ihrer weiteren 

Marginalisierung führen. Untersuchungen zufolge galt Serbien nur etwa eineinhalb Jahrzehnte 

nach den Veränderungen vom 5. Oktober 2000 als demokratischer Staat, während sich das 

politische System seit 2015/16 allmählich in Richtung Wahlautoritarismus bewegt.125 Obwohl 

es externe Hindernisse gibt, verhindern die internen Unzulänglichkeiten der Opposition, dass 

sie eine wirksame Handlungsweise etablieren und das Machtgleichgewicht bei den Wahlen 

wiederherstellen kann. An der Fakultät für Politikwissenschaften und beim Wahlboykott 2020 

blieb die politische Opposition nach den gescheiterten Verhandlungen über die 

Wahlbedingungen 2019 außerhalb der Institutionen, und die Regierung verlor ihre Legitimität. 

Beide Parteien, die Opposition und die Regierung, sahen in den Wahlen einen möglichen 

Ausweg aus der politischen Krise. Die regierende Serbische Fortschrittspartei (SNS) 

versuchte, Kritik an der Abwesenheit einer Opposition im Parlament zu vermeiden, was, wie 

Vukašin Pavlović betont, zum Zusammenbruch des Mehrparteiensystems und einer Rückkehr 

zum Zustand eines Parlaments ohne Opposition führte.126 Andererseits sah die Opposition in 

den Wahlen zur Versammlung von Belgrad eine Chance, da der Boykott nicht zu dem 

erwarteten Druck der internationalen Gemeinschaft führte. 
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125 Vladisavljević, Izbori, demokratija i takmičarski autoritarizam u Srbiji 1990–2020, in: Jovanović / Vučićević 

(Hrsg.), Kako, koga i zašto smo birali, Beograd: Institut za političke studije / Službeni glasnik 2020, S. 992. 
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Infolge dieser Umstände kündigte der serbische Präsident am 20. Oktober 2020 Wahlen an, 

die spätestens im April 2022 stattfinden sollten.127 Die Verhandlungen über die 

Wahlbedingungen wurden Mitte 2021 wieder relevant, aber sie wurden an zwei Fronten 

geführt. Die pro-europäische Opposition verhandelte mit Vertretern der Europäischen Union, 

während die euroskeptische Opposition unter Vermittlung des Präsidenten der 

Nationalversammlung, Ivica Dačić, direkt mit den Behörden verhandelte. Der zweiseitige 

Verhandlungsweg wurde als „Weg ins Verderben“ betrachtet. Als Alternative schlugen sie eine 

einheitliche Oppositionsfront und einen Dialog vor, bei dem der Präsident Serbiens und 

Vertreter des Europäischen Parlaments vermitteln sollten.128 Diese Spaltung hat die 

Bemühungen der Opposition um eine einheitliche Strategie zur Verbesserung der 

Wahlbedingungen behindert. Die Arbeitsversion des Dokuments über die Wahlbedingungen 

erschien am 7. September 2021 auf Vorschlag der Europaabgeordneten (Bilcik, Fajon, Kukan 

und Fleckenstein). Nach zehn Tagen beschlossen vier der sechs proeuropäischen 

Oppositionsparteien (NDB, PZP, ZZS, SSP, PSG und DS), den Dialog mit den Behörden nicht 

weiterzuführen. Der SSP-Vorsitzende bewertete die angebotene Vereinbarung als 

inakzeptabel, da sie keine angemessenen Mechanismen für ihre Umsetzung enthalte.129 Den 

Europaabgeordneten wurde vorgeworfen, mit den Progressiven zusammenzuarbeiten und die 

europäischen Werte aufzugeben. Die europaskeptischen Parteien (DJB, Dveri, DSS, POKS, 

SRS, ZS und Zavetnici) akzeptierten dagegen die Wahlbedingungen und unterzeichneten am 

29. Oktober 2021 die Vereinbarung über die Verbesserung der Wahlbedingungen. Zu den 

vereinbarten Bedingungen gehörten die Senkung der Mindestzahl der Unterschriften für die 

Listen der nationalen Minderheiten auf 5.000, die Einrichtung eines vorübergehenden 

Aufsichtsgremiums für die Medienbeobachtung (das sich am 19. November 2021 

konstituierte) sowie ein Verbot offizieller Kampagnen zehn Tage vor den Wahlen. Das 

Gremium arbeitete jedoch mit einer unvollständigen Zusammensetzung, da die Partei für 

Freiheit und Gerechtigkeit und die Volkspartei keinen Kandidaten vorschlugen. Trotz 

gewisser Erfolge brachten die Verhandlungen keine nennenswerten Lösungen für das Problem 

 
127 Zorić / Martinović, Vučić: Opet izbori 2022, Vlada ograničenog trajanja, Dačić na čelu Skupštine, in: Radio 
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der Ungleichheit und der Medienberichterstattung, da das vorübergehende Aufsichtsgremium 

nicht die Befugnis hatte, dauerhafte Probleme im Medien-Wahlsystem zu lösen.130 

Die Ineffizienz des Interimsaufsichtsgremiums zeigt sich am besten darin, dass am Ende zwei 

getrennte Abschlussberichte veröffentlicht wurden, weil es Unstimmigkeiten zwischen den 

von der Opposition vorgeschlagenen Mitgliedern und den vom Regulierungsgremium für 

elektronische Medien (REM) ausgewählten Mitgliedern gab. Die Unstimmigkeiten betrafen 

vor allem die Arbeit der öffentlichen Dienste und die offiziellen Kampagnen. Obwohl die 

Medienpräsenz der politischen Parteien von drei Aufsichtsgremien überwacht wurde (REM, 

das Vorläufige Aufsichtsgremium der serbischen Regierung und das Aufsichtsgremium der 

Nationalversammlung), änderte sich das Medienbild nicht wesentlich, obwohl es während des 

Wahlkampfes etwas besser war als in der Zeit davor oder danach. Das Verhältnis zwischen 

Regierung und Opposition in den Medien betrug während des Wahlkampfs 64 % gegenüber 

36 %, während es in der Zeit vor dem Wahlkampf 85 % gegenüber 15 % betrug (CRTA 2022, 

6).131 Am 26. November unterzeichneten die Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (SSP), die 

Volkspartei (NS), die Demokratische Partei (DS) und die Bewegung Freier Bürger (PSG) 

zusammen mit kleineren Koalitionspartnern die Erklärung über die gemeinsame Teilnahme an 

den Wahlen, mit der sie sich de facto zur Teilnahme an den Wahlen 2022 bereit erklärten, 

obwohl sie zuvor behauptet hatten, dass es keine Bedingungen für freie und faire Wahlen 

gäbe. Im Gegensatz dazu beschloss die staatstragende Opposition, sich nicht unter denselben 

Wahlschirm zu begeben. Nach Angaben der OSZE waren die Wahlen 2022 durch 

verfahrenstechnische Unregelmäßigkeiten gekennzeichnet, wie die Verletzung des 

Wahlgeheimnisses, die Stimmabgabe in der Familie und das Gedränge in den Wahllokalen 

(KDILJP 2022, 1).132 Auch wenn die Unregelmäßigkeiten am Wahltag selbst den 

Wählerwillen der Bürger nicht wesentlich beeinflusst haben, kann der Wahlprozess nicht 

allein auf diesen Tag reduziert werden (Ilić 2022, 393).133 Diese Position wird durch den 

Bericht des Electoral Integrity Project für das Jahr 2022 gestützt, in dem Serbien eine 
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Punktzahl von 38 auf einer Skala von 100 erhielt und damit vor Russland und Belarus lag, die 

den vorletzten und letzten Platz belegten (Garnett, et al. 2023, 6).134 Animositäten innerhalb 

der Opposition in Serbien sind ständig präsent, und die Spaltung, die anlässlich des Dialogs 

über die Wahlbedingungen im Jahr 2021 entstand, war die zweite bedeutende Spaltung nach 

der im Jahr 2020.135 Die erste Spaltung stand im Zusammenhang mit der Frage der 

Wahlbeteiligung, als einige linke Parteien wie PSG und UDS sowie rechte Parteien wie DSS, 

Zavetnici, POKS und Souveränisten beschlossen, die Senkung der Wahlhürde zu nutzen und 

in die Nationalversammlung einzuziehen. 

Keiner von ihnen hat jedoch das gesetzte Ziel erreicht. Dieser Teil der Opposition scheint die 

Lehren aus den ersten Mehrparteienwahlen in Serbien ignoriert zu haben, einschließlich der 

Ratschläge von Nikola Milošević, der darauf hinwies, dass die Teilnahme an Wahlen ohne 

zumindest teilweise gleiche Bedingungen einem undemokratischen Regime nur Legitimität 

verleiht.136 Sowohl die Linke als auch die Rechte in der Opposition konzentrierten sich mehr 

auf die außenpolitischen Umstände und ihr eigenes Image als auf die Verbesserung der 

Wahlbedingungen. Andererseits bestand die pro-europäische Opposition zunächst auf der 

Vermittlung durch das Europäische Parlament, zeigte sich aber im Laufe der Zeit enttäuscht 

über das Ergebnis des Dialogs. Als die rechten Parteien die Wahlbedingungen akzeptierten 

und die Vermittlung nicht die erwarteten Ergebnisse brachte, waren die pro-europäischen 

Parteien gezwungen, sich zu engagieren und die Wahlen vorzubereiten. Bei den 

Parlamentswahlen am 3. April 2022 in Serbien gewann die Serbische Fortschrittspartei (SNS) 

mit 42,96 % der Stimmen 120 Mandate im serbischen Parlament, und Aleksandar Vučić 

erneuerte sein zweites Präsidentschaftsmandat bereits im ersten Wahlgang. Bei den Wahlen 

überschritten die rechten Oppositionsparteien mit Ausnahme der Souveränen die Wahlhürde. 

Die prowestliche Opposition, die Koalition Vereinigte für den Sieg Serbiens (UPS) und die 

Koalition Moramo, erhielten insgesamt 18,37 % der Stimmen, während die rechten Parteien 

wie DSS, Dveri, POKS und Zavetnik zusammen 12,88 % der Stimmen erhielten. Innerhalb 

der Rechten erzielte die DSS mit 5,37 % der Stimmen das beste Ergebnis (RZS 2022).137 In 

Belgrad war die Unterstützung für die Opposition größer als im Rest des Landes, was durch 

Protestaktionen und den Mangel an Stimmen für die SNS im Vergleich zu den 
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vorangegangenen Wahlen sichtbar wurde, bei denen die Progressiven 18.000 Stimmen im 

Vergleich zu den Wahlen 2018 verloren hatten.138 Innerhalb kurzer Zeit gingen die 

Bürgerinnen und Bürger Serbiens im Jahr 2022 zweimal an die Urnen. Das erste Mal, am 16. 

Januar, erklärten sie sich beim Referendum über die Änderungen der Verfassung der Republik 

Serbien, die erhebliche Änderungen im Justizwesen vorschlugen. Beim zweiten Mal, am 3. 

April, wählten sie den Präsidenten der Republik, die Abgeordneten, die Ratsmitglieder der 

Stadtverordnetenversammlung von Belgrad und mehrerer Gemeinden und Städte. Die Wahlen 

waren ein angekündigtes und erwartetes politisches Ereignis, während das Referendum, 

obwohl das Ergebnis eines langfristigen Prozesses, plötzlich angesetzt wurde. 

Diese beiden Ereignisse, bei denen die Bürgerinnen und Bürger ihre Souveränität zum 

Ausdruck brachten, fanden in einer Atmosphäre tiefer Spaltungen und politischer Spannungen 

statt, was die Aktivitäten der politischen Parteien, Bewegungen, Bürgerinnen und Bürger und 

der Medien zusätzlich verstärkte, was zu starken Spannungen führte, die Öffentlichkeit 

polarisierte und die Bedeutung der Entscheidungen, die die Bürgerinnen und Bürger treffen 

werden, hervorhob. Im Jahr 2022 fanden in Serbien zwei wichtige politische Ereignisse statt: 

das Referendum zur Änderung der Verfassung am 16. Januar und die Wahlen am 3. April. 

Diese Ereignisse fanden im Rahmen von drei wichtigen politischen Prozessen statt. Der erste 

Prozess umfasste Streitigkeiten und Verhandlungen zwischen den Behörden und der 

Opposition über die Wahlbedingungen, insbesondere in Vorbereitung der Parlaments-, 

Präsidentschafts- und Belgrad-Wahlen. Diese Missverständnisse waren nicht der einzige 

Indikator für die Krise der politischen Institutionen; seit den Präsidentschaftswahlen 2017 ist 

die politische Szene zunehmend zugunsten der Regierung, verkörpert durch den mächtigen 

Staatschef, verlaufen. Der zweite Prozess hing mit internen Meinungsverschiedenheiten 

innerhalb der Opposition zusammen, die es schwierig machten, eine geschlossene Front gegen 

die Regierungspartei zu bilden. Diese Spaltungen schwächten die Opposition und verringerten 

ihren Einfluss auf das politische Geschehen. Der dritte Prozess betraf die Mobilisierung der 

Bürger durch Proteste und soziale Bewegungen, die ihre Unzufriedenheit mit der aktuellen 

politischen Situation zum Ausdruck brachten. Obwohl diese Bewegungen oft massiv waren, 

gelang es ihnen nicht, wesentliche Veränderungen im politischen System herbeizuführen. 

Gemeinsam prägten diese Prozesse das politische Umfeld, in dem das Referendum und die 
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Wahlen stattfanden, und beeinflussten die Entscheidungen der Bürger und die allgemeine 

politische Dynamik in Serbien im Jahr 2022.139 

 

4.4. Die Wahlen 2023 in Serbien 

 

Am 17. Dezember 2023 fanden in Serbien außerordentliche Parlamentswahlen statt, 

nur 20 Monate nach den vorangegangenen Wahlen. Präsident Aleksandar Vučić rief die 

vorgezogenen Wahlen nach einem schwierigen Jahr für seine regierende Serbische 

Fortschrittspartei (SNS) aus, dass von zwei Massenmorden im Mai 2023 und 

Zusammenstößen zwischen serbischen paramilitärischen Einheiten und der kosovarischen 

Polizei in der Nähe des Banjska-Klosters im nördlichen Kosovo am 24. September 2023 

geprägt war. Die Wahlen brachten der SNS größere Siege als erwartet. Obwohl die 

angeblichen Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen eine von der Koalition der 

Oppositionsparteien „Serbien gegen Gewalt“ angeführte Protestbewegung ausgelöst haben, 

wird das starke Abschneiden der SNS ihre Chancen erhöhen, bei den Kommunalwahlen im 

Frühjahr vor der Opposition zu liegen.140 

Hintergrund dieser Wahlen waren zwei tragische Massenmorde, die sich am 3. und 4. Mai 

2023 in einer Grundschule in Belgrad und in Mladenovac ereigneten und bei denen 16 

Menschen, zumeist Kinder, ihr Leben verloren. Diese schrecklichen Vorfälle wurden in der 

Öffentlichkeit verurteilt und lösten Massenproteste aus. Obwohl die Proteste in Belgrad 

begannen, breiteten sie sich schnell auf andere Städte aus und zogen rund 100 000 Menschen 

an. Die Forderungen der Demonstranten zielten darauf ab, dass die serbische Regierung 

Maßnahmen zur Verringerung der sozialen Gewalt und zur Verbesserung der Sicherheit in den 

Schulen ergreift.141 Serbien wird in der postkommunistischen Ära oft als hybrides Regime 

bezeichnet, insbesondere unter der Führung von Slobodan Milošević von 1990 bis 2000 und 

Aleksandar Vučić ab 2014.142 Hybride Regime wahren in der Regel die demokratische 

Fassade des Prozesses, während sie im Grunde keine Fairness und keine echte politische 

Freiheit bieten. Das Vorhandensein kompetitiver Wahlen in diesen Regimen ist ein 
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wesentliches Merkmal, auch wenn sie in einer Weise durchgeführt werden, die zwar frei 

erscheint, aber im Grunde genommen unfair ist.143 Dies ist ein zentrales Merkmal des 

politischen Umfelds in Serbien, insbesondere während der Wahlperioden.144 Am Wahltag 

wurden Beobachtermissionen, Nichtregierungsorganisationen und Oppositionsaktivisten 

Zeuge eines beträchtlichen Zustroms von Menschen aus der Republika Srpska, einer 

überwiegend serbisch geprägten Region in Bosnien und Herzegowina, die ins Zentrum von 

Belgrad gebracht wurden, um an den Kommunalwahlen teilzunehmen. Prominente 

Funktionäre der Republika Srpska, darunter Präsident Dodik und Minister Nenad Nešić, 

nahmen offen an der Abstimmung in Belgrad und Novi Sad teil, was den Verdacht einer 

illegalen Ausweitung der Wählerliste auf Nicht-Einwohner nährte, angeblich mit dem Ziel, 

die Unterstützung für die SNS künstlich zu erhöhen. wurden von der OSZE und Beobachtern 

des Europäischen Parlaments, die die Wahlen überwachten, bestätigt. Die einzige Ausnahme 

bildete Vladimir Bilčik, Mitglied des Europäischen Parlaments, der erklärte, dass „die 

Wahlbeobachtungsdelegation am Tag der Wahl keine schwerwiegenden Unregelmäßigkeiten 

feststellen konnte“.145 Der OSZE-Bericht wies darauf hin, dass Wähler ohne aktuelle Adresse 

auf der Grundlage ihrer letzten registrierten Adresse in das Wählerverzeichnis aufgenommen 

wurden. Die internationalen Beobachter konnten jedoch die tatsächliche Umsetzung dieser 

Politik nicht bestätigen, da sie nur begrenzten Zugang zu den Daten der Wählerregistrierung 

hatten.146 

Die Wahlen 2023 in Serbien wurden von der wirtschaftlichen Lage des Landes beeinflusst, die 

durch einen moderaten Aufschwung gekennzeichnet war. Das Jahr 2021 verzeichnete eine 

Wachstumsrate von 7,55 Prozent, was einen deutlichen Sprung im Vergleich zum 

Pandemiejahr 2020 bedeutete. Nach einem bescheidenen Wachstum von 2,25 Prozent im Jahr 

2022 zeigte die serbische Wirtschaft im Jahr 2023 stetige Fortschritte, und es wird 

prognostiziert, dass das BIP von um 2 Prozent wachsen wird. Dieser Wirtschaftsaufschwung 

wurde durch eine starke Inlandsnachfrage, steigende Exporte und erhöhte Investitionen 

angeheizt. Ein wichtiger Wirtschaftsindikator, die Arbeitslosenquote, ging im dritten Quartal 

2023 deutlich auf 9,5 Prozent zurück, eine große Verbesserung gegenüber 2012, als die 
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Arbeitslosenquote bei über 20 Prozent lag. Serbien hatte 2022 und 2023 mit einer hohen 

Inflation zu kämpfen. Im November 2023 erreichte die jährliche Inflationsrate 8 Prozent, 

womit Serbien während des größten Teils des Jahres zu den Ländern mit der höchsten 

Inflation in Europa zählte. Obwohl die Inflation von einem Höchststand von 13,9 Prozent im 

September 2022 zurückging, war sie immer noch ein großes Problem. In Anbetracht der 

wahrgenommenen wirtschaftlichen Stabilität hatte sie jedoch keinen wesentlichen Einfluss 

auf die Meinung der Wähler.147 Wie der gesamte westliche Balkan verzeichnete Serbien im 

Jahr 2023 einen spürbaren Trend des nominalen Einkommenswachstums. Dieser Trend hat 

sich trotz der wirtschaftlichen Abschwächung und der Herausforderungen, die durch globale 

Nachfrageverschiebungen und Inflationsdruck entstehen, fortgesetzt. Es ist bezeichnend, dass 

Serbien ein starkes Einkommenswachstum verzeichnete, das die Erwartungen übertraf.148 

Diese Wachstumsrate ist auf Erhöhungen der Körperschaftssteuer, der 

Sozialversicherungsbeiträge und der inländischen Mehrwertsteuer (VAT) zurückzuführen. 

Einer der Schlüsselfaktoren für das Einnahmenwachstum, insbesondere vor dem Hintergrund 

der in Serbien verzeichneten hohen Inflationsraten, ist die Inflation selbst, die den 

Nominalwert von Steuern wie der Mehrwertsteuer erhöhen kann. Die serbische Regierung 

nutzte die Mehreinnahmen, um Gelder an Rentner, Beschäftigte des öffentlichen Sektors und 

junge Menschen zu verteilen, was bei Ökonomen und dem Finanzrat erhebliche 

Aufmerksamkeit und Kritik hervorrief. Diese Kritik verschärfte sich, nachdem die Regierung 

den Haushalt 2023 überarbeitet hatte und die Ausgaben um 10 Prozent erhöht hatte. Dennoch 

blieb die Schuldenquote Serbiens im Jahr 2023 relativ stabil und lag mit rund 56 Prozent des 

BIP unter dem kritischen Schwellenwert von 60 Prozent. Trotz der hohen Inflation und der 

übermäßigen öffentlichen Ausgaben im Jahr 2023 hatte die moderate wirtschaftliche Erholung 

einen erheblichen Einfluss auf das Wahlergebnis. 

Die Opposition betonte zwar das Problem der Inflation und sagte eine schlechtere 

wirtschaftliche Zukunft voraus, doch ihre Argumente waren für die Wähler nicht überzeugend 

genug, um sich gegen Präsident Vučić und die SNS zu wenden, die bei den Wahlen 2023 

einen höheren Prozentsatz der Stimmen erhielt als 2022. Vučićs wirtschaftlicher Ansatz 

scheint auf der Verwendung der inflationsbedingten höheren Steuereinnahmen zu beruhen, die 

er an die Zielgruppen (Rentner, Beschäftigte des öffentlichen Sektors und Jugendliche) 

verteilt hat. Der (bereits erwähnte) Rückgang der Arbeitslosigkeit trug in Verbindung mit 
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großzügigen Haushaltsausgaben und erhöhten öffentlichen Investitionen dazu bei, dass die 

Regierung Vučić als wirtschaftlich stabil wahrgenommen wurde. Der Vorteil der derzeitigen 

Regierung ist die Dominanz der Medien und die Ungleichheit der Ressourcen. Der 

Wahlkampf für die Parlamentswahlen 2023 in Serbien ist durch drei Hauptaspekte 

gekennzeichnet: Mediendominanz der Regierung, Missbrauch öffentlicher Mittel durch die 

Regierung und Manipulation von Wählerlisten. Das Hauptmerkmal dieses Wahlkampfes (wie 

auch vieler früherer) war eine allgegenwärtige Voreingenommenheit der Medien zugunsten 

der SNS. Dies zeigte sich sowohl in den traditionellen als auch in den Online-Medien, die die 

Informationslandschaft von maßgeblich prägten. Die nationalen Fernsehsender haben die 

Regierung stark begünstigt, indem sie ihr deutlich mehr Sendezeit und eine wohlwollende 

Presseberichterstattung gaben. Die Stimmen der Opposition, wenn sie denn die Möglichkeit 

dazu hatten, waren oft mit zeitlichen und redaktionellen Beschränkungen konfrontiert, was 

ihre Wirkung schmälerte und ihre Botschaften möglicherweise verzerrte. Untersuchungen des 

Büros für Sozialforschung (BIRODI) und des Zentrums für Forschung, Transparenz und 

Rechenschaftspflicht (CRTA), zweier prominenter inländischer Beobachtungsorganisationen, 

haben gezeigt, dass Präsident Aleksandar Vučić bei der Medienberichterstattung im Jahr 2023 

einen erheblichen Vorteil hatte. Dieser Vorteil zeigte sich nicht nur in der Menge des ihm 

gewidmeten Medienraums, sondern auch in seiner Qualität. In den Medien wurden Vučić und 

die Serbische Fortschrittspartei (SNS) meist positiv oder neutral dargestellt. Im Gegensatz 

dazu war die Berichterstattung über Oppositionsparteien und Gruppen der Zivilgesellschaft 

häufig negativ oder kritisch. Ein eindrucksvolles Beispiel für dieses Missverhältnis wurde in 

den Abendnachrichten von RTS, Serbiens steuerfinanziertem öffentlichem Dienst, beobachtet, 

wo die Auftritte von Präsident Vučić im Jahr 2023 14 Mal häufiger vorkamen als die Auftritte 

der gesamten Opposition.149 

Der Bericht von Freedom House mit dem Titel „Freedom on the Net 2023“ bestätigte, dass 

die Online-Medienlandschaft in Serbien in den Jahren 2022 und 2023 größtenteils unter der 

Kontrolle der Regierung und ihrer Anhänger stand, die verschiedene Methoden zur 

Beeinflussung von Inhalten und redaktioneller Politik einsetzten. unabhängige Medien, 

einschließlich rechtlichen Drucks, wirtschaftlicher Anreize, Cyberangriffe und 

Hetzkampagnen. Freedom House berichtete auch, dass Desinformation und Propaganda 

während des Wahlkampfes weit verbreitet waren und sich vor allem gegen die Opposition, die 

Zivilgesellschaft und unabhängige Journalisten richteten. Der Bericht wies auch auf die 
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mangelnde Transparenz und Rechenschaftspflicht in Bezug auf Online-Werbung und soziale 

Netzwerkplattformen hin, die es den SNS ermöglichten, ihre Botschaften zu verbreiten und 

ein breites Publikum ohne angemessene Kontrolle zu erreichen.150 Neben der Dominanz der 

Medien wurden auch Bedenken hinsichtlich der Verwendung öffentlicher Mittel durch die 

Behörden für den Wahlkampf geäußert, was einen Missbrauch staatlicher Mittel für 

Parteizwecke darstellen könnte. Besonders erwähnenswert ist die Haushaltsrevision im 

September 2023, die kurz vor der Wahl stattfand und eine erhebliche Erhöhung der Ausgaben 

beinhaltete. Zu diesen Erhöhungen gehörten höhere Zuweisungen für Sozialprogramme, 

Löhne im öffentlichen Dienst, Renten und einmalige Finanzhilfen für unter 29-Jährige. 

Darüber hinaus wurden umfangreiche Mittel für Infrastrukturprojekte wie die EXPO 27 und 

nationale Stadien bereitgestellt. Diese Haushaltsbeschlüsse standen im Einklang mit den 

Wahlversprechen der Regierungspartei.151 Die SNS verwendete auch öffentliche Mittel zur 

Finanzierung von Wahlkampfaktivitäten wie Kundgebungen, Plakatwände und 

Werbematerialien, auf denen häufig der Präsident und Slogans zu sehen waren. Die 

Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa/Büro für demokratische 

Institutionen und Menschenrechte (OSZE/BDIMR) stellte fest, dass die SNS und ihre 

Koalitionspartner bei ihren Wahlkampfveranstaltungen ausgiebig von öffentlichen Plätzen 

und Verkehrsmitteln Gebrauch machten und dass Amtsträger, einschließlich des Präsidenten, 

häufig ihre offiziellen Pflichten mit Wahlkampfauftritten verbanden. Das OSZE/BDIMR 

stellte auch fest, dass die SNS und ihre Verbündeten bevorzugten Zugang zu staatlichen 

Subventionen und Krediten hatten, während die Opposition und die Zivilgesellschaft mit 

Hindernissen und Verzögerungen beim Erhalt öffentlicher Mittel konfrontiert waren.152 Die 

Mischung aus medialer Dominanz und dem mutmaßlichen Missbrauch öffentlicher Mittel 

durch die Regierungspartei bei den Wahlen 2023 in Serbien wirft erhebliche Fragen zur 

Fairness und Integrität des Wahlprozesses auf. Die eklatantesten Unregelmäßigkeiten gab es 

jedoch bei der Registrierung der Wähler für die Kommunalwahlen in Belgrad. 

Vor dem Wahltag entdeckten viele Einwohner Belgrads separate Wahleinladungen, die auch 

Personen enthielten, die nie in ihren Häusern gewohnt hatten. Darüber hinaus erwiesen sich 

verlassene Häuser, leere Gebäude, verlassene Grundstücke und öffentliche Einrichtungen als 

Heimat für Dutzende von Menschen. Diese Personen wurden später als „Phantomwähler“ 
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bezeichnet. Diese Unregelmäßigkeiten weckten weitere Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 

Wählerverzeichnisses und riefen bei den Bürgern Besorgnis hervor, die sich fragten, wie es 

möglich war, dass Personen, die nie an diesen Adressen gewohnt hatten, Einladungen zur 

Wahl erhielten. Die Oppositionsparteien haben auf diese Manipulationen hingewiesen und 

behauptet, es handele sich um eine organisierte Strategie der Behörden, um die Zahl der 

Stimmen für die regierende Partei, die Serbische Fortschrittspartei (SNS), zu erhöhen. Diese 

Situation hat den Ruf nach Reformen und größerer Transparenz im Wahlprozess weiter 

angeheizt.153 

 

4.5. Epilog der Wahl 2023 

 

Die Ergebnisse der Wahlen von 2023 zeigen einen deutlichen Rückgang der 

Unterstützung für die Sozialistische Partei Serbiens (SPS), die ein langjähriger 

Koalitionspartner der Serbischen Fortschrittspartei (SNS) ist, von 13 auf 6,5 Prozent. 

Während die Unterstützung der SPS für die SNS bei der Regierungsbildung oft entscheidend 

war, war sie dieses Mal nicht notwendig. Das Ergebnis der Parlamentswahlen 2023 spiegelte 

weitgehend die Ergebnisse der Parlamentswahlen 2022 wider. Es gab geringfügige 

Anpassungen, wobei die SNS mehr Stimmen als im Vorjahr erhielt, was es ihr ermöglichte, 

eine eigene Regierung zu bilden. Die Unterstützung der SPS, die einen Rückgang der 

Stimmenzahl um ein Drittel hinnehmen musste, wird im nächsten Mandat nicht mehr benötigt 

werden. Die demokratische und pro-europäische Opposition, die sich hauptsächlich aus neuen 

Akteuren und ehemaligen Mitgliedern der Demokratischen Partei zusammensetzte, erhielt 

rund 300.000 Stimmen mehr als 2016 und 2022. Dies kann auf einen Synergieeffekt 

zurückgeführt werden, bei dem die gemeinsamen Anstrengungen kooperierender Parteien 

oder Kandidaten zu Ergebnissen führen, die größer sind als die Summe ihrer individuellen 

Anstrengungen. Die rechten Parteien verloren fast 100.000 Stimmen. Noch bedeutsamer ist, 

dass die meisten rechten Parteien an der 3 %-Hürde scheiterten und nicht im Parlament 

vertreten sein werden. Die einzige rechtsgerichtete Partei, die ins Parlament einzog, war die 

Nada-Koalition. Die Parteien Dveri, Zavetnici, “Enough is Enough“ und die Serbische 

Volkspartei wurden aus der Versammlung ausgeschlossen. Die rechten Parteien zahlten einen 

hohen Preis für ihre Unfähigkeit zur Zusammenarbeit bei diesen Wahlen. 
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Es wurde nämlich versucht, eine größere Rechtskoalition zwischen diesen Parteien zu bilden, 

um sich gemeinsam dem deutsch-französischen Plan entgegenzustellen. Diese Initiative 

scheiterte jedoch daran, dass sich die Parteiführer nicht über die Führung und die Verteilung 

der Sitze einigen konnten. Angeblich wurde ein Teil ihrer Stimmen auf Branimir Nestorović 

und seine Bewegung „WIR, die Stimme des Volkes“ umgeleitet. Nestorović erhielt 178.000 

Stimmen und wurde wahrscheinlich sowohl von den derzeitigen Behörden als auch von 

rechten Wählern unterstützt. Nestorović Kampagne basierte auf einer identischen politischen 

Plattform gegen die EU und die NATO, durchdrungen von Verschwörungstheorien 

(Behauptungen, dass 1.000 Jahre Geschichte verloren gegangen sind, Behauptungen über die 

Existenz einer versteckten Krebsstunde), Fantasiegeschichten (mit Zwergen, Riesen und 

feuerspeienden Dinosauriern, Anschuldigungen über den kürzlichen Tod Hitlers, der Glaube, 

dass die Weißen vor 9.000 Jahren vom Mars kamen) und Science-Fiction-Geschichten (wie 

Zeitreisen und die Vorstellung, dass blaue und grüne Augen bei Menschen auftreten, die von 

Frauen geboren wurden, die außerirdische Begegnungen hatten).154 Die größte Veränderung 

wird angesichts der Massenerschießungen im Mai in der Stadt Belgrad erwartet. Bei den 

Wahlen zur Belgrader Stadtverordnetenversammlung 2022 erzielte die Koalition aus SNS und 

SPS einen knappen Wahlsieg, und es schien, als hätten die demokratische und rechte 

Opposition eine Chance, die SNS-SPS-Koalition zu überholen. Nach den offiziellen 

Ergebnissen erhielten SNS und SPS 44 Prozent der Stimmen, während die Koalitionen 

„Serbien gegen Gewalt“ und NADA 40 Prozent der Stimmen erhielten. Wenn man dies in 

Mandate umrechnet, wird niemand eine Mehrheit in der Belgrader Versammlung haben, was 

bedeutet, dass die Zukunft der Belgrader Regierung von Nestorovićs Bewegung „MI, die 

Stimme des Volkes“ abhängen könnte, die 5,4 Prozent der Stimmen erhielt. Weit verbreitete 

Vorwürfe des Wahlbetrugs, darunter auch Berichte, wonach die SNS-Personen aus Bosnien 

und anderen Teilen Serbiens zur Stimmabgabe in Belgrad transportiert hat, lassen jedoch 

Zweifel an den Ergebnissen der Wahlen in der Hauptstadt aufkommen. Daraufhin 

organisierten die Opposition sowie Studenten der Belgrader Universitäten und die 

Bürgerbewegung ProGlas Straßenproteste und forderten die Annullierung der Belgrader 

Wahlergebnisse und die Anberaumung eines neuen Wahlgangs. Die Parlamentswahlen 2023 

in Serbien, die von weit verbreiteten Vorwürfen über Wahlunregelmäßigkeiten geprägt waren, 

haben leider nicht zur Lösung grundlegender gesellschaftlicher Konflikte beigetragen. 

Stattdessen haben diese Vorwürfe die bestehenden Spannungen weiter verschärft und stellen 

eine große Herausforderung für die Zukunft der Demokratie im Land dar. Die serbische 
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Regierung muss diese Vorwürfe mit Transparenz und Verantwortlichkeit angehen, um das 

Vertrauen wiederherzustellen und ein stabileres politisches Umfeld in den kommenden Jahren 

zu fördern. 

Die Wahlen 2023 in Serbien stellen einen weiteren Rückschritt auf dem Weg zur Demokratie 

dar. Obwohl frühere Unregelmäßigkeiten wie Medienbeeinflussung und Druck auf die Wähler 

erwartet wurden, bedrohten die Vorwürfe der organisierten Wählerwanderung und die 

Verwendung gefälschter Unterschriften auf der Hälfte der Stimmzettel in Belgrad ernsthaft die 

Legitimität des Wahlprozesses. Es ist sehr wahrscheinlich, dass sich diese 

Unregelmäßigkeiten direkt auf das Wahlergebnis ausgewirkt und der Opposition den ersten 

Sieg seit 12 Jahren verwehrt haben. Dies deutet darauf hin, dass die Regierungspartei eine 

Niederlage nicht hinnehmen wird und bereit ist, alle Maßnahmen zu ergreifen, um diese zu 

verhindern, was langfristig schwerwiegende Folgen für das demokratische System des Landes 

haben kann. Diese Ereignisse werden sich wahrscheinlich auf den Prozess des Beitritts 

Serbiens zur Europäischen Union auswirken. Die Entschließung des Europäischen Parlaments 

vom Februar 2024 sowie die Erklärungen einiger EU-Mitglieder zeigen, dass der Zustand der 

demokratischen Institutionen in Serbien auf dem Radar der EU ist und dass sie sich Sorgen 

über den Zustand der Demokratie machen. Diese Frage kann sogar als wichtiger angesehen 

werden als Themen wie Kosovo und die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU, 

wenn es um den Beitritt Serbiens zur EU geht. Es bleibt jedoch abzuwarten, was die EU tun 

wird, um zur Lösung der politischen Krise in Serbien beizutragen. Die Entschließung des 

Europäischen Parlaments fordert eine internationale Untersuchung und die Einsetzung einer 

Expertenmission der Europäischen Kommission, ähnlich derjenigen, die 2015 den „Priebe-

Bericht“ in Nordmazedonien erstellt hat. Frühere vom EP vermittelte Dialoge zwischen der 

Regierung und der Opposition brachten jedoch keine signifikanten Veränderungen, da die EU 

keinen klaren politischen Druck auf die serbische Regierung ausübte, um echte 

Verbesserungen der demokratischen Standards zu erreichen. Jede EU-Initiative sollte aus den 

Fehlern der Vergangenheit lernen und die Frage der demokratischen Institutionen eindeutig 

mit den Fortschritten Serbiens auf dem Weg in die EU verknüpfen.155 Schließlich stellt sich 

die Frage, ob die Wahlen 2023 eine starke und glaubwürdige Pro-EU-Opposition in Serbien 

hervorgebracht haben. Die Koalition "Serbien gegen die Gewalt" hat einen historischen Erfolg 

erzielt, der eines der besten Ergebnisse für die Opposition unter der Führung von Vučić und 

ein bedeutender Erfolg für Pro-EU-Koalitionen in der serbischen Geschichte ist. Dieser Erfolg 
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ist nicht so sehr auf die wachsende Unterstützung der Wähler zurückzuführen, sondern 

vielmehr auf die Entscheidung der Oppositionsparteien, sich zu einer breiten Koalition 

zusammenzuschließen. Dieser Schritt hat die Wahrnehmung der serbischen Opposition in den 

Augen der europäischen Akteure erheblich verändert. Es bleibt jedoch ungewiss, wie sich dies 

auf die Beziehungen der EU zur serbischen Regierung auswirken wird und ob die Opposition 

in der Lage sein wird, ihre Einheit in Zukunft aufrechtzuerhalten. 

5. Zwei Massenmorde und Proteste in Serbien 

5.1. Polarisierung der Opposition und Mediendominanz der Regierung im Zusammenhang mit 

der Verschiebung der Wahlen in Serbien 

 

Mitte 2022 ernannte der serbische Präsident ein neues Mandat, wobei er seine 

Amtszeit auf zwei Jahre begrenzte und ankündigte, dass 2024 Miloš Vucevic, der ehemalige 

Bürgermeister von Novi Sad, Regierungschef werden würde.156 Der Krieg in der Ukraine und 

die Forderung der Europäischen Union an Serbien, Sanktionen gegen Russland zu verhängen, 

führten dazu, dass die Konstituierung der neu einberufenen Nationalversammlung und die 

Regierungsbildung verschoben wurden. In dieser Zeit erlebte die Opposition eine 

Polarisierung. Die euroskeptischen Parteien sprachen sich eindeutig gegen Sanktionen gegen 

Russland aus, und Zavetnica und Dveri bildeten bald einen Anti-Sanktions-Block, der später 

von POKS und New DSS unterstützt wurde. Auf der anderen Seite vermied die pro-westliche 

Opposition meist eine klare Stellungnahme zu den Sanktionen, da sie sich der politischen 

Präferenzen der Bürger Serbiens bewusst war, zeigte aber mit der Zeit ihre Bereitschaft, die 

Harmonisierung der serbischen Politik mit der EU zu unterstützen. Unmittelbar nach dem 

Ausbruch des Konflikts in der Ukraine bezogen die euroskeptischen Parteien eindeutig 

Stellung gegen die Sanktionen gegen Russland. Zavetnici und Dveri bildeten bereits zehn 

Tage nach der Wahl einen Block gegen die Einführung von Sanktionen, und im Oktober 

brachten sie in Zusammenarbeit mit POKS und der Neuen DSS in der Nationalversammlung 

eine Resolution gegen Sanktionen gegen Russland ein. Die prowestliche Opposition hingegen 

vermied es während des Wahlkampfes meist, über Sanktionen zu sprechen, um die Meinung 

der serbischen Bürger zu berücksichtigen. Allerdings wiesen sie schüchtern auf die 

Notwendigkeit hin, die serbische Politik mit der EU zu harmonisieren, wie Ivan Vujacic von 
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der Demokratischen Partei (DS) betonte.157 Die pro-europäischen Parteien stützten sich auf 

eine Rhetorik, die die mögliche Einführung von Sanktionen als Mittel zur Annäherung 

Serbiens an die Europäische Union rechtfertigte. Dies diente dazu, die harte Entscheidung 

über Sanktionen zu rationalisieren, entgegen der vorherrschenden öffentlichen Meinung. 

Indem sie sich auf die Vorteile eines EU-Beitritts konzentrierte, versuchte die pro-westliche 

Opposition, die negativen Reaktionen auf die Sanktionen abzuschwächen und Bedenken über 

die Folgen des Verzichts auf Sanktionen für die Verhandlungen mit der EU zu wecken. im 

April 2022 erklärte er, dass er gegen Sanktionen gegen Russland sei.158 

Bei einem Treffen mit dem amerikanischen Vertreter für den westlichen Balkan, Gabriel 

Escobar, im September änderte er jedoch seine Position und erklärte, dass Serbien seine 

Außenpolitik mit der EU harmonisieren sollte. Die Spaltung der Opposition hat sich aufgrund 

verschiedener außenpolitischer Pressionen vertieft. Die euroskeptischen Parteien befürchteten, 

dass die prowestliche Opposition, sollte sie an die Macht kommen, Sanktionen gegen 

Russland verhängen würde, während die prowestliche Opposition glaubte, dass die 

Euroskeptiker die Verhandlungen über den EU-Beitritt stoppen könnten.159 Die Regierung 

hingegen schaffte den Spagat zwischen den gegensätzlichen Ansichten, indem sie das 

russische Vorgehen auf der internationalen Bühne verurteilte, aber die Verhängung von 

Sanktionen vermied, was die Opposition in extreme Positionen brachte. Die Öffentlichkeit 

erkannte diese Strategie des Regimes an und bewertete sie positiv. In der Wahlnacht stellte 

Aleksandar Vučić fest, dass die anderen Parteien von der Konfrontation zwischen der SNS 

und der Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (SSP) profitierten. Begegnungen zwischen 

Vertretern der Regierung und der Opposition müssen, je nach Kontext und Transparenz, nicht 

immer kritisiert werden. In der Geschichte des serbischen Mehrparteiensystems gibt es ein 

Beispiel für das geheime Treffen von Zoran Djindjic mit Slobodan Milosevic während des 

Protestjahres 1996-1997.160 Was jedoch das Treffen zwischen Vučić und Đilas betrifft, so 

wusste die Öffentlichkeit zwar von seinem Ablauf, nicht aber von seinem Inhalt. Die 

Einzelheiten blieben unklar, abgesehen von den Informationen, die die Akteure an die 

Öffentlichkeit weitergaben. Der Streitpunkt in diesem Fall war die unterschiedliche 

Interpretation der Medien vor und nach dem Treffen sowie die kritische Haltung der 
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Opposition, einschließlich der Koalitionspartner der Vereinigten Patriotischen Partei (UPS), 

die weder über den Vorschlag für Neuwahlen noch über das Treffen selbst informiert oder 

konsultiert wurden. Im Zusammenhang mit den Angriffen auf die Opposition fallen 

verschiedene Sprechchöre und Plakate auf, wie z. B. „Đilas Diebe“ in der Nähe der Wohnung 

von Dragan Đilas und Plakate auf Vračar mit der Aufschrift „Das Geld anderer Leute ist nie 

genug“, die sich auch gegen andere Oppositionsmitglieder richteten. Darüber hinaus 

beschäftigten sich die Medien auch mit falschen Boulevardthemen, wie dem Fall Mauritius, 

der sich im Laufe der Zeit zu einer Kombination „Đilas – Šolak“ entwickelte, aber nach dem 

Treffen nur noch auf Šolak beschränkt blieb.161 Aleksandar Vulin hat in diesem 

Zusammenhang erklärt, dass die Medien zur Ermordung des serbischen Präsidenten aufrufen, 

und die Anschuldigungen erstreckten sich auch auf Nebojša Bakarec, der beschuldigt wurde, 

absichtlich einen Brand in Vinča gelegt zu haben. Außerdem erschien während des 

Wahlkampfs auf dem Twitter-Account von Ana Brnabić eine Anzeige über „Big Brother“ 

sowie das berühmte Schwarz-Weiß-Video, zusammen mit täglichen Beleidigungen in den 

Medien und der Nationalversammlung. 

Interessant ist, dass Dragan Đilas im März 2021 in Bezug auf die Medienpräsenz in den 

zentralen Sendungen des Fernsehens mit landesweiter Frequenz (RTS 1, Happy, Pink, B92 

und Prva) direkt hinter Aleksandar Vučić lag, aber 89 % dieser Präsenz war in einem 

negativen Kontext.162 Nach dem Treffen zwischen den Führern der größten politischen 

Parteien in Serbien verstummten die Anschuldigungen und Beleidigungen plötzlich. Diese 

Änderung des Diskurses wurde deutlich, als Dragan Đilas erklärte, dass „es auch für ihn 

(Aleksandr Vučić) nicht einfach war, als ich von seinen Wählern als Teufel bezeichnet 

wurde“.163 Allerdings schien der SSP-Vorsitzende die Ursachen für seine eigene negative 

Wahrnehmung in den Augen der SNS-Wähler nicht ganz zu verstehen. In diesem 

Zusammenhang war keiner der Vertreter der Oppositionsparteien, weder der 

Koalitionsparteien noch der unabhängigen Parteien, mit diesem Treffen zufrieden. 

Rechtsgerichtete Parteien wie Zavetnik und Dveri waren mit der Position von Đilas nicht 

einverstanden und betonten, dass er kein Recht habe, im Namen der gesamten Opposition zu 

verhandeln. Koalitionspartner, wie Zoran Lutovac von der DS, wiesen darauf hin, dass solche 
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Aktionen die Institutionen demütigen, während Vladeta Janković dafür plädierte, nicht mit 

dem Präsidenten der SNS zu sprechen. Aleksandar Vučić kündigte das Treffen am 17. April an 

und erklärte, dass die Wahlen in Belgrad im März oder, in einem anderen Szenario, nach sechs 

Monaten stattfinden sollten, was er für nicht machbar hält. Er sagte, es würde der Opposition 

nicht passen, wenn in diesem Zeitraum Wahlen auf der Grundlage von Meinungsumfragen 

abgehalten würden. Er schloss daraus, dass frühere Wahlen organisiert werden könnten, wenn 

die Opposition darauf bestehe.164 Die Regierung ignorierte die Forderung, in Belgrad im Jahr 

2023 Wahlen abzuhalten, unter anderem wegen der Unzufriedenheit der Bürger mit der 

lokalen Regierung. Die Umfrage ergab, dass 53 % der Bürger den Bürgermeister Aleksandar 

Šapić für erfolglos halten.165 Die Regierung wartete auf günstigere Bedingungen und plante, 

die Wahlen in Belgrad mit den Parlaments- und Kommunalwahlen zu kombinieren, um sich 

mit der Unterstützung des serbischen Präsidenten ein höheres Ergebnis zu sichern. Probleme 

innerhalb der Koalition aus SNS und SPS sowie das neue Ohrid-Abkommen trugen ebenfalls 

zur Verschiebung der Wahlen bei. Die Medienbeobachtung zeigte die überwältigende 

Dominanz der Regierungskoalition, die in 95 % der Berichte vertreten war, während die 

Opposition in 60 % der Fälle negativ dargestellt wurde.166 

 

5.2. Protest gegen die Diktatur 

 

Serbien hat den demokratischen Wandel fast ein Jahrzehnt zu spät eingeleitet, und seit 

der Einführung eines Mehrparteiensystems in den 1990er Jahren hat dies die Tür für die 

Artikulation unterschiedlicher Interessen und Ideologien geöffnet. Die feste Kontrolle der 

Regierungspartei von Milošević über den Staat, die Wirtschaft und die Medien verhinderte 

jedoch die Schaffung eines ausgewogenen politischen Umfelds. In einer solchen Situation 

kam es häufig zu einer Mobilisierung der Bevölkerung, die mehrfach zu Zugeständnissen des 

Regimes führte und im Jahr 2000 in Protesten gipfelte, die zum Sturz von Milosevic 
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führten167 . Damals begann die demokratische Konsolidierung mit der Abhaltung freier und 

fairer Wahlen und der Schaffung demokratischer Institutionen. Wie in einigen anderen 

postkommunistischen Ländern, z. B. in Ungarn oder Polen, erwies sich die neue Demokratie 

jedoch angesichts populistischer und illiberaler Machthaber als zerbrechlich.168 Im Fall von 

Serbien war es Aleksandar Vučić, der Führer der Serbischen Fortschrittspartei (SNS), der 

2012 die Regierung bildete und im April 2017 vom Amt des Ministerpräsidenten aus ins 

Präsidentschaftsrennen ging. Mit 55 % der Stimmen sicherte sich Vučić das Präsidentenamt in 

der ersten Runde der Wahl, was Proteste gegen die Diktatur auslöste. Die Proteste waren eine 

populäre Artikulation der Unzufriedenheit nicht so sehr mit dem Ergebnis der Wahl, sondern 

mit dem breiteren Kontext, in dem die Wahl stattfand. Seit 2012 hat die Serbische 

Fortschrittspartei (SNS) schrittweise die Kontrolle über die wichtigsten Medien des Landes 

erlangt und die Fairness der Wahlen ernsthaft untergraben. Die Medienkontrolle wurde durch 

einen Mix aus parallelen Maßnahmen erreicht, zu denen staatliches Eigentum an 

einflussreichen Medien, klientelistische Beziehungen zu großen privaten Fernsehsendern, 

politische Einflussnahme auf die Ernennung von Rundfunkregulierungsbehörden und 

öffentlichen Medienräten sowie die Verwendung öffentlicher Mittel zur Belohnung loyaler 

Medien gehören.169 Während sich ein Teil der Medien auf die Seite der Regierungspartei 

schlägt und zu deren Sprachrohr wird, sind die unabhängigen Medien häufigen verbalen und 

physischen Angriffen ausgesetzt. In einem bereits politisierten Mediensystem führt dies zu 

einer noch tieferen Spaltung zwischen regierungsnahen und unabhängigen Medien. 

Alle Mechanismen der Medienkontrolle wirken während der Wahlperiode synergetisch 

zusammen, was dazu führt, dass es keine institutionelle Aufsicht über die Darstellung der 

Kandidaten in den Medien gibt und die Berichterstattung über die Regierungsparteien und 

ihre Kandidaten in den Medien deutlich größer ist.170 Während des Wahlkampfs 2017 war 

Aleksandar Vučić beispielsweise auf 58 % der Titelseiten der Zeitungen präsent, wobei 80 % 

davon in einem positiven Kontext dargestellt wurden.171 In diesem Zusammenhang begann 

der Protest "Gegen die Diktatur" spontan am Tag nach den Präsidentschaftswahlen. Er begann 
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mit einem Posting auf Facebook und breitete sich von Belgrad aus auf verschiedene Teile des 

Landes aus. Auf dem Höhepunkt der Proteste versammelten sich Zehntausende serbischer 

Bürger. Der Protest dauerte einen Monat lang, bis Anfang Mai 2017, und war während des 

gesamten Zeitraums mit keiner politischen Partei oder anderen Organisation verbunden. Er 

trug den selbstgewählten Namen „Bürgerprotest“ und unterstrich damit die Tatsache, dass 

Politik auch ohne Politiker, selbst die der Opposition, gemacht wird. Diese beiden Merkmale - 

die Nutzung von Facebook für die Organisation und Koordination und das Fehlen einer 

erkennbaren Führung - machen ihn zum ersten serbischen Protest, der im Internet entstand.172 

Was die Berichterstattung betrifft, so eröffnete dieses Protestmuster den Medien einen 

Interpretationsraum für Spekulationen über die Organisatoren, Motive und Ziele der Proteste. 

Tatsächlich wurden die ersten Forderungen erst nach Beginn des Protests formuliert und 

bezogen sich auf die Präsidentschaftswahlen: fehlende Aufsicht über die 

Medienberichterstattung über die Präsidentschaftskandidaten, ungleiche Darstellung der 

Kandidaten im öffentlichen Rundfunk und Fernsehen (JRT), Arbeit der Wahlkommissionen 

und Blockade des Parlaments. Während des Protests kam die Forderung hinzu, die 

umstrittenen Doktortitel von Beamten zu annullieren, und später folgten eine Reihe von 

sozioökonomischen Forderungen. Obwohl die Proteste mehr als einen Monat andauerten, 

wurde keine der Forderungen erfüllt. Die Strategie der Regierungskoalition bestand darin, die 

Forderungen der Demonstranten zurückzuweisen und sich als demokratische Regierung zu 

präsentieren, die der Kritik von der Straße standhalten konnte. Der neu gewählte Präsident 

sagte: „Serbien ist ein demokratisches Land, und jeder hat das Recht, mit dem Ergebnis der 

Wahl unzufrieden zu sein.“173 Als die Zahl der Demonstranten schrumpfte, endete der Protest 

so spontan wie er begonnen hatte. 

Anfang September 2018 wurde die Koalition für Serbien174 gegründet, eine große Koalition 

aus neun Oppositionsparteien in Serbien, die gegen die Regierung kämpft und Parteien aus 

allen Bereichen des politischen Spektrums umfasst. Die Koalition startete eine Kampagne in 

verschiedenen Städten im Inneren Serbiens, unter anderem in Kruševac. Im November 2018 

wurden der Vorsitzende der kleineren Oppositionspartei Serbische Linke, Borko Stefanović, 

sowie einer der Gründer der Koalition, Boban Jovanović, und der Aktivist Marko Dimić vor 

einer Kundgebung in Kruševac von einer Gruppe maskierter Männer angegriffen und 
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verprügelt. Stefanović wurde mit einer Metallstange in den Hinterkopf getroffen und musste 

daraufhin ins Krankenhaus eingeliefert werden.175 Dies führte zu einer etwas unerwarteten 

Reihe von Protesten mit dem Titel „Stoppt die blutigen Hemden“, der sich auf das blutige 

weiße Hemd bezieht, das Borko Stefanovic nach dem Angriff Journalisten zeigte. Mitglieder 

der Opposition versammelten sich zusammen mit Studenten der Proteste von 2017 zu 

regelmäßigen Samstags-Kundgebungen.176 Aleksandar Vučić wurde indirekt für den Vorfall 

verantwortlich gemacht, da der Initiator der Koalition, Oppositionsführer Dragan Đilas, sagte: 

„Du, Vučić, trägst viel mehr Schuld als die Schläger, die Borko angegriffen haben, und die 

Leute, die kriminelle Aktivitäten in Kruševac anführen, die den Kriminellen sehr nahestehen.“ 

aus dem Norden des Kosovo. Sie sind derjenige, der uns als Verräter, Kriminelle, Verlierer 

und Verbrecher bezeichnet hat. Heute können wir unsere Meinung nicht frei äußern, wir 

können uns nicht frei bewegen, das Einzige, was uns bleibt, ist die Einführung einer 

Ausgangssperre“.177 Das erste Treffen fand nicht in Form eines Protests statt. Am 28. 

November 2018 organisierte die Koalition für Serbien eine öffentliche Versammlung im 

Gemeindehaus Stari Grad in Belgrad. Von Anfang an ging die Koalition über den Rahmen 

einer einfachen politischen Oppositionsorganisation hinaus: Der Schauspieler Sergej 

Trifunović und der Dramatiker und Kunstakademie-Professor Siniša Kovačević riefen die 

Öffentlichkeit dazu auf, sich zu erheben und zu protestieren. Die erste öffentliche 

Versammlung ist für den 30. November in Kruševac geplant, dem Ort, an dem der Vorfall 

ursprünglich seinen Anfang nahm178, wo etwa tausend Menschen unter dem Slogan „Vereint 

gegen die Diktatur“ protestierten.179 

Die nächste Kundgebung wurde für den 8. Dezember, einen Samstag, angekündigt, was den 

ersten einer Reihe von öffentlichen Massenprotesten (nicht nur von politischen Parteien der 

Opposition) auslöste. Am 8. Dezember dominierte der Hashtag #stopbloodyshirts („Stoppt 

blutige Hemden“). Etwa 10.000 Menschen gingen auf die Straße, was einige Analysten zu der 

Feststellung veranlasste, dass selbst die Opposition nicht mit einer so starken Reaktion 
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gerechnet hatte.180 Seitdem fanden die Proteste jeden Samstag statt, und die Zahl der 

Teilnehmer wuchs allmählich. Bereits beim zweiten Protest wurde von 20.000 bis 25.000 

Menschen gesprochen181 , während spätere Berichte von bis zu 45.000 Teilnehmern 

sprachen.182 Nicht lange nach Beginn der Proteste verunglimpfte Aleksandar Vučić sie mit 

den Worten: „Ihr könnt so viel laufen, wie ihr wollt, ich werde keine eurer Forderungen 

erfüllen, auch wenn ihr fünf Millionen seid.“183 Diese Aussage führte dazu, dass der 

Hauptslogan des Protests „Einer von fünf Millionen“ wurde, mit dem gleichen Hashtag auf 

Twitter, 1in5million. Die Proteste nahmen dann die Form wöchentlicher Versammlungen an 

jedem Samstag in Belgrad an, bei denen zahlreiche Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 

sprachen - keine von ihnen hatte Verbindungen zu Oppositionsparteien. Branislav Trifunović 

(Bruder von Sergej Trifunović) war der einzige, der regelmäßig sprach, während unter den 

Rednern der Wissenschaftler Dušan Teodorović, der berühmte Schauspieler Nikola Kojo, der 

Karikaturist Dušan Petričić, der Journalist Srđan Škoro und viele andere waren, darunter der 

Journalist Milan Jovanović, dessen Haus bei einer ähnlichen Aktion wie der Verprügelung von 

Borko Stefanović brannte (Ozonpress 2018). Belgrad war nicht die einzige Stadt, in der 

Proteste stattfanden; nur wenige Wochen nach ihrem Beginn breiteten sich die Proteste über 

das ganze Land aus. Bis Anfang Januar 2019 fanden Proteste in Großstädten wie Niš und 

Novi Sad statt, auch in Kragujevac und Požega in Zentralserbien184 , und in der 

darauffolgenden Woche breiteten sie sich auf Čačak, Bor, Prokuplje und Zaječar aus.185 

Ende Januar 2019 veröffentlichten 105 Mitglieder der Philosophischen Fakultät der 

Universität Belgrad ein offizielles Schreiben zur Unterstützung der Proteste. Die 

Unterzeichner schrieben, dass sie als Wissenschaftler „zahlreiche Anzeichen einer Diktatur“ 

beobachten. Sie schrieben, dass den Bürgerinnen und Bürgern ihre Freiheiten vorenthalten 
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werden, dass die Institutionen zusammengebrochen sind, dass öffentliche Interessen 

persönlichen und Parteiinteressen untergeordnet werden, dass die Boulevardpresse politische 

Gegner verfolgt und dass „Serbien diese Regierung systematisch zerstört“ (Fakultät für 

Philosophie 2019).186 Einige Tage später meldete sich auch die Fakultät für 

Politikwissenschaften öffentlich zu Wort und kündigte ihre Unterstützung für die Proteste an: 

„Die Bürgerinnen und Bürger Serbiens erheben ihre Stimme gegen Gewalt, Ungerechtigkeit, 

Beschneidung der Freiheiten, Zusammenbruch der Institutionen, Die Bürger Serbiens erheben 

ihre Stimme gegen Gewalt, Ungerechtigkeit, Unterdrückung von Freiheiten, Zusammenbruch 

von Institutionen, Abwertung demokratischer Praktiken und Verfolgung durch die Medien“, 

und bald schlossen sich ihnen die Juristische Fakultät und die Fakultät für Dramatische 

Künste187 sowie zahlreiche Professoren zahlreicher Einrichtungen im ganzen Land an, 

darunter die Universität von Niš, die Universität von Novi Sad und die Universität von 

Kragujevac.188 Im Januar 2019 war die Hauptforderung der Proteste klar, nämlich der 

Rücktritt von Präsident Aleksandar Vučić.189 Im Gegensatz zu den Protesten von 2017 zeigen 

die Proteste 2018/19 keine Anzeichen einer Abschwächung, sondern haben sich sogar noch 

verstärkt, sowohl was die Zahl der Protestierenden als auch die Zahl der Städte betrifft, die 

sich ihnen angeschlossen haben, und sie haben die Unterstützung zahlreicher Persönlichkeiten 

des öffentlichen Lebens und mehrerer hundert Universitätsprofessoren erhalten, von denen 

viele bisher geschwiegen haben. Nachdem Vučić zunächst durch das Prisma der Elitentheorie 

betrachtet wurde, in der klar ist, dass er allein die meisten, wenn nicht sogar alle Instanzen der 

soziopolitischen Macht kontrolliert, werden die Proteste als natürliche Folge der sechsjährigen 

Herrschaft eines Autoritären gesehen. Es ist schwierig, den künftigen Erfolg oder Misserfolg 

der Anti-Vučić-Proteste vorherzusagen. Nach dem, was wir bisher gesehen haben, haben die 

Proteste von 2018/19 mehr Potenzial als die von 2017, sowohl in Bezug auf die Anzahl als 

auch auf die Energie.190 Es ist auch schwierig, das unberechenbare Verhalten von Präsident 

Vučić vorherzusagen. Er erwähnte, dass die Abhaltung von Neuwahlen (die vierten seit 
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seinem Amtsantritt) eine Lösung für die Forderungen der Demonstranten sein könnte, aber 

das bleibt abzuwarten. 

Die jüngste Geschichte lehrt uns, dass Aleksandar Vučić sehr oft zu den Wahlen geht, um 

seine Herrschaft zu festigen und von seiner Popularität zu profitieren; er könnte versucht sein, 

dies erneut zu tun, bevor sich die Proteste weiter ins ländliche Serbien ausbreiten, wo die 

einzigen Informationen darüber vom pro-Vucic-Fernsehen und der Presse stammen. 

 

5.3. Proteste in Serbien als Ausdruck der Unzufriedenheit 

 

Die Niederlage der Opposition ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen. Zunächst 

einmal schränkt das Regierungssystem des Landes die Möglichkeiten zur Selbstorganisation 

von Protesten oder zum Entstehen neuer Gruppen stark ein. Die Opposition besteht aus 

Parteien, die häufig durch ihre Zeit an der Macht in der Zeit von 2000 bis 2012 

kompromittiert sind; ihre Politiker befinden sich in ernsthaften Konflikten miteinander, und 

die SNS versucht, diese Spaltungen weiter zu schüren. Die Beteiligung an 

Oppositionsaktivitäten birgt das Risiko, seinen Arbeitsplatz zu verlieren; auch die Angst vor 

Gewalt gegen Gegner der Regierungspartei ist groß. Anfang 2018 wurde Oliver Ivanović, 

einer der Führer der serbischen Gemeinschaft im Kosovo, ermordet, und im November 2018 

wurde der Oppositionspolitiker Borko Stefanović verprügelt, was regierungsfeindliche 

Demonstrationen auslöste, die mehrere Monate andauerten.191 Die Opposition kann sich nicht 

darauf einigen, wie einen politischen Kampf gegen eine zunehmend autoritäre Regierung 

führen soll, und hat es versäumt, eine gemeinsame Strategie für die Wahlen zu entwickeln. 

Seit 2014 steht er vor dem Dilemma, ob er sich am demokratischen Prozess beteiligen soll. 

Sowohl die Europäische Kommission als auch das OSZE/BDIMR wiesen auf zahlreiche 

Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen hin, darunter undurchsichtige Finanzierungsquellen für 

Parteien, die Nutzung staatlicher Einrichtungen durch Parteistrukturen und eine einseitige 

Berichterstattung über die Wahlen in den Medien. In den Berichten wird auch auf 

dokumentierte Vorwürfe der Druckausübung auf Wähler und Angestellte des öffentlichen 

Sektors hingewiesen. Ein Teil der parlamentarischen Opposition, die Allianz für Serbien, 

boykottiert seit Anfang 2019 die Arbeit des Parlaments; sie nahm nicht an den Wahlen teil und 

rief zum Boykott der Abstimmung auf. Mitglieder des Europäischen Parlaments und 
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Nichtregierungsorganisationen versuchten, zwischen der Regierung und der Opposition zu 

vermitteln, um demokratische Wahlregeln zu entwickeln. Die Gespräche wurden jedoch 

abgebrochen, da es der Opposition zufolge nur darum ging, die Regierung auf der 

internationalen Bühne zu legitimieren. Die Bewegung Freier Bürger und die Plattform „1 von 

5 Millionen“, deren Wurzeln in Protestbewegungen liegen, beschlossen hingegen, an den 

Wahlen teilzunehmen. 

Sie fanden keine große Unterstützung, schwächten aber die Wirksamkeit der Boykottaufrufe 

und trugen zu einer größeren Legitimität des neuen Parlaments bei, auch wenn es immer noch 

vom Regierungslager dominiert wird. Die Wahlbeteiligung von rund 50 % war die niedrigste 

seit 1991, aber hoch genug, dass die Regierung die Wahl nutzen konnte, um die Opposition 

weiter zu marginalisieren und eine noch härtere Gangart gegenüber ihren politischen Gegnern 

einzuschlagen.192 In den letzten Jahren hat die soziale Unzufriedenheit in Serbien 

zugenommen, was sich in zunehmenden regierungsfeindlichen Demonstrationen äußerte 

(2018-2019,193 2020,194 2021-2022195 ). Die Behörden haben auf eine Strategie 

zurückgegriffen, die darauf abzielt, aufeinanderfolgende Protestwellen abzuwarten, was sich 

bisher als wirksam erwiesen hat. Selbst die größten Proteste, die monatelang andauerten, 

verloren mit der Zeit an Schwung. Die Wirkungslosigkeit der Demonstrationen verstärkte das 

Gefühl der Hilflosigkeit gegenüber den allmächtigen Behörden und des mangelnden 

Einflusses auf die Situation im Lande. Darüber hinaus ist jede öffentliche Aktivität - 

insbesondere von politischen Parteien, aber auch von regierungskritischen NRO - in Serbien 

mit hohen persönlichen Kosten verbunden (Hasskampagnen in regierungsfreundlichen 

Medien, Druck durch Geheimdienste) und birgt auch wirtschaftliche Risiken (Einzelpersonen 

können ihren Arbeitsplatz und Unternehmen Verträge verlieren). Darüber hinaus wird die 

Opposition häufig mit hochrangigen Politikern der Vergangenheit in Verbindung gebracht, die 

oft in Misskredit geraten sind.196 Im November 2018 gehen in Serbien jede Woche über 

zehntausend Menschen auf die Straße. Die Demonstranten fordern die Absetzung der 

Regierung und des Präsidenten, die Demokratisierung des politischen Systems und die 
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Abhaltung freier Wahlen. Die Regierung hat eine abwartende Haltung eingenommen: Indem 

sie sich weigert, mit den Demonstranten zu sprechen, hofft sie, dass die Demonstrationen 

allmählich abklingen werden. Andererseits spielen die Oppositionsparteien ( ), die versuchen, 

die bereits geschwächten Demonstrationen zu stärken, eine immer wichtigere Rolle innerhalb 

der Protestbewegung, die ursprünglich eine aktivistische Initiative war. Am 16. März kam es 

in Belgrad zu Zusammenstößen zwischen der Polizei und den Demonstranten, und die Führer 

der Oppositionsparteien stürmten zusammen mit einer Gruppe von Demonstranten in das 

Gebäude des staatlichen Fernsehens RTS und mussten von der Polizei abgeführt werden. Die 

Opposition hofft wahrscheinlich, dass solche Aktionen die Regierung zu einer brutalen 

Unterdrückung der Demonstrationen provozieren werden, was es ihr ermöglichen würde, das 

serbische Regime als undemokratisch darzustellen. Die Europäische Kommission erklärte in 

ihrem Kommentar zu den Ereignissen in Belgrad, dass das Recht auf friedliche 

Demonstrationen einer der Grundpfeiler der Demokratie sei, fügte aber hinzu, dass das 

Parlament ein Ort für politische Diskussionen sei. So deutete sie an, dass das Szenario eines 

Regierungswechsels als Ergebnis von Straßenprotesten für die Europäische Kommission 

unerwünscht sei. 

Die Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten betrachtet die Erzielung eines Kompromisses zwischen 

Serbien und dem Kosovo als eine Priorität ihrer Politik auf dem Balkan, und Präsident 

Aleksandar Vučić wird als Garant für Stabilität wahrgenommen. Die Demonstrationen 

begannen im Herbst 2018 als Reaktion auf einen tätlichen Angriff auf einen 

Oppositionspolitiker durch nicht identifizierte Täter. Zu Beginn forderten die Demonstranten 

vor allem, dass die Gewaltanwendung gegen Oppositionspolitiker und Journalisten eingestellt 

wird. Der Vorwurf der Einschüchterung von politischen Gegnern und des Einsatzes des 

Staatsapparates für diese Zwecke richtet sich vor allem gegen die regierende Serbische 

Fortschrittspartei (SNS). Die Eskalation der Proteste wurde durch Präsident Vučić selbst 

ausgelöst, der sagte, er werde die Forderungen der Demonstranten nicht erfüllen, selbst wenn 

deren Zahl fünf Millionen erreichen würde (Serbien hat sieben Millionen Einwohner). Diese 

Aussage wurde als Ausdruck der Arroganz der Regierungselite wahrgenommen, die die 

Erwartungen der Öffentlichkeit nicht respektiert, und der Slogan "Einer von fünf Millionen" 

wurde zum wichtigsten Slogan der politischen Opposition. Derzeit fordern die Demonstranten 

bereits die Absetzung des Präsidenten und der Regierung sowie die Bildung eines technischen 

Kabinetts, das die Bedingungen für die Durchführung demokratischer Wahlen gewährleistet. 

Nach Ansicht der Demonstranten hat die Regierung die Arbeit der staatlichen Institutionen 

den Parteiinteressen untergeordnet und hält sich dank eines komplexen Systems 
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klientilistischer Beziehungen an der Macht. Die große Zahl der Mitglieder der wichtigsten 

Regierungspartei SNS ist ein Maß für deren Größe. Etwa 730.000 Menschen, d. h. mehr als 

10 % der Bevölkerung des Landes, gehören dieser Partei an, denn die Mitgliedschaft in der 

SNS garantiert eine Anstellung im öffentlichen Sektor. Dieses System kommt auch den 

Oligarchen zugute, die die Regierung unterstützen und u. a. den Mediensektor kontrollieren, 

wodurch es für die Opposition noch schwieriger wird, die Öffentlichkeit zu erreichen.197 Zu 

Beginn waren die Proteste eine Basisinitiative198 und zogen Vertreter verschiedener Kreise an 

- von Liberalen bis hin zu Nationalisten. Mit der Zeit spielten Oppositionspolitiker eine 

immer größere Rolle bei der Organisation der Proteste. Der Kern der Oppositionskräfte in 

Serbien ist die Allianz für Serbien; sie vereint politische Parteien mit sehr unterschiedlichen 

Programmen, die jedoch durch das Ziel vereint sind, die SNS von der Macht zu entfernen. Die 

meisten von ihnen sind Gruppen, die aus der Demokratischen Partei hervorgegangen sind, 

unter deren Regierung Serbien in den 2000er Jahren bedeutende Fortschritte auf dem Weg zur 

EU-Integration gemacht hat. Nationalistische und pro-russische Parteien sind ebenfalls stark 

vertreten. Im Februar 2019 veröffentlichte die Opposition ein Dokument mit dem Titel 

„Abkommen mit dem Volk“, in dem die meisten Forderungen der Protestanten berücksichtigt 

wurden, und begann, das Parlament zu boykottieren. Da die Opposition allmählich die 

Kontrolle über die Proteste übernimmt, werden diese immer radikaler. Dies zeigte sich unter 

anderem in der Konfrontation mit der Polizei am 16. März, die von Oppositionsführern 

provoziert wurde, um das öffentliche Interesse an den Protesten aufrechtzuerhalten. 

Gleichzeitig wurde der Vorsitzende der nationalistischen und prorussischen Partei Dveri, 

Boško Obradović, durch den Vorfall im Fernsehgebäude zum Gesicht der Proteste, was dazu 

führte, dass ein großer Teil der liberalen Elite nicht mehr bereit war, sich weiter an den 

Demonstrationen zu beteiligen. Die Regierung machte als Reaktion auf die Proteste nur einige 

taktische Zugeständnisse. Mehrere der umstrittensten Beamten, die der Korruption verdächtigt 

wurden, wurden abgesetzt. Die Regierung hielt die Bürger davon ab, sich an den Protesten zu 

beteiligen, lehnte es aber auch kategorisch ab, einen Dialog mit der Opposition aufzunehmen. 

Präsident Vučić plant höchstwahrscheinlich, im Frühjahr außerordentliche Parlamentswahlen 

anzukündigen, und hofft, dass das Ergebnis dieser Wahlen das öffentliche Mandat für seine 

Fraktion bestätigen wird. In einer Situation, in der die Regierung den Staatsapparat und den 

größten Teil der Medien kontrolliert und auf die Loyalität eines großen Teils der Bevölkerung 
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zählen kann, die ihre Arbeitsplätze der Regierungspartei verdankt, muss sie sich keine Sorgen 

um die Wahlergebnisse machen. Ein Sieg der SNS bei den Wahlen würde die 

Glaubwürdigkeit der Protestbewegung schwächen und das Argument widerlegen, dass die 

Demonstrationen die Mehrheit der Bevölkerung repräsentieren. Die Notwendigkeit, das 

Mandat der Regierung zu erneuern, bevor die abschließenden Verhandlungen über die 

Normalisierung der Beziehungen zum Kosovo (die seit 2011 unter der Schirmherrschaft der 

EU geführt werden) beginnen, wird höchstwahrscheinlich als Vorwand für die Ankündigung 

von Wahlen dienen. Im Februar dieses Jahres begann der Präsident eine Reihe von Besuchen 

in allen serbischen Wahlkreisen unter dem Slogan „Zukunft Serbiens“ als Ankündigung der 

SNS-Wahlkampagne.199 Massive regierungsfeindliche Proteste in Belgrad wurden durch die 

Ankündigung der Wiedereinführung der Ausgangssperre am 7. Juli 2020 im Zusammenhang 

mit der COVID-19-Epidemie ausgelöst.200 Zu den Demonstranten gesellten sich schnell 

Vertreter rechtsextremer Organisationen und Fans, die nationalistische Parolen verwendeten 

(u. a. Verteidigung des serbischen Charakters des Kosovo) und Zusammenstöße mit der 

Polizei provozierten. Dies führte am 7. und 8. Juli zu einem brutalen Vorgehen der 

Sicherheitskräfte gegen die Demonstranten. Einige Aktivisten befanden sich auch in Haft, und 

Personen, die sich aktiv an den Auseinandersetzungen mit der Polizei beteiligten, wurden 

nicht in Gewahrsam genommen. Die Politik der serbischen Regierung im Kampf gegen die 

COVID-19-Epidemie ist in der Öffentlichkeit auf breite Unzufriedenheit gestoßen. Im März 

2020 wurden der Ausnahmezustand und sehr strenge Restriktionen verhängt (einschließlich 

einer Ausgangssperre, die an den Wochenenden galt). Im Mai wurden die meisten 

Beschränkungen aufgehoben, und die Regierung erklärte, die Epidemie sei unter Kontrolle, da 

sie rasch Parlaments- und Kommunalwahlen organisieren wollte. Dies führte zu einem 

erheblichen Anstieg der Zahl der Infektionen und Todesfälle (allein am 10. Juli wurden 386 

neue Fälle und 18 Todesfälle registriert). Derzeit glauben die meisten Bürgerinnen und 

Bürger, dass die Regierung diese Zahlen absichtlich zu niedrig angesetzt hat, und die 

Besorgnis über die wirtschaftlichen Folgen der Krise wächst. 

Diese Sorge überschneidet sich mit der Frustration, die einige in der serbischen Gesellschaft 

aufgrund der fast vollständigen Dominanz von Präsident Aleksandar Vučić auf der politischen 

Bühne empfinden; er hat auch die fast vollständige Kontrolle über die wichtigsten Medien des 

Landes. Die aktive Teilnahme von Vertretern der extremen Rechten und Anhängern an den 
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Protesten, deren aggressives Verhalten der Polizei einen Vorwand für brutale 

Unterdrückungsmethoden lieferte, erleichterte es der Regierung, die Protestbewegung in den 

Augen des Westens zu verurteilen; sie trug auch dazu bei, die einfache Bevölkerung von einer 

massenhaften Teilnahme an den Demonstrationen abzuhalten, was zu einer allmählichen 

Schwächung der Proteste führte. Die extreme Rechte und Fangruppen haben bisher mit der 

regierenden Serbischen Fortschrittspartei zusammengearbeitet und sich nicht an den 

regierungsfeindlichen Protesten beteiligt, die Serbien 2018-2019 überschwemmt haben. Auch 

ignorierte die Polizei sehr lange die Provokationen aggressiver Demonstranten - was darauf 

hindeuten könnte, dass die Behörden die Situation tatsächlich verschlimmern wollten. Unter 

diesen Umständen konnte sich Präsident Vučić als Hüter der serbischen Stabilität 

präsentieren, sowohl nach innen als auch nach außen. Andererseits haben regierungsnahe 

Boulevardzeitungen angedeutet, dass rechtsextreme Organisationen von Russland unterstützt 

werden; dies ermöglichte es den derzeitigen Behörden, sich als Garant dafür darzustellen, 

dass Serbien einen pro-westlichen Kurs beibehalten würde. Die große Beteiligung der 

extremen Rechten an den Protesten war für die Regierung auch im Zusammenhang mit den 

Verhandlungen mit dem Kosovo nützlich, die gerade unter der Schirmherrschaft der EU 

beginnen und zu einer Normalisierung der Beziehungen zwischen den beiden Staaten führen 

sollen. Die westlichen Länder hoffen, dass das starke Mandat, das Vučić bei den 

Parlamentswahlen im Juni dieses Jahres erhalten hat, dazu beitragen wird, den Streit mit 

Pristina zu lösen. Die Lösung der Kosovo-Frage liegt jedoch nicht allein in der Hand des 

Präsidenten, denn eine solche Lösung würde ihm die Unterstützung des Westens entziehen. 

Die Proteste der extremen Rechten werden ihm dabei helfen zu behaupten, dass die serbische 

Öffentlichkeit nicht bereit ist, in dieser Frage Zugeständnisse zu machen.201 

 

5.4. Massenmorde im Jahr 2023 

 

Anfang Mai, genauer gesagt am 3. und 4. Mai 2023, kam es in Serbien zu zwei 

Massenmorden, die - wie aus dem Bericht der serbischen Regierung an die 

Nationalversammlung hervorgeht - die Öffentlichkeit tief erschütterten. Der erste ereignete 

sich am 3. Mai in der „Vladislav Ribnikar“-Grundschule in Belgrad, als ein 13-jähriger 

Schüler zehn Menschen (neun Schüler und einen Wachmann) tötete und sechs weitere (fünf 
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Schüler und einen Lehrer) verletzte. Die zweite Tat ereignete sich am Abend des 4. Mai in der 

Nähe von Mladenovac, d. h. in den Dörfern Dubona und Malo Orašje, als ein 20-jähriger 

Einheimischer acht Menschen tötete und 14 verletzte. Abgesehen von der Tatsache, dass diese 

beiden Ereignisse nacheinander stattfanden und dass der Schaden und die Zahl der Opfer 

enorm waren, haben sie gemeinsam, dass beide Verbrechen mit Schusswaffen begangen 

wurden. 

Die erste Tat wurde mit einer Waffe begangen, die sich im legalen Besitz des Vaters des 

Schülers befand, der die Morde begangen hat, wofür beide Elternteile verhaftet wurden. Der 

zweite Mord wurde mit einer illegalen Waffe begangen, einem automatischen Gewehr, das 

nach dem geltenden Waffen- und Munitionsgesetz nicht von natürlichen Personen registriert 

werden kann. Während der Ermittlungen fand die Polizei eine große Menge an Waffen und 

Munition in den Wohnungen des Verdächtigen, seiner Familienmitglieder und Verwandten. 

Die Waffen wurden beschlagnahmt, und der Vater, der Großvater und der Onkel des 

Verdächtigen wurden angeklagt. Der Präsident und die Regierung Serbiens reagierten schnell 

auf diese Ereignisse und kündigten die Einführung einer Reihe von Maßnahmen an, die 

problematisch und in ihrer Wirksamkeit fragwürdig sind. In seiner Rede erwähnte der 

Präsident die Todesstrafe, deren Einführung im Widerspruch zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention stünde, die Serbien ratifiziert hat; diese Idee wurde jedoch 

Berichten zufolge vom Premierminister abgelehnt und nicht mehr in Betracht gezogen. 

Daraufhin wurde angekündigt, dass das Strafmündigkeitsalter für Minderjährige von 14 auf 

12 Jahre gesenkt werden soll. Wie die Erfahrungen anderer Länder zeigen, würde diese 

Maßnahme jedoch nur die Jugendkriminalität und die Rückfälligkeit erhöhen, anstatt Gewalt 

zu verhindern und abzuschrecken. Es stellt sich auch die Frage, ob härtere Strafen für 

Waffendelikte den Einsatz von Waffen bei Gewaltverbrechen tatsächlich verringern würden. 

In allen Schulen sind Polizeibeamte im Einsatz. Der Staat kündigte die Einführung einer 

außerordentlichen Kontrolle von Waffen im Besitz von Bürgern an, wodurch die 

Polizeiorganisation weiter belastet wird, sowie andere Formen der Repression gegen Bürger. 

Die Bürger brachten ihre Unzufriedenheit über die Reaktion der Regierung auf die 

zahlreichen Morde, die Maßnahmen und die Arbeit der staatlichen Behörden im Vorfeld und 

die ständige Gewalt in den Medien zum Ausdruck, indem sie zunächst in Belgrad und dann 

im ganzen Land Proteste auf der Straße organisierten. Die Forderungen der Proteste beziehen 

sich hauptsächlich auf die Regulierung der elektronischen und Printmedien, die 

Verantwortung der Beamten und die Absetzung von Reality-Shows mit gewalttätigem Inhalt. 

Die Proteste wurden von der breiten Öffentlichkeit, einschließlich Studenten und 
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Akademikern, Künstlern, Organisationen der Zivilgesellschaft, Anwälten und politischen 

Parteien unterstützt. Die angekündigten Maßnahmen sind größtenteils repressiver Natur und 

tragen nicht zur Verbesserung der Sicherheit der Bürger bei. Es besteht die Möglichkeit, dass 

die Befugnisse und die Rolle der Polizei und der Nachrichtendienste ausgeweitet werden, um 

die autoritäre Macht der Regierung zu stärken, anstatt wirksam auf das Problem zu 

reagieren.202 Die Öffentlichkeit der Republik Serbien war schockiert über die Massenmorde, 

die eine neue Welle politischer Proteste auslösten. Proteste als Form der nicht-institutionellen 

Aktion sind seit dem Protest „Wir lassen Belgrad nicht ertrinken“, den wir in der Einleitung 

des Papiers chronologisch dargestellt haben, üblich geworden. Betrachtet man die aktuellen 

Proteste unter dem Namen "Serbien gegen Gewalt", so fanden vom 8. Mai bis zum 14. 

September 2023 insgesamt 3424 Proteste in ganz Serbien statt. 

Natürlich waren viele dieser Proteste, was die Teilnehmerzahl angeht, nicht sehr groß. Die 

meisten Proteste fanden in Belgrad, Kraljevo, Zrenjanin, Užice, Raška und Novi Sad statt. 

Wie im Falle der Umweltproteste dienten sie als „Schnellschuss“ oder als Gelegenheit, die 

angesammelte politische Unzufriedenheit der Bürger und der Opposition zum Ausdruck zu 

bringen.203 Die Proteste in Serbien begannen Anfang Mai nach zwei Massenmorden auf dem 

Gebiet von Belgrad, die das Land schockierten. Bei den Opfern dieser Morde handelte es sich 

um 19 Menschen, zumeist Kinder und Jugendliche. Die parlamentarischen 

Oppositionsgruppen, darunter die Vereinten, die Volkspartei, die Demokratische Partei, 

Zajedno - Moramo, die Grün-Linke Front und Ne davimo Beograd, rufen zu einer 

Demonstration „Serbien gegen Gewalt“ auf, betonen aber, dass die Demonstration nicht 

politisch ist. Sie organisieren ihn nur in einem technischen Sinne. Der erste Protest wurde am 

8. Mai in Belgrad organisiert und breitete sich dann auf andere Städte aus. Nach Niš, Novi 

Sad und Kragujevac schlossen sich von Woche zu Woche weitere Städte an.204 Die Tatsache, 

dass sich die Proteste von Belgrad auf andere Städte ausbreiteten, spricht ebenfalls für ihr 

Potenzial. Mit anderen Worten: Der Widerstand der Bürger breitet sich aus, aber ein Teil der 

Bürger zeigt sich zutiefst unzufrieden, dass die Proteste zu friedlich sind und radikaler sein 

sollten. Auf der anderen Seite gibt es diejenigen, die scharfe Konfrontationen mit den 

Behörden ablehnen. Der serbische Präsident versucht, die Bürger gegeneinander aufzuhetzen 

und die Opposition zu dämonisieren. Die Opposition und ihre Anhänger verlangen von der 

 
202 Many Weapons, Too Many Words, Too Little Coordination: Institutions’ Response to Mass Murders in 

Belgrade and Mladenovac, Brief Alert, Beograd, Juni 2023, S. 1. 
203 Jovanović / Vučićević, a.a.O., S. 309. 
204 Lađevac Ivona, Serbia political briefing:Protests against violence: how it will end, China-CEE Institute, 

Vol.64, No.1, July, 2023., str.1. 
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Regierung, dass sie für die langfristige Schaffung eines Umfelds, das zu einer Zunahme der 

Gewalt im Land geführt hat, verantwortlich gemacht wird. Sie fordern die Absetzung der 

Leiter der Sicherheitsstrukturen sowie Änderungen in den landesweit verbreiteten Medien, die 

sie ebenfalls für die Zunahme der Gewalt im Land verantwortlich machen, da ihre 

Programme, wie sie behaupten,“Aggression und Unmoral fördern“. In Anbetracht der Zahl 

der Menschen, die die Proteste unterstützen, besteht kein Zweifel, dass die Proteste ein großes 

Potenzial haben.205 Parallel zu den Protesten forderten die Oppositionsparteien die Einsetzung 

eines Untersuchungsausschusses in der serbischen Nationalversammlung, der sich mit den 

Umständen befassen soll, die zu den Massenmorden geführt haben. Die Einsetzung des 

Ausschusses wurde von 193 Mitgliedern der Nationalversammlung unterstützt, darunter auch 

von Mitgliedern der SNS. Drei Tage nach seiner Einsetzung begann die Regierungspartei 

jedoch, dem Untersuchungsausschuss die Beschlussfähigkeit zu verweigern, angeblich auf 

Wunsch der Eltern der ermordeten Kinder, um die Untersuchung zu verschieben.206 

Nach dieser Entscheidung setzte die Opposition, die die Proteste organisiert hatte, die Arbeit 

der Nationalversammlung aus und forderte am 5. September außerordentliche Parlaments- 

und Belgradwahlen. 3 Serben kündigte Präsident Vučić die Möglichkeit an, außerordentliche 

Parlaments- und Belgradwahlen abzuhalten. Nach dieser Ankündigung traten die SNS-

Bürgermeister von 65 Städten und Gemeinden in ganz Serbien massenhaft zurück, darunter 

auch der Bürgermeister von Belgrad, Aleksandar Šapić, was trotz stabiler Mehrheiten in allen 

Kommunalparlamenten vorgezogene Wahlen auslöste.207 Außerordentliche Parlaments-, 

Provinz- und Kommunalwahlen in der Stadt Belgrad und 64 weiteren Städten und Gemeinden 

wurden am 1. November offiziell angekündigt und für den 17. Dezember angesetzt. Diese 

Entscheidung war umstritten, da die regulären Kommunalwahlen in diesen Städten und 

Gemeinden, mit Ausnahme von Belgrad, für Mitte 2024 angesetzt waren und die Regierung 

die verwirrende Entscheidung getroffen hatte, nur in etwa der Hälfte der Gemeinden 

Kommunalwahlen abzuhalten. Zwar wurden in der Vergangenheit gelegentlich frühere 

Kommunalwahlen anberaumt, aber so viele Wahlen ohne ersichtlichen Grund abzuhalten, war 

ein Novum. Nach den Wahlen im Dezember wurde diese Entscheidung von der Öffentlichkeit 

 
205 Ebd., S. 4. 
206 Ko je ukinuo anketni odbor [Who Abolished the Investigative Committee], in: Peščanik, 25. Juli 2023, online 

verfügbar unter: https://pescanik.net/ko-je-ukinuo-anketni-odbor, Zugriff am: [01.04.2025.]. 
207 Srbija: Gradonačelnik Beograda i više od 20 čelnika opština i gradova podneli ostavke [Serbia: The Mayor 

of Belgrade and More Than 20 Municipal Leaders Have Submitted Resignation], in: BBC Serbia, 29. September 

2023, online verfügbar unter: https://www.bbc.com/serbian/lat/sr-bija-66961322, Zugriff am: [01.04.2025.]. 
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als Teil der Strategie der organisierten Abwanderung von Wählern aus Gemeinden, in denen 

keine Wahlen abgehalten werden, in solche, in denen Wahlen abgehalten werden, interpretiert. 

 

6. Politisch-analytischer Blick auf die aktuelle Situation in Serbien 

 

Die politische Landschaft Serbiens ist durch eine zunehmende Aushöhlung demokratischer 

Institutionen, eine geschwächte Opposition, eine politisch apathische Gesellschaft und 

komplexe geopolitische Herausforderungen geprägt. Diese Entwicklungen führen dazu, dass 

Serbien von internationalen Organisationen wie Freedom House als „hybrides Regime“ 

eingestuft wird, was bedeutet, dass es sich weder um eine gefestigte Demokratie noch um eine 

vollständige Autokratie handelt208. 

Das serbische politische System weist zahlreiche strukturelle Defizite auf, insbesondere im 

Bereich der Gewaltenteilung, der Medienfreiheit und der Rechtsstaatlichkeit. Die Opposition 

ist gespalten und sieht sich sowohl internen Herausforderungen als auch institutionellen 

Barrieren gegenüber. Gleichzeitig hat sich in der Gesellschaft ein hohes Maß an politischer 

Resignation etabliert, was durch wirtschaftliche Unsicherheit und weitverbreitete Korruption 

verstärkt wird.209 Hinzu kommt Serbiens geopolitische Position zwischen der Europäischen 

Union, Russland und China, die sowohl externe Einflussnahmen als auch innenpolitische 

Ambivalenzen verstärkt.210 

Dieses Kapitel untersucht diese Herausforderungen aus politikwissenschaftlicher Perspektive 

und analysiert, inwiefern sie die demokratische Entwicklung Serbiens behindern und welche 

Möglichkeiten einer politischen Transformation bestehen. 

 

6.1. Strukturelle Schwäche des demokratischen Systems 

 

Das serbische politische System leidet unter einer zunehmenden Zentralisierung der Macht 

und einer systematischen Erosion demokratischer Institutionen. Laut dem Bericht von 

Freedom House (2023) wird Serbien als „hybrides Regime“ eingestuft, da demokratische 

 
208 Freedom House, Nations in Transit 2023: Serbia Report, Washington, D.C.: Freedom House 2023. 
209 Europäische Kommission, Serbia 2024 Progress Report, Brüssel: Europäische Kommission 2024. 
210 Vachudova, Europe Undivided: Democracy, Leverage, and Integration After Communism, Oxford: Oxford 

University Press 2005. 
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Strukturen formal existieren, jedoch in einer Weise genutzt werden, die die Macht der 

politischen Elite zementiert.211 

Ein besonders problematischer Aspekt ist die Zusammenführung von legislativer, exekutiver 

und judikativer Macht. Während eine funktionierende Demokratie eine klare Gewaltenteilung 

voraussetzt, zeigt sich in Serbien eine zunehmende Verschmelzung dieser Bereiche. Das 

Parlament ist weitgehend von der Regierungspartei dominiert, während die Justiz durch 

politische Einflussnahme geschwächt wird.212 

Das Helsinki-Komitee für Menschenrechte kritisierte 2024 in einem Bericht, dass das 

serbische Justizsystem nicht unabhängig agiere und politisch gesteuerte Prozesse 

zunähmen.213 Ein weiteres Problem ist die zunehmende Politisierung der öffentlichen 

Verwaltung, da viele Schlüsselpositionen mit Anhängern der Regierungspartei besetzt sind.214 

Neben der Kontrolle über staatliche Institutionen ist auch die Einschränkung der 

Medienfreiheit ein zentrales Element der systematischen Machtsicherung. Laut Reporters 

Without Borders (2023) befinden sich rund 80 % der Fernsehsender unter direkter oder 

indirekter Kontrolle der Regierung, wodurch eine neutrale Berichterstattung kaum möglich 

ist.215 Kritische Journalisten werden häufig unter Druck gesetzt, bedroht oder mit Klagen 

überzogen, um sie zum Schweigen zu bringen.216 

Diese Entwicklungen verdeutlichen, dass die demokratischen Institutionen Serbiens zwar 

formal existieren, in der Praxis jedoch erheblich geschwächt sind. 

 

6.2. Die Opposition zwischen interner Schwäche und äußerem Druck 

 

Die serbische Opposition steht vor erheblichen Herausforderungen. Neben internen 

Problemen wie ideologischer Fragmentierung und mangelnder strategischer Geschlossenheit 

sieht sie sich auch einem repressiven politischen Umfeld ausgesetzt. Laut einer Untersuchung 
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2023. 
215 Reporters Without Borders, World Press Freedom Index: Serbia, Paris: Reporters Without Borders 2023. 
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des Instituts für Politikwissenschaften Serbiens aus dem Jahr 2024 sind 72 % der Bürger der 

Meinung, dass die Opposition keine glaubwürdige Alternative zur Regierung darstellt.217 

Ein zentrales Problem ist die ideologische Uneinheitlichkeit der Oppositionsparteien. 

Während einige Gruppen einen proeuropäischen Kurs verfolgen, vertreten andere 

nationalistische und konservative Positionen. Diese Zersplitterung erschwert nicht nur die 

Koordination innerhalb der Opposition, sondern macht es auch schwierig, eine breite 

Wählerschaft anzusprechen.218 

Zusätzlich zu internen Herausforderungen ist die Opposition mit institutionellen 

Einschränkungen konfrontiert. Wahlprozesse in Serbien weisen laut ODIHR (2023) 

zunehmend Unregelmäßigkeiten auf, darunter Wahlbetrug, Stimmenkauf und der Missbrauch 

staatlicher Ressourcen zugunsten der Regierungspartei.219 Zudem erhalten 

Oppositionspolitiker nur begrenzten Zugang zu staatlich kontrollierten Medien, während 

regierungsfreundliche Sender ihre Berichterstattung dominieren.220 

Diese Faktoren schwächen die Opposition erheblich und tragen dazu bei, dass viele Bürger sie 

als ineffektiv oder irrelevant wahrnehmen. 

 

6.3. Politische Kultur und gesellschaftliche Apathie 

 

Neben institutionellen Problemen stellt die politische Apathie der Bevölkerung eine 

wesentliche Herausforderung für die Demokratisierung Serbiens dar. Laut Freedom House 

(2023) glauben viele Bürger, dass Wahlen keine realen Veränderungen herbeiführen 

können.221 

Ein zentraler Faktor für diese Apathie ist die wirtschaftliche Unsicherheit. Krastev (2013) 

argumentiert, dass in Ländern mit hoher wirtschaftlicher Instabilität politische Prozesse oft als 

 
217 Institut für Politikwissenschaften Serbiens, Studie zur politischen Opposition in Serbien, Belgrad: Institut für 
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korrupt und irrelevant wahrgenommen werden, was das politische Engagement erheblich 

senkt.222 

In Serbien bestätigt eine Untersuchung der Europäischen Kommission (2024), dass 

Korruption als eines der größten Probleme des Landes betrachtet wird, wodurch das Vertrauen 

der Bürger in politische Institutionen weiter untergraben wird.223 

Diese Situation wird durch eine hohe Arbeitslosigkeit und geringe soziale Mobilität 

verschärft, was dazu führt, dass viele junge Menschen das Land verlassen, anstatt sich 

politisch zu engagieren.224 

Die geringe Wahlbeteiligung ist ebenfalls ein Indikator für die politische Resignation. Viele 

Bürger nehmen an Wahlen nicht teil, da sie überzeugt sind, dass diese keine realen 

Veränderungen bewirken können.225 Eine aktive Zivilgesellschaft könnte dazu beitragen, 

dieses Misstrauen abzubauen, doch staatliche Repressionen und restriktive Gesetzgebung 

behindern das Engagement unabhängiger Organisationen.226 

 

6.4. Geopolitische Determinanten politischer Prozesse 

 

Serbien befindet sich in einer geopolitischen Grauzone zwischen der Europäischen Union, 

Russland und China. Diese komplexe Position führt dazu, dass das Land zwischen 

verschiedenen Einflusssphären navigieren muss, was seine innenpolitische Stabilität und 

demokratische Entwicklung beeinflussten. 

Die Europäische Union fordert von Serbien kontinuierlich Reformen in den Bereichen 

Rechtsstaatlichkeit, Medienfreiheit und demokratische Institutionen. In den letzten Jahren gab 

es jedoch nur begrenzte Fortschritte.227 

Neben der EU unterhält Serbien enge Beziehungen zu Russland und China, die als alternative 

geopolitische Partner fungieren. Diese Beziehungen bieten der serbischen Regierung 
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wirtschaftliche und politische Unterstützung, ohne dass demokratische Reformen eingefordert 

werden.228 

Medienanalysen zeigen, dass in Serbien oft propagandistische Narrative verbreitet werden, 

die den Westen als feindlich und Russland als natürlichen Verbündeten darstellen.229 Diese 

geopolitische Ambivalenz führt dazu, dass demokratische Reformen häufig aufgeschoben 

oder nur halbherzig umgesetzt werden.230 

Die Energieabhängigkeit von Russland verstärkt diese Dynamik weiter. Serbien importiert 

einen Großteil seines Erdgases aus Russland, was der serbischen Regierung wenig Spielraum 

für eine unabhängige Energiepolitik lässt.231 

Gleichzeitig investiert China massiv in serbische Infrastrukturprojekte, was einerseits 

wirtschaftliche Vorteile bringt, andererseits aber auch die politische Abhängigkeit von Peking 

erhöht232. 

 

6.5. Möglichkeiten der politischen Transformation 

 

Eine umfassende politische Transformation Serbiens erfordert eine Kombination aus internen 

Reformen und externer Unterstützung durch internationale Akteure wie die Europäische 

Union. Es gibt mehrere Schlüsselbereiche, die angegangen werden müssen, um eine 

nachhaltige Demokratisierung zu ermöglichen. 

 

6.5.1. Reform der Justiz und Stärkung des Rechtsstaates 

 

Eine der größten Herausforderungen für die Demokratisierung Serbiens ist die fehlende 

Unabhängigkeit der Justiz. Freedom House (2023) hebt hervor, dass serbische Gerichte oft 
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politischem Druck ausgesetzt sind und Entscheidungen zugunsten der Regierungspartei 

getroffen werden.233 

Maßnahmen zur Justizreform: 

• Entpolitisierung der Ernennung von Richtern: Die Besetzung von Richterämtern sollte 

von einer unabhängigen Justizkommission geregelt werden, um politische 

Einflussnahme zu verhindern.234 

• Effektivere Korruptionsbekämpfung: Stärkere Kontrollen und härtere Strafen für 

Korruptionsdelikte sind notwendig, um die Glaubwürdigkeit des Justizsystems 

wiederherzustellen.235 

• Erhöhung der Transparenz: Regelmäßige Berichte über gerichtliche Entscheidungen 

und deren Begründungen sollten öffentlich zugänglich gemacht werden, um das 

Vertrauen der Bürger zu stärken.236 

 

6.5.2. Stärkung der politischen Opposition und Demokratisierung des Parteiensystems 

 

Die serbische Opposition ist stark fragmentiert und leidet unter einem Mangel an Einheit und 

strategischer Planung. Linz & Stepan (1996) argumentieren, dass eine stabile Demokratie eine 

kohärente und handlungsfähige Opposition benötigt, die als alternative politische Kraft zur 

Regierung fungiert.237 

Strategien zur Stärkung der Opposition: 

• Bildung eines Oppositionsbündnisses: Eine Zusammenarbeit zwischen 

proeuropäischen, zentristischen und gemäßigt konservativen Parteien könnte helfen, 

eine breite Wählerbasis zu mobilisieren.238 
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• Fokus auf Sozial- und Wirtschaftspolitik: Viele Oppositionsparteien konzentrieren sich 

primär auf Korruptionsvorwürfe gegen die Regierung, anstatt eine klare 

wirtschaftliche Alternative zu präsentieren.239 

• Schutz vor staatlicher Repression: Internationale Organisationen sollten den Schutz 

von Oppositionspolitikern und Aktivisten durch verstärkte Überwachung und 

rechtliche Unterstützung gewährleisten.240 

 

6.5.3. Förderung der Medienfreiheit und Bekämpfung staatlicher Propaganda 

 

Eine freie und unabhängige Presse ist eine Grundvoraussetzung für eine funktionierende 

Demokratie. Derzeit kontrolliert die Regierung jedoch einen Großteil der traditionellen 

Medienlandschaft. Laut Reporters Without Borders (2023) sind 80 % der Fernsehsender in 

Serbien direkt oder indirekt unter staatlicher Kontrolle.241 

Reformvorschläge für mehr Medienfreiheit: 

• Förderung unabhängiger Medien: Finanzielle Unterstützung durch nationale und 

internationale Organisationen für investigative Journalisten und unabhängige 

Medienunternehmen.242 

• Strenge Regulierung der Medienkonzentration: Eine Begrenzung der 

Medienbesitzverhältnisse könnte verhindern, dass wenige Oligarchen die öffentliche 

Meinung dominieren.243 

• Schutz von Journalisten: Striktere Gesetze gegen Einschüchterung und Gewalt 

gegenüber Journalisten sind notwendig, um eine freie Berichterstattung zu 

ermöglichen.244 
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6.5.4. Erhöhung der politischen Partizipation der Bürger 

 

Die geringe Wahlbeteiligung in Serbien ist ein direktes Resultat des politischen Misstrauens 

und der Überzeugung, dass Wahlen keinen echten Einfluss auf die Machtverhältnisse haben. 

Laut Europäischer Kommission (2024) liegt die Wahlbeteiligung in Serbien oft unter dem 

EU-Durchschnitt.245 

Maßnahmen zur Erhöhung der politischen Beteiligung: 

• Politische Bildung und Aufklärung: Kampagnen zur Stärkung des demokratischen 

Bewusstseins sollten gezielt junge Wähler ansprechen.246 

• Einschränkung der Wahlmanipulation: Eine bessere Überwachung von Wahlen durch 

internationale Beobachter könnte helfen, das Vertrauen in den Wahlprozess zu 

stärken.247 

• Förderung direkter Bürgerbeteiligung: Digitale Plattformen zur öffentlichen 

Konsultation politischer Entscheidungen könnten das Engagement der Bürger 

erhöhen.248 

 

6.5.5. Internationale Unterstützung und Annäherung an die Europäische Union 

 

Serbiens Beziehung zur Europäischen Union ist ein zentraler Faktor für die zukünftige 

demokratische Entwicklung des Landes. Die EU hat immer wieder Reformen in den 

Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Medienfreiheit und Korruptionsbekämpfung gefordert, aber oft 

blieb der Druck ohne konkrete Konsequenzen. 

Mögliche Maßnahmen der EU: 

• Konditionalität der EU-Hilfen: Finanzielle Unterstützung sollte strenger an die 

Umsetzung demokratischer Reformen geknüpft werden.249 
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• Erhöhung des diplomatischen Drucks: Die EU könnte gezieltere Sanktionen gegen 

Einzelpersonen verhängen, die für Wahlmanipulation und Medienzensur 

verantwortlich sind.250 

• Erleichterung wirtschaftlicher Integration: Eine schrittweise Integration in den EU-

Binnenmarkt könnte wirtschaftliche Vorteile bringen und demokratische Reformen 

beschleunigen.251 

 

Schlussfolgerung 

 

 

Die politische Dynamik Serbiens, analysiert durch das Prisma der 

Oppositionsstrategien in den Schlüsseljahren 1990, 2023 sowie der jüngsten Proteste von 

2024/2025, verweist auf eine tief verwurzelte Kontinuität: das Bestehen eines demokratischen 

Potenzials ohne dessen substanzielle Verwirklichung. Auch wenn sich die Formen des 

oppositionellen Handelns im Laufe der Zeit wandeln, bleiben die grundlegenden Schwächen 

konstant – institutionelle Fragilität, Fragmentierung der politischen Elite und ein chronisches 

Defizit an Vertrauen der Bürger in das politische System. 

Trotz der formalen Verfasstheit als demokratische Republik weist Serbien zunehmend 

Merkmale eines kompetitiven Autoritarismus auf, in dem Wahlen zwar stattfinden, jedoch 

unter ungleichen Bedingungen; in dem ein Mehrparteiensystem existiert, die 

Entscheidungsmacht aber stark zentralisiert ist; und in den Institutionen – obwohl offiziell 

unabhängig – selektiv und unter politischer Kontrolle agieren. Die Opposition sieht sich in 

diesem Kontext nicht nur einer Partei, sondern einem Regime gegenüber, das staatliche 

Ressourcen zur Machtsicherung instrumentalisiert, während oppositionelles Handeln auf 

symbolische Proteste und institutionelle Fragmentinitiativen reduziert bleibt. 

Die Studentenproteste des Jahres 2024 markieren dabei einen bedeutsamen Wendepunkt im 

politischen Imaginären des Landes. Sie sind nicht nur Ausdruck generationeller Frustration, 

sondern ein kollektiver Appell zur Wiederherstellung politischer Ethik und institutioneller 

Verantwortung. Sollte jedoch keine politische Vermittlung erfolgen – wenn es der Opposition 

 
250 Reporters Without Borders: World Press Freedom Index: Serbia. Paris: Reporters Without Borders 2023. 
251 Europäische Kommission: Serbia 2024 Progress Report. Brüssel: Europäische Kommission 2024. 
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nicht gelingt, diese gesellschaftliche Energie in eine klar artikulierte und legitime Alternative 

zu überführen – droht auch diese Mobilisierung, in den bekannten Zyklen von Protest und 

Resignation zu verflachen. 

In der Folge eröffnen sich mehrere denkbare politische Entwicklungen. Eine Möglichkeit ist 

die Konsolidierung des autoritären Status quo, bei dem das Regime Protestenergie durch 

begrenzte Zugeständnisse, selektive Repression und fortgesetzte Kontrolle über Medien und 

Justiz absorbiert. Dies würde eine formale Stabilität erzeugen, gleichzeitig jedoch die 

demokratische Ordnung weiter delegitimieren und die Kluft zwischen Bürgern und Staat 

vertiefen. Ebenso denkbar ist ein Szenario, in dem es der Opposition gelingt, die aktuelle 

gesellschaftliche Mobilisierung in eine kohärente politische Plattform mit klaren 

Reformforderungen zu überführen – was nicht zwingend einen Machtwechsel, wohl aber eine 

Wiederherstellung verfassungsmäßiger Balance und institutioneller Rechenschaftspflicht 

ermöglichen würde. Am wahrscheinlichsten erscheint jedoch ein Zustand politischer 

Lähmung, in dem Proteste verebben, die Opposition gespalten bleibt und die Bürger in eine 

neue Phase der Apathie und des politischen Zynismus verfallen – wodurch die Demokratie auf 

ein inhaltsleeres Ritual reduziert würde. 

Letztlich entscheidet sich die Zukunft der Opposition in Serbien nicht allein an der Frage des 

Regimewechsels, sondern an der Fähigkeit, eine neue politische Kultur zu etablieren. Der 

Erfolg wird nicht allein an Wahlergebnissen gemessen, sondern daran, ob es gelingt, das 

Vertrauen in Politik als Raum des Gemeinwohls wiederherzustellen und eine glaubwürdige 

Vision eines Staates zu formulieren, in dem Macht nicht der Selbstzweck autoritärer 

Kontrolle, sondern ein Instrument rechtsstaatlicher Verantwortung ist. Bleibt diese 

Transformation aus, wird jeder neue Protest – so berechtigt und energisch er auch sein mag – 

lediglich ein weiteres Symptom einer tiefgreifenden politischen Krise darstellen, jedoch nicht 

deren Heilmittel. 
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